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50 Jahre BBiG – Richtschnur und Ansporn
 
zur Weiterentwicklung der Berufsbildung
 

FRIEDRICH HUBERT ESSER 
Prof. Dr., Präsident des BIBB 

Liebe Leserinnen und Leser, 

das Berufsbildungsgesetz (BBiG) ist 50 Jahre alt geworden. 
Ist das einen Hinweis wert? Feiert man den Geburtstag ei­
nes Gesetzes? Ich meine: Ja! Denn das Berufsbildungsge­
setz hat für die Berufsbildung in Deutschland, und damit 
selbstverständlich auch für das BIBB, eine ganz besondere 
Bedeutung – heute wie vor 50 Jahren. 

Einst umstritten – heute Garant für hohe Qualität 

War das Gesetz bei seinem Inkrafttreten am 1. September 
1969 noch stark umstritten, hat es im Lauf der Jahrzehn­
te mehr und mehr Befürworter gefunden. Es ist heute der 
anerkannte Garant für die Qualität der Berufsbildung in 
Deutschland. Es zeichnet sich durch Flexibilität aus und 
ermöglicht damit den Akteuren in der Praxis, passgenaue 
Lösungen zu finden. 
Vor 1969 nahm insbesondere die Wirtschaft zentrale Auf­
gaben in der Berufsbildung wahr. Die Sicherung ihres 
Fachkräftebedarfs sah sie als ihre alleinige Aufgabe an. In 
den 1960er-Jahren, in breiten bildungspolitischen Diskus­
sionen, griff die Politik die bereits viel älteren Forderungen 
der Gewerkschaften auf, öffentliche Verantwortung für die 
Berufsbildung zu übernehmen. 
Im Interesse der Qualität, und damit im Interesse von In­
dividuen und Betrieben gleichermaßen, wurden mit dem 
Berufsbildungsgesetz bundesweit einheitliche Regelungen 
zu Ausbildung und Prüfungswesen in allen Wirtschaftsbe­
reichen geschaffen. Ausbildungsordnungen erfuhren eine 
staatliche Anerkennung. Die Rechte und Pflichten der Aus­
zubildenden und Ausbildenden wurden damit einheitlich 
in einem Sonderarbeitsrecht für Ausbildungsverhältnisse 
festgelegt. Eine wissenschaftliche Einrichtung, das Bun­
desinstitut für Berufsbildungsforschung (BBF) – der Vor­
gänger des BIBB –, wurde 1970 gegründet. 
Damals wie heute war dem Staat bewusst, dass Berufsbil­
dung dann gut funktioniert, wenn sich die maßgeblichen 
Akteure zusammentun. Neben Bund und Ländern sind das 
insbesondere die Sozialpartner und Kammerorganisatio­
nen. Das Gesetz sichert ihnen Einfluss, etwa über ihre Mit-

wirkungsrechte im Hauptausschuss des BIBB. Das prakti­
zierte Konsensprinzip prägt seither das Miteinander bei 
der Suche nach tragfähigen Lösungen. 

Genügend Raum für notwendige Weiter­
entwicklungen 

Doch wie ist es um die Aktualität des BBiG im Jahr 2019 
bestellt? Können wir mit ihm die jetzigen Herausforderun­
gen wie die Digitalisierung und Steigerung der Attraktivi­
tät des Berufsbildungssystems angehen? Auch hier sage 
ich ganz eindeutig: Ja! Die geplante BBiG-Novelle bietet 
zudem die Chance, notwendige Impulse für die Weiterent­
wicklung der beruflichen Bildung zu setzen. Grundsätzlich 
ist das Gesetz so ausgestaltet, dass es den Akteuren in Poli­
tik und Praxis ausreichend Spielraum für diese notwendige 
Weiterentwicklung gibt, zum Beispiel, um den Deutschen 
Qualifikationsrahmen (DQR) zu etablieren und um dem 
Bedeutungszuwachs der beruflichen Weiterbildung Rech­
nung zu tragen. Das Gesetz kann aber auch Entwicklungen 
bestärken und Instrumente aufgreifen, die den Anwendern 
vor Ort Sicherheit über rechtskonformes Handeln geben, 
zum Beispiel mit eigenen Regelungen zu Teilzeitausbildun­
gen oder Auslandsaufhalten während der Ausbildung, wie 
es ja mit der Novelle im Jahr 2005 der Fall gewesen ist. 
Für das BIBB begründet das Berufsbildungsgesetz damit 
einen hohen Anspruch, seine umfangreichen, vielfältigen 
Aufgaben in den Geschäftsfeldern Forschung, Ordnung 
und Dienstleistungen für die berufliche Bildung wahrzu­
nehmen. Der 50. Geburtstag des BBiG ist für uns Ansporn 
und Richtschnur zugleich, auch in Zukunft einen unver­
zichtbaren Beitrag für die Weiterentwicklung des Berufs­
bildungssystems in Deutschland zu leisten. 
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Lehrzeitverlängerung in Österreich
 

HELMUT DORNMAYR 
Projektleiter am Institut für Bildungsforschung 
der Wirtschaft (ibw), Wien 

Die im österreichischen Berufsausbil­

dungsgesetz vorgesehene Möglichkeit 

der Lehrzeitverlängerung soll für be­

nachteiligte Jugendliche die Chance 

erhöhen, einen regulären Ausbildungs­

abschluss zu erreichen. Die im Beitrag 

vorgestellten Zahlen zu Inanspruch­

nahme und späterem Arbeitsmarkt­

erfolg zeigen, dass sich diese Option 

als erfolgreich erwiesen und im dualen 

System in Österreich etabliert hat. 

Zielsetzung und gesetzliche 
Grundlage 

Mit der Einrichtung der »Integrativen 
Berufsausbildung« im Jahr 2003 wurde 
in Österreich die Möglichkeit einer in­
dividuell flexiblen, dualen Ausbildung 
für benachteiligte Jugendliche geschaf­
fen. Demnach besteht die Möglichkeit, 
eine reguläre Ausbildung innerhalb 
eines verlängerten Zeitraums oder als 
Teilqualifizierung abzuschließen. Als 
erfolgreichere der beiden Varianten 
– sowohl im Hinblick auf Inanspruch­
nahme (2018: 80 % Lehrzeitverlänge­
rung, 20 % Teilqualifizierung) als auch 
auf den späteren Arbeitsmarkterfolg 
(vgl. Dornmayr 2017) – hat sich die 
Lehrzeitverlängerung herausgestellt. 
Die Lehrzeitverlängerung, formal »Aus­
bildung gemäß § 8 b Abs. 1 BAG«, war 
und ist für das österreichische Ausbil­
dungssystem in mehrfacher Hinsicht 
innovativ: Die Ausbildung erfolgt zu 
einem wesentlichen Teil inklusiv, d. h. 
der Großteil der Jugendlichen lernt 
in einem Betrieb im Rahmen der re­
gulären Ausbildung. Die Möglichkeit 
zur Verlängerung der Ausbildungszeit 

unterstreicht den fördernden Zugang: 
»Schwächere« Jugendliche sollen nicht,  
wie sonst oft üblich, verkürzt lernen,  
sondern im Gegenteil mehr und län
ger Unterstützung erfahren, um einen 
vollwertigen beruflichen Abschluss zu 
erlangen. Die Möglichkeit zur Lehrzeit
verlängerung soll somit einer Diskrimi
nierung benachteiligter Jugendlicher  
vorbeugen. 

Zielgruppe und Umsetzung 

§  8  b BAG definiert die Zielgruppe der  
verlängerten Lehre (§ 8 b Abs.1 BAG) als  
Personen, die das Arbeitsmarktservice  
(AMS)1 nicht in ein reguläres Lehrver
hältnis vermitteln konnte und auf die  
eine der folgenden Voraussetzungen  
zutrifft: 
•	 Personen, die am Ende der Pflicht

schule sonderpädagogischen För
derbedarf hatten und zumindest  
teilweise nach dem Lehrplan einer  
Sonderschule unterrichtet wurden, 

•	 Personen ohne Schulabschluss, 
•	 Behinderte im Sinne des Behinder

teneinstellungsgesetzes bzw. des je
weiligen Landesbehindertengesetzes,  

•	 Personen, von denen nach erfolgter  
Beratungs-, Betreuungs- oder Orien
tierungsmaßnahme angenommen  
werden muss, dass für sie aus aus
schließlich in der Person liegenden 
Gründen der Abschluss eines Lehr
vertrags gemäß §  1 nicht möglich ist. 

Mit diesen Vorgaben ist der Zugang  
auf eine klar definierte Zielgruppe  
beschränkt. 
In der Regel wird die Ausbildungszeit 
um ein Jahr, in Ausnahmefällen um  
zwei Jahre verlängert, sofern dies für  
die Ablegung der Abschlussprüfung not
wendig ist. In allen sonstigen Punkten 

­

­
­

­

­
­

­
­

­

­

­

­

1 In Deutschland vergleichbar mit der Bundes­

agentur für Arbeit. 

ist die verlängerte Ausbildung der re­
gulären Ausbildung gleichgestellt. 
Ein zentrales Element der Umsetzung 
ist die Begleitung durch die Berufs­
ausbildungsassistenz (BAS), deren 
Aufgaben Unterstützung, Betreuung, 
Koordination und Vernetzung umfassen. 
Die BAS unterstützt die Jugendlichen 
durch sozialpädagogische, psycholo­
gische und didaktische Hilfestellung. 
Die Lehrzeitverlängerung kann von 
jedem Ausbildungsbetrieb und von 
besonderen überbetrieblichen Ausbil­
dungseinrichtungen (§ 8 c BAG) ange­
boten werden. 

Stetig steigende Teilnahmezahlen 

Seit der Einrichtung im Jahr 2003 kann 
– trotz insgesamt rückläufiger Auszu­
bildendenzahlen – ein kontinuierlicher 
Anstieg der Zahl der Jugendlichen ver­
zeichnet werden, die eine verlängerte 
Ausbildungszeit in Anspruch nehmen. 
Dies kann als Indiz dafür gewertet wer­
den, dass dieses Modell einer indivi­
duell adaptierten Berufsausbildung für 
benachteiligte Jugendliche mittlerweile 
sukzessive an Bekanntheit gewonnen 
und sich im dualen Ausbildungssystem 
Österreichs etabliert hat. 
Ende Dezember 2018 befanden sich ins­
gesamt 6.407 Auszubildende in einer 
Berufsausbildung mit Lehrzeitverlän­
gerung; dies entspricht einem Anteil 
von 5,9 Prozent aller Auszubildenden 
in Österreich. Fast drei Viertel (73 %) 
dieser Auszubildenden absolvierten 
ihre Ausbildung in einem Unternehmen, 
27 Prozent in überbetrieblichen Aus­
bildungseinrichtungen. Der Anteil der 
jungen Menschen, die in Unternehmen 
ausgebildet werden, hält sich – nach 
einem Anstieg auf den Spitzenwert von 
80 Prozent im Jahr 2008 – recht kon­
stant bei einem Wert um 70 Prozent 
(vgl. Abb.). 
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Ausbildungs- und Arbeitsmarkt­  
erfolg 

Da die Lehrzeitverlängerung für eine  
benachteiligte Personengruppe kon-
zipiert ist, liegt der Ausbildungserfolg 
erwartungsgemäß niedriger als bei ei-
ner regulären Lehre. Gleichwohl verlie
ßen rund 50 Prozent im Zeitraum von 
2010 bis 20172 die Ausbildung mit einer  
erfolgreichen Lehrabschlussprüfung.  
Der Anteil an Absolventinnen/Absol
venten mit erfolgreich bestandener  
Lehrabschlussprüfung im Rahmen   
einer regulären Ausbildung lag im glei­  
chen Zeitraum bei rund 77 Prozent. 
Analysen zur Berufseinmündung von  
jungen  Menschen  nach  Beendigung  
einer Ausbildung mit Lehrzeitver
längerung zeigen, dass sowohl ihre  
kurz- als auch längerfristige Arbeits

marktintegration bei erfolgreichem Ab-
schluss erheblich günstiger verläuft als  
bei vorzeitiger Beendigung ebendieser  
Ausbildung (vgl. Dornmayr/Litschel/ 
Löffler 2017). 
Markante Unterschiede gibt es auch da
hingehend, ob die Ausbildung in einem  
Betrieb oder in einer überbetrieblichen  
Ausbildungseinrichtung erfolgte. Bei  
jenen, welche die Lehrzeitverlängerung  
in einem Betrieb absolviert haben, zeigt  
sich sogar fünf Jahre nach Ausbildungs
ende noch eine deutlich bessere Inte­  
gration am Arbeitsmarkt. 

Fazit 

Mit dem Modell der Lehrzeitverlänge
rung gelingt es – ganz im Sinne einer  
inklusiven Berufsbildung –, benach
teiligte Jugendliche im Regelsystem  
auszubilden. Es wirkt somit einer Dis
kriminierung entgegen. Schwächere  
Jugendliche scheiden nicht früher als 

andere aus dem Ausbildungssystem aus,  
sondern erhalten mehr Zeit zum Lernen,  
um einen vollwertigen beruflichen Ab-
schluss zu erzielen. Sozialpädagogische,  
psychologische und didaktische Hilfe-
stellung über die Berufsausbildungsas
sistenz sind dabei von zentraler Bedeu
tung. Durch klare Zugangsregelungen  
(§  8  b BAG) kann sichergestellt werden,  
dass diese Ausbildungen als Ergänzung  
und nicht als Ersatz regulärer Ausbil
dungsverträge fungieren. 

 
s

­ ­
­ ­

­ ­
­
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50 Jahre BBiG – Rechtlicher Rahmen mit genügend 
Gestaltungsspielraum? 

Am 1. September 1969 trat das Berufsbildungsgesetz (BBiG) in Kraft. Voraus­

gegangen waren lange und intensive Debatten über die Notwendigkeit und 

Regelungsbereiche eines solchen Gesetzes. Seit seinem Inkrafttreten gelten 

bundeseinheitliche Bestimmungen für die duale Ausbildung und berufliche 

Fortbildung. Das hohe Maß an Standardisierung und die gesetzlich geregelte 

Zusammenarbeit der Sozialpartner mit Bund und Ländern tragen wesentlich 

zur Profilierung dieses Bildungsbereichs bei und genießen international ho­

hes Ansehen. Doch bietet der gesetzliche Rahmen auch genügend Flexibilität, 

um auf Veränderungen in Wirtschaft und Gesellschaft reagieren zu können? 

Mit kurzen Statements aus dem Hauptausschuss und dem wissenschaftlichen 

Beirat des BIBB wird diese Frage rückblickend und perspektivisch beleuchtet. 

Prof. Dr. Detlef Buschfeld Bei dieser Frage muss ich 
mich zunächst rückversichern. Wann hat sich ein Gesetz 
in zentralen Punkten bewährt? Ich möchte behaupten, 
es hat sich dann bewährt, wenn es heute ähnlich wie vor 
50 Jahren noch in vergleichbaren Strukturen erfunden 
werden müsste. Aus dieser Sicht kann ich mich der Bewer­
tung aus der »Evaluation des Berufsbildungsgesetzes« aus 
dem Jahre 2016 durch das BMBF anschließen, dass sich 
das BBiG im Grundsatz bewährt hat. Ich kann als juristi­
scher Laie nicht erkennen, wo es viel einfacher oder sparsa­
mer formuliert werden könnte, und auch nicht, wo die ge­
setzliche Regelungsdichte prinzipiell zu gering wäre oder 
es wichtige unterdefinierte Bereiche gäbe. Über Reformen 
und Änderungen sollte deshalb politisch gestritten werden, 
so wie es bei der aktuellen Novellierung ja auch passiert. 
Aber es gibt m. E. keine Punkte, bei denen das Für und Wi­
der eindeutig und ohne bedenkenswerte Nebeneffekte in 
die Richtung einer fundamentalen Änderung deuten wür­

de. Politisch sind Spielräume zu diskutieren, aber aus mei­
ner Sicht keine inhaltlichen Fundamente. 

Dr. Alexandra Bläsche Aus Sicht der Länder besteht 
die herausragende Bedeutung dieses Gesetzes in der bun­
deseinheitlichen Festlegung, was unter Berufsbildung zu 
verstehen ist. Grundsätzliche Regelungen wie beispiels­
weise zum Ausbildungsvertrag, zu den Prüfungsverfah­
ren oder zu den Aufgaben der zuständigen Stellen sind 
im BBiG festgelegt. Eine Berufsausbildung in Branden­
burg erfüllt die gleichen Voraussetzungen und Ansprü­
che wie in allen anderen Regionen in Deutschland. Die 
Auszubildenden und Betriebe wissen, worauf sie sich 
einlassen und was – zumindest grundsätzlich – als Er­
gebnis herauskommt, – vorausgesetzt natürlich, dass die 
Ausbildung erfolgreich abgeschlossen wird. Das BBiG ist 
daher ein »Qualitätssicherungssystem«, das den recht­
lichen und qualitativen Rahmen bildet. Es hat sich über 
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die 50 Jahre bewährt und damit die »duale Berufsausbil­
dung« zu einem allseits anerkannten Label, auch inter­
national, gemacht. Eine besondere Stärke des Gesetzes 
ist die Einbindung der Sozialpartner als zentrale Exper­
ten für alle Fragen der Berufsbildung. Das BBiG orien­
tiert sich damit stark am Bedarf der Betriebe.  

Elke Hannack Die im BBiG geregelte duale Berufsbil­
dung vermittelt wie kein anderer Bildungsbereich eine um­
fassende, am Berufsprinzip ausgerichtete Handlungskom­
petenz, die fassbar wird in qualitativ hochwertigen und 
arbeitsmarktrelevanten beruflichen Qualifikationen. Für 
die zunehmende Komplexität von Arbeitsprozessen und 
Arbeitsorganisation sind Qualifizierte aus der dualen Be­
rufsbildung deshalb gut gerüstet. Beschäftigte mit dualem 
Berufsabschluss stärken die Innovationskraft der Betriebe. 
Ein wichtiges Erfolgsmoment ist dafür die Ausgestaltung 
des Berufsausbildungsverhältnisses als Vertragsverhältnis 
mit Rechten und Pflichten. Für Betriebe ist es deshalb eine 
wichtige Investitionsentscheidung für die Fachkräftequali­
fizierung. Für junge Menschen stellt eine Berufsausbildung 
mit Ausbildungsvergütung und Schutzrechten eine attrak­
tive Option für die berufliche Zukunft dar. 
Die duale Berufsbildung ist aber an Voraussetzungen ge­
knüpft. Sie ist kein staatliches Bildungssystem. Die Defi­
nition von Standards in Aus- und Fortbildungsordnungen, 
im Prüfungswesen und für die Tätigkeit der zuständigen 
Stellen gestalten Staat, Wirtschaftsverbände und Gewerk­
schaften gemeinsam im Konsens. Dadurch wird der Aus­
gleich zwischen den Anforderungen der Arbeitswelt und 
den Bedürfnissen der Auszubildenden garantiert. Das erst 
sichert eine hohe Akzeptanz der Berufsbildungsqualifika­
tionen in der Arbeitswelt. 

Dr. Hans Jürgen Metternich Die duale Ausbildung ist 
ein weltweit anerkanntes Erfolgsmodell, den Rahmen für 
diesen Erfolg stellt das Berufsbildungsgesetz. Als Ergebnis 
besitzt Deutschland ein berufliches Bildungssystem, das 
bundesweit einen einheitlichen Bildungsstandard gewähr­
leistet. Unternehmen können sich darauf verlassen, dass 
Fachkräfte mit einer Berufsausbildung unabhängig vom 
Ausbildungsort eine hohe berufliche Handlungskompe­
tenz mitbringen und den Einsatz im Betrieb auf diese ho­
hen Qualitätsstandards ausrichten. Auszubildende werden 
entsprechend der Bedarfe der Unternehmen zu qualifizier­
ten Fachkräften ausgebildet und haben hierdurch beste 
Beschäftigungs- und Karrieremöglichkeiten. Das BBiG 
sichert damit letztendlich die hohe Innovationskraft und 
Wirtschaftsleistung unseres Landes. 
Obwohl die ausbildenden Unternehmen im Berufsbil­
dungsgesetz explizit kaum erwähnt werden, hat sich in 
der langjährigen Praxis eine enge Verbundenheit ergeben. 
Durch die intensive Einbindung der Sozialpartner wer­
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den technische oder organisatorische Entwicklungen und 
sich verändernde betriebliche Anforderungen zeitnah in 
den Ausbildungs- und Fortbildungsordnungen aufgegrif­
fen, sodass eine kontinuierliche Weiterentwicklung der 
Bildungsanforderungen und -standards sichergestellt ist. 

Das Berufsbildungsgesetz verbindet die unterschiedlichen 
Akteure in der beruflichen Bildung auf eine einzigartige, 
die Kooperation fördernde Weise. Über all dem steht das 
Konsensprinzip, das in der Berufsbildung eine besonders 
konstruktive Bedeutung hat. 

Bläsche Das Gesetz definiert den Rahmen und die grund­
sätzlichen Anforderungen und Bedingungen für die duale 
Ausbildung, die berufliche Fortbildung und die berufliche 
Umschulung. Es lässt einen erheblichen Gestaltungsspiel­
raum auf der betrieblichen Ausbildungsebene zu, der si­
cherlich noch stärker genutzt werden könnte. So ist es 
beispielsweise möglich, die Ausbildung im Verbund zu 
gestalten. Dies ist insbesondere für kleinere Betriebe eine 
gute Chance, selbst in die Ausbildung einzusteigen und 
ihren Auszubildenden eine hochwertige Ausbildung anzu­
bieten. Die meisten Länder unterstützen die Betriebe dabei 
und fördern Verbundausbildung finanziell. 
Aus Sicht der Länder gibt es keine Restriktionen im Gesetz, 
die einer attraktiven Gestaltung der Berufsbildung grund­
sätzlich entgegenstehen würden. Letztlich entscheidet 
sich die Attraktivität eines Ausbildungsangebots auf der 
betrieblichen Ebene und da kann man sich als attraktiver 
Ausbildungsbetrieb durchaus mit guten Bedingungen und 
spannenden Ausbildungsangeboten und -methoden profi­
lieren. 

Metternich Die Einbeziehung der betrieblichen Erfor­
dernisse in die Gestaltung der berufsbezogenen Umset­
zungsregelungen stellt den höchsten Wert dar. Dadurch ist 
sichergestellt, dass technische und organisatorische Verän­
derungen im Wirtschaftsgefüge zeitnah in der beruflichen 
Bildung Niederschlag finden. Durch die Möglichkeit, auch 
Teilnovellierungen in sehr straffen Verfahren umzusetzen, 
kann der grundsätzliche Gestaltungsspielraum gut ge­
nutzt werden. Auf diese Weise und auf Basis offener For­
mulierungen schafft das BBiG für die Akteure in Aus- und 
Fortbildung einen Umsetzungrahmen, der es erlaubt, die 
besonderen Anforderungen aller Branchen aufgabenspezi­
fisch umzusetzen. Die »Berufemacher«, insbesondere die 

Sachverständigen der Sozialpartner, die auf Grundlage 
des BBiG arbeiten, schaffen in den Formulierungen den 
Spagat zwischen hilfreicher Abstraktion und notwendiger 
Konkretheit, um den unterschiedlichen Wirklichkeiten von 
Ausbildungsbetrieben gerecht zu werden. Dabei ist die in 
der Praxis ermöglichte und geübte Offenheit ein großer 
Wert des Berufsbildungssystems und des ihm zugrundelie­
genden Gesetzes. 
Weiterhin sollte auf diese vertrauensvolle Zusammenarbeit 
der Sozialpartner gesetzt werden, die sich aus unterschied­
licher Sicht der gemeinsamen Verantwortung bewusst sind. 
Selbst gut gemeinte regulierende Eingriffe sind nur hinder­
lich, verschlechtern die Schlagkraft des Gesetzes, verrin­
gern dessen breiten Gestaltungsrahmen und mindern die 
Attraktivität der beruflichen Bildung. 

Hannack Das BBiG bietet einen großen Gestaltungsspiel­
raum für Betriebe und zuständige Stellen für die Durch­
führung der Berufsbildung, wovon Auszubildende nicht 
immer profitieren. Die zunehmende Zahl unbesetzter Aus­
bildungsplätze sowie gravierende Qualitätsprobleme in 
einigen Branchen sprechen eine deutliche Sprache. Auch 
die Rolle der zuständigen Stellen, die die betriebliche 
Berufsausbildung überwachen sollen, muss auf den Prüf­
stand. 
Die geplante Einführung einer Mindestausbildungsvergü­
tung ist deshalb ein wichtiges Signal. Damit wird endlich 
der Begriff der angemessenen Ausbildungsvergütung defi­
niert und die Möglichkeit begrenzt, Auszubildende auszu­
beuten. Aber Azubis brauchen noch mehr: Zum Beispiel ist 
die Freistellung für den Berufsschulunterricht so vage for­
muliert, dass es immer noch Auszubildende gibt, die nach 
dem Berufsschulunterricht zurück in den Betrieb oder vor 
Prüfungstagen durcharbeiten müssen. 
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Das BBiG ist eigentlich eine gute Grundlage für eine gute 
Berufsausbildung. Wahr ist aber auch, dass die Regelun­
gen wie z. B. zur Eignung von Ausbildungsstätten und 
Ausbildern oder zur Überwachung und Beratung von Aus­
bildungsbetrieben durch die zuständigen Stellen zu unver­
bindlich sind. Hier kann der Gestaltungsspielraum auch 
missbraucht werden. Es geht uns deshalb um ein belastba­
res System der Qualitätssicherung und Qualitätsentwick­
lung in der Berufsbildung. 

Buschfeld Wer Kommentare zum Berufsbildungsrecht 
und verhandelten Fällen und Entscheidungen vor Ver­
waltungsgerichten auch nur überfliegt, dem fällt die Viel­

falt der Gestaltungsspielräume sofort ins Auge. Das BBiG 
wahrt nach meiner Auffassung vor allem die konstitutive 
Balance zwischen Markt- und Staatssteuerung. Es greift 
den Eckpunkt privatrechtlicher Vertragsfreiheit in der Be­
rufsbildung ebenso auf, wie es durch curriculare sowie 
arbeits- und sozialrechtliche Standards passende Leitplan­
ken setzt. Zudem bleiben die Gestaltungsspielräume der 
Akteure und Experten in den standardsetzenden, steuern­
den und überwachenden Verfahren geschützt. Vielleicht 
gibt es in einigen Bereichen ein Problem, die Standards 
auch konsequent durchzusetzen. Aber der Einwand richtet 
sich nicht gegen das Gesetz, sondern eher gegen die Fälle, 
in denen nicht im Sinne des Gesetzes gehandelt wird. 

Hannack Ich sehe vor allem drei Herausforderungen, auf 
die das aktuelle BBiG und auch der vorliegende Gesetzes­
entwurf nicht vorbereitet sind: 
Erstens sagen uns Prognosen, dass vor allem Einfachar­
beitsplätze durch die Digitalisierung in hohem Maße sub­
stituierbar werden. Diese Arbeitsplätze werden zuneh­
mend mit Beschäftigten mit zweijährigen Berufsab­
schlüssen besetzt. Hier brauchen wir die Möglichkeit 
verbindlicher Durchstiege von zwei- in dreijährige Ausbil­
dungsberufe im BBiG. 
Zweitens wird derzeit das Prüfungswesen ausschließlich 
aus der Sicht der durchführenden Kammerorganisationen 
diskutiert. Damit wird verkannt, dass es für die ehrenamt­
lichen Prüferinnen und Prüfer immer schwerer wird, die­
ses Ehrenamt auszuüben, ohne dass sie dafür Nachteile im 
Arbeitsleben in Kauf nehmen. Eine explizite Regelung für 
die bezahlte Freistellung für das Prüferehrenamt ist aus 
meiner Sicht unumgänglich, um das Prüferehrenamt zu 
erhalten. 
Zum Dritten hat das BBiG zur steigenden Zahl dual Studie­
render nichts zu sagen. Insbesondere dual Studierende in 
praxisintegrierten Studiengängen haben keinen Zugang zu 
den gesetzlichen Schutzbestimmungen oder den Eignungs- 
und Qualitätssicherungskriterien der dualen Berufsbil­
dung, obwohl hier ganz erhebliche berufsbildende Anteile 
enthalten sind. Das ist ungerecht und spaltet die jungen 

Leute im Betrieb. Wir haben deshalb vorgeschlagen, zu­
mindest den arbeitsrechtlichen Geltungsbereich des BBiG 
auf die betrieblichen Praxisphasen von praxisintegrierten 
dualen Studiengängen auszuweiten. 

Buschfeld Vorrangig in Fragen der Prüfungsorganisation, 
digitaler Prüfungsformen und Prüfungsmodalitäten, ein­
hergehend mit der Berücksichtigung oder der Aufwertung 
von informell erworbenen Kompetenzen, sehe ich die 
Notwendigkeit, ggf. über Flexibilisierungen bzw. eine er­
weiterte Interpretation der Gesetzesformulierung nachzu­
denken. Ansonsten hätte ich Bedenken, dass durch Erwei­
terungen oder Flexibilisierungen des Geltungsbereiches 
des BBiG, etwa im Bereich der akademisch-beruflichen 
Bildung, der inhaltliche Kern des Gesetzes eher verwässert 
wird und aus dem Blickfeld gerät. Den bisherigen Kurs des 
BBiG zu wahren und sein Kernanliegen der Qualität von 
Aus- und Fortbildung zu unterstützen, scheint mir mindes­
tens ebenso wichtig zu sein, wie über zusätzliche Flexibili­
sierungen nachzudenken. 

Metternich Bei leistungsstärkeren jungen Menschen fin­
det ein zunehmender Austausch zwischen hochschulischer 
und beruflicher Bildung statt. Um erarbeitetes Wissen zu 
sichern und Redundanzen zu vermeiden, sollte über die 
Anrechnung und Anerkennung zumindest von Prüfungs­
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leistungen, wenn nicht sogar generell von (beruflicher) 
Vorbildung intensiver nachgedacht werden. Dabei muss 
sichergestellt sein, dass eine rechtssichere Bewertung für 
Individuen und Unternehmen erfolgt. 
Es ist gelebte Praxis, Ausbildungsordnungen weitestge­
hend kompetenzorientiert auszugestalten und sie anhand 
von Handlungsfeldern zu strukturieren, die sich aus den 
konkreten Arbeits- und Geschäftsprozessen ableiten. Da­
mit die duale Berufsausbildung sich in Zeiten des digitalen 
Wandels weiter an den Bedarfen der Arbeitswelt orientiert, 
müssen Ausbildungsordnungen künftig jedoch noch kon­
sequenter in output- und prozessorientierten Lerneinhei­
ten gestaltet werden. 
Auch die zunehmende Heterogenität der Auszubildenden 
verlangt nach flexiblen Antworten. Mit Blick auf die Ab­
schlussprüfungen ist die steigende Zahl der Auszubilden­
den mit Flucht- oder Migrationshintergrund, aber auch mit 
anderen Benachteiligungen, eine große Herausforderung. 
Damit Auszubildende, die sich eine umfassende berufliche 
Handlungsfähigkeit angeeignet haben, bei den Abschluss­
prüfungen nicht an einzelnen Formulierungen scheitern, 
ist es überfällig, schriftliche und mündliche Prüfungen 
flächendeckend in einfacher und verständlicher Sprache 
durchzuführen. 

Bläsche Von der derzeitigen Novellierung des BBiG erhof­
fen sich die Länder, dass das Prüfungswesen flexibilisiert 
werden kann, damit das Ehrenamt eine wirkliche Stärkung 
erfährt. Die vorgesehene Ausweitung der Teilzeitausbil­
dung schafft eine Gestaltungsoption für weitere Ziel­

gruppen wie beispielsweise junge Alleinerziehende. Die 
Novellierung sollte auch dazu genutzt werden, die Berufs­
bildungsstatistik zu einer Verlaufsstatistik weiterzuentwi­
ckeln. Dadurch könnten Ausbildungsverläufe innerhalb 
des Systems der beruflichen Bildung erfasst werden. Bei 
Vertragslösungen könnten endgültige Ausbildungsabbrü­
che von Betriebswechseln und Berufswechseln unterschie­
den werden. 
Darüber hinaus sollte die rechtliche Verbindlichkeit des 
Deutschen Qualifikationsrahmens (DQR) erreicht werden, 
um die Wahrnehmung der Gleichwertigkeit von berufli­
cher und akademischer Bildung in der Gesellschaft und da­
mit die Akzeptanz der beruflichen Bildung zu verbessern. 
Dazu gehören dann auch weitere Fortschritte bezüglich 
der Durchlässigkeit zwischen beruflicher und akademi­
scher Ausbildung. 
Nicht alle Herausforderungen müssen im Rahmen des 
BBiG gelöst werden. Wichtige Punkte können als Empfeh­
lung des Hauptausschusses verabschiedet werden, bei­
spielsweise die Weiterentwicklung des Berichtshefts zu 
einem ganzheitlichen Ausbildungsnachweis, der die Kom­
munikation zwischen Auszubildenden und Ausbildern 
verbessern und zu einer höheren Qualität der Ausbildung 
beitragen kann. 
Als Fazit kann festgehalten werden: Das BBiG ist das grund­
legende Regelwerk für die berufliche Bildung in Deutsch­
land. Aus Sicht der Länder ist das Gesetz am Puls der Zeit 
und so aktuell wie vor 50 Jahren. Das schließt punktuell 
notwendige Anpassungen aufgrund neuer Entwicklungen 
nicht aus. s

 



  

   
 

 

 

 

 

 

B W P  5 / 2 0 1 9  T H E M E N S C H W E R P U N K T  1 1  

Entwicklungsförderliche Gestaltung von Qualifizierungs
bausteinen in der dualisierten Ausbildungsvorbereitung 

­

Flexibilisierungsleistungen auf Bildungsgangebene 

PETRA FREHE-HALLIWELL 
Prof. Dr., Professorin für   
Wirtschaftspädagogik,  
Universität Jena 

H.-HUGO KREMER 
Prof. Dr., Professor für  
Wirtschafts- und Berufspäda-
gogik, insbesondere Medien­  
didaktik  und Weiterbildung,  
Universität Paderborn 

Flexibilisierung und Durchlässigkeit beruflicher Bildung haben sich längst  

als Dauerziele auf der bildungspolitischen Agenda etabliert, zielen jedoch  

vorrangig auf die duale Berufsausbildung. Dabei ist ein Bedarf auch im be-

rufs- und ausbildungsvorbereitenden Bereich  festzustellen –  und  zwar  für  

jene jungen Menschen, die den Übergang in die duale Berufsausbildung  

(noch) nicht bewältigen konnten. Im Beitrag werden Erkenntnisse aus dem 

Projekt QBi vorgestellt, in dem Qualifizierungsbausteine für die dualisierte  

Ausbildungsvorbereitung (AV) an  verschiedenen Schulstandorten in Nord-

rhein-Westfalen  erprobt  und  angepasst  wurden.  Hier stellt  sich vor allem  

die Frage, wie mehr curriculare und pädagogisch-didaktische Flexibilisierung  

erreicht werden kann, die Raum für  Individualisierung und Subjektorientie

rung lässt. 

­

Qualifizierungsbausteine – Hintergrund und 
Einordnung in Nordrhein-Westfalen 

Ausbildungsvorbereitende Bildungsgänge an Berufskol­
legs1 nehmen berufsschulpflichtige Jugendliche auf, die 
aufgrund verschiedener schwieriger Bedingungen und 
Problemlagen den direkten Übergang in Ausbildung bzw. 
Erwerbstätigkeit (noch) nicht bewältigt haben. Berufskol­
legs sind (u. a.) Anbieter solcher Maßnahmen i. S. d. Be­
rufsausbildungsvorbereitung nach § 69 BBiG. Ihr Ziel ist, 
die Lernenden »durch die Vermittlung von Grundlagen 
für den Erwerb beruflicher Handlungsfähigkeit an eine 
Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf 
heranzuführen« (BBiG § 1 Abs. 2). Außerdem sind Berufs­
kollegs an die landesspezifischen schulischen Curricula 
gebunden. NRW setzt insbesondere auf praxisbezogene 
Lehr-Lern-Formate. Dabei wird ein berufsfeldspezifischer, 
systematischer Kompetenzerwerb angestrebt, der Durch­
lässigkeit und Übergänge erleichtern soll. So heißt es im 
Bildungsplan: »Ziel der Bildungsgänge der Ausbildungs­
vorbereitung ist eine stringente dualisierte Berufsvorbe­
reitung.« (MSW 2015, S. 12). Als ein Instrument dieser 
Dualisierung werden Qualifizierungsbausteine empfohlen, 
sodass Lernende »anschlussfähige Kompetenzen für die 
Aufnahme einer dualen Berufsausbildung« erwerben kön­
nen – sie werden jedoch nicht verpflichtend eingefordert 
(ebd., S. 8). 

Qualifizierungsbausteine sind insbesondere im Kontext 
berufsvorbereitender Maßnahmen (SGB III) entstanden. 
Nach Definition des BBiG handelt es sich bei Qualifizie­
rungsbausteinen um »inhaltlich und zeitlich abgegrenz­
te Lerneinheiten […], die aus den Inhalten anerkannter 
Ausbildungsberufe entwickelt werden« und den Erwerb 
beruflicher Handlungsfähigkeit vorbereiten (BBiG § 69 
Abs. 1). In der Berufsausbildungsvorbereitungs-Bescheini­
gungsverordnung (BAVBVO) sind die formalen Standards 
festgeschrieben. 
Berufskollegs können auf eine Vielzahl bestehender und 
zertifizierter Qualifizierungsbausteine zurückgreifen.2 Für 
die berufsschulische Praxis stellt sich die Herausforderung, 
dass diese äußerst offen formuliert sind. In den Bildungs­
plänen wird lediglich der Hinweis angeführt, dass die 
Qualifizierungsbausteine »curricular aufzubereiten« sei­
en (ebd., S. 12). Zudem wird an dieser Stelle – anders als 
bspw. in der Trägerlandschaft – darauf verzichtet, explizit 

1 Der Beitrag bezieht sich auf berufsbildende Schulen in Nordrhein-West­

falen, die als Berufskollegs bezeichnet werden. 

2 Vgl. bspw. das Angebot des Zentralverbands des Deutschen Handwerks 

(ZDH) unter https://zwh.de/lehrgaenge/rahmenlehrplaene/qualifizie 

rungsbausteine/ oder die Datenbank der BIBB-Fachstelle Übergänge in 

Ausbildung und Beruf »überaus« www.ueberaus.de (beide Stand: 

25.07.2019). 

http:www.ueberaus.de
https://zwh.de/lehrgaenge/rahmenlehrplaene/qualifizie
http://www.ueberaus.de
https://zwh.de/lehrgaenge/rahmenlehrplaene/qualifizierungsbausteine/
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auf die Einhaltung der Standards laut BAVBVO zu verwei­
sen (vgl. auch Hammer/Benedix 2011, S. 36). 

Das Projekt QBi 

Im Projekt QBi »Anschlüsse eröffnen – Entwicklungen 
ermöglichen: Qualifizierungsbausteine inklusiv in einer 
dualisierten Ausbildungsvorbereitung«3 geht es um die 
Entwicklung von Qualifizierungsbausteinen (vgl. Brötz 
u. a. 2004; Brutzer 2014), die mit den Erfordernissen 
und Möglichkeiten der Lernenden in der Ausbildungsvor­
bereitung vereinbar sind. Das Etikett »inklusiv« drückt 
dabei aus, dass die heterogenen Lern- und Entwicklungs­
bedingungen der Jugendlichen in den ausbildungsvor­
bereitenden Bildungsgängen auf Ebene der schulischen 
Curriculumentwicklung einer besonderen Beachtung be­
dürfen. An dem Projekt waren insgesamt vier Berufskol­
legs (Dortmund, Düsseldorf, Erkelenz, Lemgo) beteiligt, 
die standortspezifisch und eigenverantwortlich an proto­
typischen Qualifizierungsbausteinen gearbeitet haben. Die 
Konzeptions-, Erprobungs- und Implementationsphasen 
wurden wissenschaftlich durch die Universität Paderborn 
begleitet. Es wurde ein designbasierter Forschungsansatz 
verfolgt, nach dem Entwicklungs- und Forschungsprozess 
zusammen betrachtet werden (vgl. u. a. Kremer 2014). 
Die nachfolgenden Erkenntnisse sind durch die Auswer­
tung eines umfassenden Textkorpus gewonnen worden, 
der Textprodukte (Materialien der Lehrenden, Protokolle 
aus Entwicklungstreffen, Forschungs- und Entwicklungs­
gespräche, Validierungsgespräche etc.) aus verschiedenen 
Projektphasen zusammenführt (vgl. dazu vertiefend Fre­
he-Halliwell/Kremer 2018, S. 85). 
Bereits zu Projektbeginn verdeutlichten die Lehrenden, 
dass sich Qualifizierungsbausteine aus ihrer Sicht zu stark 
auf die Anforderungen der Arbeitswelt fokussieren und 
ihre Ausrichtung an Tätigkeiten aus anerkannten Ausbil­
dungsberufen ein zu hohes Anspruchsniveau für die Schü­
ler/-innen der Ausbildungsvorbereitung darstellt. Für eine 
Umsetzung und Realisierung von Qualifizierungsbaustei­
nen in der Ausbildungsvorbereitung sei eine Anpassung an 
die individuellen Erfordernisse der Jugendlichen unum­
gänglich. Dies wurde über drei Entwicklungsschwerpunk­
te des Projekts zu realisieren versucht: (1) Berufs- und 
Subjektorientierung, (2) sprachsensible Gestaltung und 
Sprachförderung sowie (3) Erlebnisorientierung. Ausge­
wählte Entwicklungsarbeiten zu Qualifizierungsbaustei­
nen werden nachfolgend vorgestellt. 

3 Das Projekt wurde vom 01.07.2016–30.06.2018 mit finanzieller 

Unterstützung des Landes Nordrhein-Westfalen und des Europäischen 

Sozialfonds durchgeführt. 

Entwicklungen und Erkenntnisse aus dem 
Projekt QBi 

Im Rahmen des Projekts QBi wurden komplexe Gestal­
tungsvarianten zu Qualifizierungsbausteinen entwickelt. 
Im Rahmen dieses Beitrags ist es nicht möglich, diese in 
aller Differenziertheit vorzustellen (vgl. ergänzend Fre­
he-Halliwell/Kremer 2018, S. 89 ff.). Daher werden an 
dieser Stelle zunächst Schwerpunkte bei der Entwicklung 
von Qualifizierungsbausteinen vorgestellt, die hier ledig­
lich für drei der vier Standorte illustriert werden. Im An­
schluss werden Hinweise zu übergreifenden Gestaltungs­
anforderungen für eine entwicklungsförderliche Didaktik 
zusammengeführt. 

Identifizierte Schwerpunkte bei der Entwicklung von 
Qualifizierungsbausteinen 

In der Gesamtschau der Entwicklungsarbeiten des Projekts 
lassen sich Gemeinsamkeiten und Schwerpunktsetzungen 
ausmachen. Diese können zu sogenannten Entwicklungs­
clustern zusammengeführt werden (vgl. Abb. 1). 
Kommunikative Kompetenz als berufliche Basiskompe­
tenz: Sowohl das Karl-Schiller-Berufskolleg Dortmund 
als auch die Albrecht-Dürer-Schule Düsseldorf haben sich 
dazu entschieden, die kommunikative Kompetenz in den 
Vordergrund ihres Qualifizierungsbausteins zu rücken. 
Das Kompetenzraster/-profil des KSBK Dortmund nimmt 
dabei basale kommunikative Kompetenzen in den Blick 
wie bspw. Begrüßung, Körpersprache, die eigene Meinung 
äußern, Kommunikationsstörer ausfindig machen etc. 
Die Lernsettings am Standort Düsseldorf hingegen heben 
stärker auf berufliche Situationen ab wie beispielsweise 
»Smalltalk mit einem Kunden« im Vergleich verschiedener 
Berufe (Frisör- vs. Malerbetrieb). Der Schwerpunkt liegt 
also auf einer Methodenkompetenz, die Anwendung so­
wohl im privaten als auch beruflichen Kontext finden kann. 

Integrierte Berufsorientierung: Insbesondere dem Berufs­
kolleg Erkelenz und der Albrecht-Dürer-Schule Düsseldorf 
ist es wichtig, im Rahmen ihrer Qualifizierungsbausteine 
auch eine berufsfeldübergreifende berufliche Orientie­
rung zu ermöglichen. Am Standort Erkelenz wurde ent­
schieden, dies durch ein konsekutives Vorgehen aufzu­
nehmen, indem zunächst verschiedene Berufsfelder in 
Orientierungsbausteinen erkundet werden, bevor dann 
berufsfeldspezifisch ein Qualifizierungsbaustein bear­
beitet wird. Am Standort Düsseldorf wird eine »Binnen­
differenzierung auf Ebene des Bildungsgangs« verfolgt. 
Entsprechend besuchen die Lernenden die Lernangebote 
des Berufskollegs unabhängig von ihrem (ursprünglichen) 
Berufsfeld. Im Laufe des Bildungsgangs profilieren sich die 
Lernenden in einem der Berufsfelder, in dem dann auch 
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der Qualifizierungsbaustein aufgenommen wird. Bei bei­
den Berufskollegs handelt es sich um Bündelberufskollegs, 
die mehrere Berufsfelder bedienen und diesen Vorteil für 
die Lernenden nutzbar machen. Es wird deutlich, dass 
Berufsorientierung als originäres Thema der Ausbildungs­
vorbereitung verstanden wird und dass Pfade zu bzw. in 
Qualifizierungsbausteine(n) anzulegen sind. 

Verzahnung schulischer Lernumgebungen und betrieb­
licher Praktika: In den drei Standorten Dortmund, Düssel­
dorf und Erkelenz wurden die Qualifizierungsbausteine in 
der Form konzipiert, dass sie die curricular vorgesehenen 
betrieblichen Praktika integrieren. Praktika sind gewisser­
maßen »Lernelemente des Qualifizierungsbausteins« und 
damit auch inhaltlich neu ausgerichtet. Die schulischen 
Lerninhalte des Qualifizierungsbausteins sollten für die 
Lernenden in betrieblichen Situationen erlebbar bzw. er­
fahrbar werden. Gleichzeitig sollten (neue, interessante, 
herausfordernde) Situationen aus den betrieblichen Prak­
tika für die schulische Reflexion und Nachbereitung auf­
genommen werden. Auf diese Weise konnte generell die 
Perspektive der Lehrenden dafür geschärft werden, wie sie 
betriebliche Erfahrungen der Lernenden in den Unterricht 
einbinden können. 

Besondere Form der Lernortkooperation in der Ausbil­
dungsvorbereitung: Das Berufskolleg Erkelenz und die 
ADS Düsseldorf haben jeweils stabile Netzwerke von Prak­
tikumsbetrieben etabliert, die bereit sind, Lernende der 
Ausbildungsvorbereitung aufzunehmen. Diese Betriebe 
sind mit der Zielgruppe vertraut und kennen ihre Stärken 
und Potenziale, aber auch ihre Schwierigkeiten und Pro­
bleme. Die Standorte stellen die Bedeutung heraus, diese 
Netzwerke aufrechtzuerhalten und zu pflegen. Dies gelingt 
den zwei Berufskollegs insbesondere über persönliche Be­

ziehungen und regelmäßigen Austausch (z.B. Perspekti­
ve der Betriebe in die Rückmeldungen an die Lernenden 
einbinden, Hinweise der Betriebe zu geforderten Kompe­
tenzen in der Arbeitswelt aufnehmen). Dies birgt das Po­
tenzial, Qualifizierungsbausteine in Abstimmung mit be­
trieblichen Anforderungen transparent zu gestalten und 
damit auch ihre Verwertbarkeit zu erhöhen. 

Verdichtung der Erkenntnisse – Entwicklungsförder­
liche Didaktik 

Die Projekterfahrungen verdeutlichen, dass eine Integra­
tion von Qualifizierungsbausteinen in die Bildungsgang­
arbeit mit erheblichen Anpassungs- und Gestaltungsar­
beiten verbunden ist. Die einfache Übernahme von be­
stehenden Qualifizierungsbausteinen wurde an allen vier 
Standorten als nicht zielführend eingeschätzt, da sie die 
spezifischen Bedingungen der Zielgruppe nur begrenzt be­
rücksichtigen. Hinzu kommt, dass aus Sicht der Lehrenden 
berufliche Handlungsfelder in Qualifizierungsbausteinen 
oft verkürzt aufgenommen werden, was nicht zwangsläu­
fig dazu führt, dass diese durch die Lernenden auch besser 
erschlossen werden können. Auch Brutzer (2014) hebt 
hervor, dass eine Adaption der Qualifizierungsbausteine 
erforderlich ist, allerdings sei eine weitere curriculare Prä­
zisierung nicht erforderlich. 
Die an den verschiedenen Standorten entwickelten Kon­
zepte lassen hingegen erkennen, dass tatsächlich eine 
sehr grundlegende curriculare Präzisierung auf Ebene der 
einzelnen Bildungsgänge erforderlich ist. Dies zeigt sich 
beispielsweise in der Bestimmung beruflicher Handlungs­
felder und den damit verbundenen Kompetenzen. Neben 
beruflichen Ausbildungsgängen ist das Subjekt damit ein 
wichtiger Referenzpunkt bei der Präzisierung von Qualifi­
zierungsbausteinen. Die Integration von Qualifizierungs­
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bausteinen in die ausbildungsvorbereitenden Bildungs­
gänge kann nicht isoliert erfolgen. 
Neben diesen curricularen Präzisierungsbedarfen ergeben 
sich weitere Implikationen auf Ebene der Organisation 
und der Zusammenarbeit der Lehrkräfte im Kontext des 
Bildungsgangs (der Bildungsgangarbeit). Im Rahmen der 
schulischen Entwicklungen wird der pädagogischen Per­
spektive eine hohe Bedeutung beigemessen. Damit wird 
eine fachlich-vermittelnde Perspektive nicht negiert, die­
se kann aus Sicht der Lehrenden jedoch nur zur Geltung 
kommen, wenn seitens der Lernenden eine Bereitschaft 
zum Lernen besteht. Diese lässt sich im positiven Sinne be­
einflussen, wenn die in einem Qualifizierungsbaustein ver­
mittelten Kompetenzen unmittelbar und konkret an die be­
rufliche und private Lebenswelt der Lernenden anknüpfen. 
In diesem Sinne wurde in allen schulischen Konzeptionen 
zu Qualifizierungsbausteinen der Beziehungsarbeit eine 
besondere Bedeutung beigemessen. Diese ist systematisch 
als Prinzip/Leitlinie in die Bildungsgangarbeit aufzuneh­
men. Der Aufbau von Vertrauen und Selbstverantwortung, 
das Kennenlernen von Strukturen sowie von Lern- und 
Sozialformen wird ins Zentrum gerückt. Subjektorientie­
rung bedeutet aus diesem Verständnis heraus, dass für den 
Erwerb fachlicher und methodischer Kompetenzen Sozial- 
und Humankompetenzen eine wichtige Voraussetzung 
sind und daher grundlegend in Qualifizierungsbausteinen 
zu verankern sind. 

Ausblick: Entwicklungsförderliche Didaktik und 
Entwicklungsbedarf auf curricularer Ebene 

Die Arbeit an den Berufskollegs hat deutlich gemacht, dass 
die Bildungs(gang)arbeit in der Ausbildungsvorbereitung 
an den Entwicklungsbedarfen der lernenden Subjekte 
auszurichten ist. Damit verliert die Orientierung an beruf­
lichen Ausbildungsgängen nicht an Bedeutung. Allerdings 
kann diese Herausforderung nicht ausschließlich über eine 
Reduktion der Komplexität und Vereinfachung der Anfor­
derungssituationen erreicht werden. Vielmehr ist hervor­
zuheben, dass in der Ausbildungsvorbereitung Wege in die 
Komplexität beruflicher Handlungsfelder vom Subjekt aus 
zu modellieren sind. 
Es ist insofern mehr Flexibilität gefordert: Im Rahmen der 
Bildungsarbeit in der Ausbildungsvorbereitung muss ein 
Zugang zu den Erfordernissen in der Berufsbildung ermög­
licht und unterstützt werden. Bereits die Wahl von Berufs­
bereichen zeigt sich häufig als Herausforderung bzw. die­
se verändert sich im Laufe der Ausbildungsvorbereitung. 
Daher kann es durchaus kontraproduktiv sein, wenn an 
ersten beruflichen Entscheidungen festgehalten wird und 
diese nicht revidiert bzw. weiterentwickelt werden können. 
Die Entwicklungsarbeiten an den Berufskollegs haben hier 
Wege gezeigt, wie Einblicke in verschiedene Berufsfelder 
und Qualifizierungswege angeboten werden können, die 
individuell durchaus unterschiedlich genutzt werden kön­
nen. 
Basierend auf der Entwicklung standortspezifischer Kon­
zepte wurden Leitlinien zur Gestaltung von Qualifizie­
rungsbausteinen erarbeitet. Dabei können Gestaltungs­
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prinzipien auf Struktur- und Prozessebene unterschieden 
werden (vgl. Abb. 2). 
Übergreifend kann festgestellt werden, dass Qualifizie
rungsbausteine nicht additiv in die ausbildungsvorbe
reitenden Bildungsgänge aufgenommen werden können, 
sondern an die Fächer und Lernbereiche in der Ausbil
dungsvorbereitung angebunden bzw. integriert werden 
müssen. s

­
­

­
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Anzeige 

Evaluation des Berufsorientierungsprogramms BOP 

Zur Stärkung der Berufsorientierung fördert das BMBF 
seit 2008 das Programm zur „Berufsorientierung in 
überbetrieblichen und vergleichbaren Berufsbildungsstätten“ 
(BOP). Es richtet sich an Schülerinnen und Schüler der 
Sekundarstufe I der allgemeinbildenden Schulen. 

Von 2013 bis 2017 wurde das Programm begleitend evaluiert. 
Im Zentrum der Evaluation stand die Frage, welche Wirkungen 
das BOP auf die Entwicklung der Berufswahlkompetenz der 
teilnehmenden Jugendlichen hat. 

Im Abschlussbericht der Evaluation werden alle zentralen 
Erkenntnisse der verschiedenen Erhebungsmodule vorgestellt 
und interpretiert. Handlungsempfehlungen schließen sich an. 

Kostenloser Download: 
www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/9214 

www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/9214
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Integrationsvorlehren – eine Flexibilisierung des 
Zugangs zur Berufsbildung für Geflüchtete in der Schweiz 

URSULA SCHARNHORST 
Prof. Dr., Co-Leiterin  
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Eidgenössischen Hochschul­  
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Die Flucht vieler Menschen aus Kriegs- und Krisengebieten im Jahr 2015 

führte auch in der Schweiz zu einer starken Zunahme der Asylmigration. Der 

Bundesrat beschloss daher noch im Dezember 2015 ein Pilotprogramm1, um 

die Potenziale von jugendlichen und erwachsenen Flüchtlingen besser zu 

nutzen und sie nachhaltiger in die Berufsbildung und den Arbeitsmarkt zu 

integrieren. Nach einer Vorbereitungsphase starteten die sogenannten In­

tegrationsvorlehren im August 2018. Der Beitrag erläutert Zielsetzung und 

Rahmenbedingungen des Programms und gibt erste Einblicke in die Umset­

zungsmodelle, wie sie in den Kantonen und für bestimmte Berufe entwickelt 

und umgesetzt wurden. 

Verortung der Integrationsvorlehren im Berufs­
bildungssystem, Zielgruppe und Zielsetzung 

Die Integrationsvorlehren sind als nicht zertifizierende 
Brückenangebote in die Berufsbildung2 ein Teil des Über­
gangssystems, das unter der Hoheit der Kantone steht. In 
Ergänzung zu bestehenden Brückenangeboten für spät 
migrierte Jugendliche und junge Erwachsene beschloss 
der Bundesrat im Dezember 2015, dass von 2018 bis 
2021 in einem Pilotprogramm »mittels spezifisch aus­
gerichteter Vorlehren fähige und motivierte Flüchtlinge 
und vorläufig Aufgenommene3 frühzeitig sprachlich und 
fachlich geschult und mit Praxiseinsätzen an die Schwei­
zer Arbeitsrealität herangeführt werden«4 . Aufgrund der 
positiven Rückmeldungen der Kantone und Betriebe nach 
dem ersten Jahr wurde Mitte Mai 2019 entschieden, das 
Programm bis ins Ausbildungsjahr 2023/24 zu verlängern 
und es auszuweiten auf Jugendliche und junge Erwachse­
ne aus EU-/EFTA- und Drittstaaten außerhalb des Asylbe­
reichs.5 Aktuell beteiligen sich am Programm 18 Kantone 
und zwölf nationale Organisationen der Arbeitswelt (OdA, 
dazu zählen u. a. Berufsverbände, Branchenorganisatio­
nen und andere Anbieter beruflicher Bildung). 
Mit dem verfügbaren Bundeskredit für vier Jahre können 
jährlich 800 bis 1.000 Geflüchtete Integrationsvorlehren 
(INVOL) absolvieren. Im ersten Jahr waren es rund 700 
Personen. INVOL sollen dazu beitragen, das Potenzial 
Geflüchteter zu entwickeln und sie gezielt darauf vorzu­
bereiten, sich für eine berufliche Tätigkeit in der Schweiz 
zu qualifizieren, da eine eidgenössische Qualifikation auf 

Sekundarstufe II für die nachhaltige Integration in den 
Schweizer Arbeitsmarkt wichtig ist. Nach einer einjähri­
gen INVOL (Vollzeitangebot) mit praktischer Ausbildung 
im ersten Arbeitsmarkt sollten möglichst viele der Teilneh­
menden eine duale Grundbildung im regulären Berufsbil­
dungssystem aufnehmen können. Dabei wird vor allem die 
niederschwellige, zweijährige Ausbildung mit eidgenössi­
schem Berufsattest (EBA) anvisiert, da Sprachkompeten­
zen und schulische Grundlagen oft noch zu wenig entwi­
ckelt sind, um direkt eine drei- oder vierjährige Ausbildung 
mit eidgenössischem Fähigkeitszeugnis (EFZ) aufzuneh­
men. Ein EBA-Abschluss ermöglicht die Inklusion in den 
Arbeitsmarkt oder den Übergang in eine EFZ-Ausbildung 
(vgl. Kammermann/Scharnhorst/Balzer 2015) und 

1 Vgl. www.sem.admin.ch/sem/de/home/themen/integration/ppnb/ 

integrvorlehre-sprachfoerd.html (Stand: 05.08.2019); vgl. auch Bundes­

rat 2015 

2 Das Berufsbildungsgesetz limitiert berufsvorbereitende Brückenangebo­

te auf ein Jahr, wobei sie meist um ein Jahr verlängert werden können. 

3 Der Status »vorläufig aufgenommen« entspricht in Deutschland der 

»Duldung«. Diese Personen bleiben aber meist viele Jahre in der 

Schweiz, da die Entscheide seit Längerem eine hohe Schutzquote auf­

weisen. Im Text steht nachfolgend jeweils nur »Flüchtlinge« oder »Ge­

flüchtete«. 

4 Vgl. Stellungnahme des Bundesrats v. 25.05.2016 – URL: www.parla 

ment.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20163145 

(Stand 05.08.2019) 

5 Vgl. www.sem.admin.ch/sem/de/home/aktuell/news/2019/2019-05­

27.html (Stand: 05.08.2019) 

www.sem.admin.ch/sem/de/home/aktuell/news/2019/2019-05
www.parla
www.sem.admin.ch/sem/de/home/themen/integration/ppnb
http://www.sem.admin.ch/sem/de/home/themen/integration/ppnb/integrvorlehre-sprachfoerd.html
http://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20163145
http://www.sem.admin.ch/sem/de/home/aktuell/news/2019/2019-05-27.html
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damit später gegebenenfalls auch den Zugang zur höheren 
Berufsbildung. Somit steht nicht eine Flexibilisierung der 
beruflichen Grundbildungen im Fokus, sondern die Kon­
zeption eines spezifischen Übergangsangebots, das flexible 
Zugänge eröffnet (vgl. auch Hofmann/Häfeli/Müller 
in diesem Heft). 
Vor einer INVOL sind Geflüchtete meist schon länger in 
der Schweiz, haben erste Sprachkurse besucht, wurden im 
Hinblick auf die Bildungs- und Arbeitsmarktintegration be­
raten und waren oft auch in Beschäftigungsprogrammen. 
Die kantonalen Systeme der Integrationsförderung sind 
sehr unterschiedlich, doch gibt es für neu Angekommene 
überall zuerst Angebote, die im Rahmen der Kantonalen 
Integrationsprogramme organisiert werden. Ein Großteil 
dieser Gelder fließt in die Förderbereiche »Sprache und 
Bildung« sowie »Arbeitsmarktfähigkeit«, deren Maßnah­
men auf den Zugang zu bestehenden Regelstrukturen zie­
len. 
Für INVOL werden gewisse Sprachkompetenzen vorausge­
setzt: Gemäß dem europäischen Referenzrahmen für Spra­
chen sollte der mündliche Sprachstand auf Niveau A2, der 
schriftliche auf A1–A2 liegen; beim Abschluss sollte münd­
lich B1–B2 und schriftlich A2–B1 erreicht werden. Das Ziel, 
nach einem Jahr eine duale Ausbildung anzutreten, ist an­
spruchsvoll. Befragte aus 13 Kantonen stimmten in einer 
Studie überein (vgl. Stalder 2018), dass Spätmigrierte 
ab der Einreise für den Übertritt in die Regelstrukturen der 
Berufsbildung mindestens zwei bis drei Jahre Vorbereitung 
benötigen. Nebst dem Erlernen einer Landessprache und 
dem Hineinwachsen in die Schweizer Bildungs- und Ar­
beitskultur sind oft auch schulische Lücken zu schließen. 

Konzeptionelle Vorgaben zur Gestaltung 

Das Staatsekretariat für Migration (SEM), das für die Steu­
erung des Pilotprogramms zuständig ist, machte Vorgaben 
und Empfehlungen zur Gestaltung (vgl. SEM 2016), damit 
alle INVOL ähnliche Merkmale aufweisen (vgl. Infokasten; 
auch Scharnhorst 2018). 
Die Vorgabe, dass Organisationen der Arbeitswelt (OdA) 
die angestrebten praktischen Kompetenzprofile für die 
INVOL erstellen, sollte sicherstellen, dass diese in Berufs­
feldern mit Fachkräftebedarf angeboten werden, damit 
gute Chancen bestehen, dass Betriebe Ausbildungsplät­
ze für Geflüchtete anbieten. Gefordert wurde auch eine 
rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit im Kanton (In­
stanzen für Berufsbildung, Soziales, Integration, Flücht­
lingsfachstellen), um Zuständigkeiten und Abläufe bei den 
INVOL gut zu koordinieren. 
Abbildung 1 (S. 18) fasst die Eckpunkte der INVOL zusam­
men: Die grauen Felder verweisen auf allgemeine Rah­
menvorgaben. Die strukturell-inhaltlichen Elemente der 
INVOL sind alle im hellblauen Hintergrund eingebettet, 

um zu verdeutlichen, dass auch schulische Inhalte (berufs­
bezogene Sprache, schulische Grundlagen) möglichst im 
jeweiligen Berufsfeld zu verankern sind. 

Vielfältige Umsetzungsmodelle 

Die 18 Kantone, die Anträge für INVOL beim SEM einreich­
ten, entwickelten vielfältige und kantonal angepasste Um­
setzungsmodelle. Im ersten Jahr (2018/19) gab es rund 
80 INVOL-Angebote in ca. 20 Berufsfeldern, mehrheitlich 
nach dualem Modell organisiert (ca. drei Tage pro Woche 
im Betrieb, zwei Tage in der Schule, z. T. auch Fachkurse 
in branchenspezifischen Zentren). Die betriebliche Ausbil­
dung ist damit deutlich länger als das geforderte Minimum 
von acht Wochen. In einigen Modellen wird die betriebli­
che Ausbildung auch blockweise organisiert. 
Zwölf nationale OdA erstellten INVOL-Kompetenzprofile, 
die von interessierten Kantonen übernommen wurden. 
Andere wurden von regionalen OdA für einen Kanton ent­
wickelt. Der unterschiedlich breit gefasste Berufsfeldbezug 
in den beantragten INVOL wurde vom SEM flexibel beur­
teilt, da insbesondere kleine Kantone kaum genügend Teil­
nehmende haben, um homogene Gruppen bilden zu kön­
nen. Beispielsweise kooperieren im Baunebengewerbe drei 
OdA (Polybau, Gipser/-in, Maler/-in, Plattenleger/-in), 
um einen gemeinsamen Einführungskurs und Kurzprakti­
ka in allen Feldern anzubieten, bevor die Teilnehmenden 
nach Eignung und Wahl auf einen der Berufe vorbereitet 
werden. Auch in der Gastronomie gibt es eine breiter aus­
gerichtete INVOL (Module in Küche, Service, Hauswirt­
schaft). In kleinen Kantonen wurden die Berufsfelder zum 
Teil sehr breit definiert (z. B. Dienstleistung, Handwerk 
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und Technik). Es gibt aber auch INVOL, die auf Berufe in 
bestimmten Feldern fokussieren (z. B. Bäckerei, Detailhan­
del, Fleischwirtschaft, Gartenbau, Gebäudereinigung, Ge­
sundheit, Gleisbau, Landwirtschaft, Logistik, Mechanik/ 
Automation). Diese Kompetenzprofile beziehen sich meist 
auf einen Ausschnitt der fachlichen Handlungskompeten­
zen der entsprechenden EBA-Ausbildungen. 
Einige Kantone sehen eine INVOL erst vor, wenn zuvor 
schon andere Brückenangebote besucht wurden (mit 
sprachlicher und schulischer Förderung und berufsorien­
tierenden Kurzpraktika). Das entspricht der oben erwähn­
ten allgemeinen Einschätzung, dass Spätmigrierte mehr 
als ein Jahr benötigen, um sich auf eine berufliche Grund­
bildung vorzubereiten. Auch die Organisation der rechts-
kreisübergreifenden Zusammenarbeit in den Kantonen 
beeinflusst, wie potenzielle Teilnehmende der INVOL re­
krutiert und für die kantonalen Angebote ausgewählt wer­
den. Einige kleine Kantone, die keine INVOL anbieten oder 
gewisse Angebote selbst nicht durchführen, schicken z. T. 
auch Teilnehmende in Nachbarkantone. 
In den meisten INVOL haben die Teilnehmenden einen 
Vorlehrvertrag mit einem Betrieb. So können Betriebe 
potenzielle Nachwuchskräfte ein Jahr lang kennenlernen 
und ihnen danach gegebenenfalls einen Ausbildungsver­
trag anbieten. Der Kanton Waadt geht weiter und sieht vor, 

dass Betriebe, die INVOL durchführen, den Teilnehmen­
den danach mindestens eine EBA-Ausbildungsstelle anbie­
ten, was faktisch bedeutet, dass die EBA-Ausbildung um 
ein Jahr verlängert wird. 
Abbildung 2 zeigt als Beispiel die duale INVOL der Schwei­
zerischen Vereinigung für die Berufsbildung in der Logistik 
(SVBL). Für zusätzliche praxisbezogene Fachkurse werden 
überbetriebliche Ausbildungszentren der SVBL genutzt. 
Dort erwerben die Teilnehmenden beispielsweise bereits 
den Staplerführer-Ausweis. 
Die anvisierten betrieblichen Handlungskompetenzen um­
fassen fünf Tätigkeitsfelder, die einer Teilmenge der Fach­
kompetenzen der EBA-Ausbildung entsprechen, damit sie 
realistischerweise in einem Jahr aufgebaut werden kön­
nen. Im Kompetenzprofil sind sie ausführlicher beschrie­
ben zusammen mit überfachlichen Kompetenzen und Hin­
weisen zur Fachsprache und grundlegendem Schulwissen, 
das zu vermitteln ist (vgl. SVBL 2017). So kann der Un­
terricht in Sprache, Berufskunde, Mathematik, IKT sowie 
die Vermittlung von Normen und Werten in der Schweizer 
Arbeitswelt möglichst praxisnah gestaltet werden. 
Auf Nachfrage bestätigten betriebliche und schulische 
Ausbildende in der Logistik, dass eine begrenzte Auswahl 
praktischer Handlungskompetenzen und die berufsbezo­
gene Ausrichtung der Schulinhalte wichtig sei, denn die 
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Teilnehmenden hätten sich bewusst für dieses Berufsfeld 
entschieden und ihre Eignung sei geklärt worden. So wird 
denn auch berichtet, dass sie im Vergleich zu Logistik-Ler­
nenden aus anderen Brückenangeboten überdurchschnitt­
lich motiviert seien, zielgerichtet lernen und sich mit dem 
Berufsfeld stark identifizieren: »Die spezifische Ausrich­
tung der Schulfächer (Mathematik und Sprache) sichert, 
dass die Logistik im Zentrum steht und wir alle vom Glei­
chen sprechen«, so ein Berufsschullehrer. 

Herausforderungen der INVOL und Evaluation 

Die INVOL stellen eine Reihe von Herausforderungen. Auf­
grund des oft sehr unterschiedlichen kulturellen Hinter­
grunds und der Zeit, die erforderlich ist, um in die Normen 
und Werte der Schweizer Arbeitswelt hineinzuwachsen, 
müssen diese regelmäßig thematisiert werden (z. B. Not­
wendigkeit der Schutzbekleidung, Pünktlichkeit). In ge­
wissen INVOL wird bereits zu Beginn ein spezieller Block­
kurs zur Vermittlung solcher Aspekte durchgeführt. Für 
die Ausbildenden ist auch der Umgang mit den heteroge­
nen sprachlichen Voraussetzungen der Teilnehmenden he­
rausfordernd (auch wenn sie Weiterbildungen für Deutsch 
oder andere Landessprachen als Zweitsprache besucht ha­
ben oder solche Angebote existieren). Arbeits- und Lern­

aufträge zu erteilen, die von allen verstanden werden und 
dabei Über- oder Unterforderung zu vermeiden, erfordert 
Sensibilität und pädagogisches Know-how. 
Eine zentrale Herausforderung und Evaluationsfrage ist, 
ob und wie viele Teilnehmende der INVOL ihre leistungs­
mäßigen Voraussetzungen in einem Jahr so weit entwi­
ckeln können, dass sie eine Ausbildung starten können 
(was auch vom Abschluss eines Ausbildungsvertrags ab­
hängt). Daher interessieren die Abschluss- und Anschluss­
quoten als Erfolgskriterium besonders. Die Rückmeldun­
gen nach dem ersten Jahr sind Erfolg versprechend: Im 
Kanton Bern haben rund zwei Drittel der INVOL-Absolvie­
renden einen Ausbildungsvertrag; auch in Luzern und im 
Aargau sind es mehr als die Hälfte.6 In der INVOL Logistik, 
die mehrere Kantone anbieten, sehen die Ergebnisse sehr 
erfreulich aus: Die meisten haben eine EBA-, einzelne so­
gar eine EFZ-Ausbildungsstelle gefunden. Allerdings sagt 

6 Vgl. Presseberichte in Der Bund vom 26.05.2019 – URL: www.derbund. 

ch/bern/nach-der-extrarunde-bereit-fuer-die-lehre/story/bern/ 

nach-der-extrarunde-bereit-fuer-die-lehre/story/bern/nach-der-extra 

runde-bereit-fuer-die-lehre/story/bern/nach-der-extrarunde-bereit­

fuer-die-lehre/story/20794503 sowie in Aargauer Zeitung vom 

28.05.2019 – URL: www.aargauerzeitung.ch/schweiz/integrationsvorleh 

re-der-aufwand-zahlt-sich-langfristig-aus-134538118 (Stand: je 

05.08.2019) 

www.aargauerzeitung.ch/schweiz/integrationsvorleh
www.derbund
http://www.derbund.ch/bern/nach-der-extrarunde-bereit-fuer-die-lehre/story/bern/nach-der-extrarunde-bereit-fuer-die-lehre/story/bern/nach-der-extrarunde-bereit-fuer-die-lehre/story/bern/nach-der-extrarunde-bereit-fuer-die-lehre/story/20794503
http://www.aargauerzeitung.ch/schweiz/integrationsvorlehre-der-aufwand-zahlt-sich-langfristig-aus-134538118
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der Verantwortliche der INVOL Logistik auch, dass sie er­
neut ein intensives Marketing für die nächste Kohorte be­
treiben müssen, da viele der ausbildenden Betriebe ihren 
Lernenden einen Ausbildungsvertrag angeboten haben 
und deshalb für 2020 keinen INVOL-Platz zur Verfügung 
stellen (vgl. Fuhrimann/Erni 2019). 
Zahlen für die ganze Schweiz sowie zusätzliche Ergeb­
nisse wird die externe Evaluation gegen Ende des Jahres 
liefern. Sie wird von der Pädagogischen Hochschule Bern 
durchgeführt und verfolgt ein längsschnittliches Mixed-
Method-Design zur Beurteilung der quantitativen und 
qualitativen Wirkung des Pilotprogramms. Dabei schät­
zen Teilnehmende und Ausbildende ihre Zufriedenheit 
mit der INVOL ein, aber auch die Lernmöglichkeiten in 
Betrieb und Schule sowie den Lerntransfer. Des Weiteren 
erarbeitet das Evaluationsteam Empfehlungen zur Ver­
besserung und Weiterentwicklung des Programms sowie 
Best-Practice-Modelle.7 s

 

7 www.phbern.ch/integrationsvorlehre-fuer-fluechtlinge-und-vorlaeu 

fig-aufgenommene-invol/projekt.html (Stand: 05.08.2019) 
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Auf Umwegen zum Ziel?
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Mit der zweijährigen beruflichen Grundbildung mit Berufsattest (EBA) wur­

de das Berufsbildungssystem in der Schweiz durch ein Bildungsangebot 

ergänzt, das die berufliche Integration verbessern und gleichzeitig nieder­

schwellig sein soll. In einer Befragung zeigt sich jedoch, dass die Mehrheit 

der EBA-Lernenden – insbesondere aus sonderschulischen Settings oder mit 

Migrationshintergrund – nicht direkt in die Ausbildung einsteigt, sondern 

zuvor Brückenangebote nutzt. Im Beitrag werden diese Übergangsphasen 

beschrieben und untersucht, welche Gruppen von Jugendlichen verzögert in 

die Ausbildung einsteigen und wie sich dies auf ihre Erfahrungen zu Beginn 

der Ausbildung auswirkt. 

Ausgangslage und Forschungsfragen 

Ein erfolgreicher Abschluss auf Sekundarstufe II hat in 
der Schweiz bildungspolitisch eine hohe Priorität. Um 
das diesbezüglich angestrebte Ziel von 95 Prozent zu er­
reichen, richtet sich der Fokus insbesondere auf Jugendli­
che, die Schwierigkeiten beim Übergang von der Schule in 
die Ausbildung haben. Für diese Jugendlichen hat sich die 
zweijährige berufliche Grundbildung mit eidgenössischem 
Berufsattest (EBA) als Einstieg in die Berufsbildung und 
Alternative zu den anspruchsvolleren drei- oder vierjähri­
gen Ausbildungen mit eidgenössischem Fähigkeitszeugnis 
(EFZ) gut etabliert: Die Arbeitsmarktfähigkeit und Durch­
lässigkeit zu weiterführenden Ausbildungen konnten im 
Vergleich zum früheren System verbessert werden, auch 
wenn die Akzeptanz von betrieblicher Seite nicht durchge­
hend vorhanden ist (vgl. Hofmann u. a. 2016, Hofmann/ 
Häfeli 2015). Darüber hinaus hoffte man, dass auf die­
sem Weg mehr Jugendliche den direkten Zugang zum Be­
rufsbildungssystem finden, anstatt eine Zwischenlösung 
ohne qualifizierenden Abschluss zu absolvieren. Die Rea­
lität sieht aber nach wie vor anders aus: Wie in Deutsch­
land tritt auch in der Schweiz rund ein Drittel der Schul­
entlassenen in der Schweiz nicht direkt in eine berufliche 
Grundbildung ein (vgl. BIBB 2018; Sacchi/Meyer 2016). 
Jugendliche aus Schultypen mit niedrigerem Anforde­
rungsniveau und sonderschulischen Settings steigen noch 

häufiger verzögert in die Ausbildung ein (vgl. BfS 2019; 
BIBB 2018). Entsprechend hoch ist die Quote von Jugend­
lichen mit Zwischenlösungen auch in den Grundbildungen 
mit Berufsattest (vgl. Hofmann/Müller 2017). 
Unter dem Begriff »Zwischenlösungen« wird eine Vielzahl 
von Aktivitäten und Angeboten subsumiert. Im Zentrum 
stehen dabei die meist staatlich finanzierten Brückenan­
gebote1, welche eine Tagesstruktur beinhalten und auf 
eine reguläre Ausbildung auf Sekundarstufe II vorbereiten 
(vgl. Zysset 2014). Sie ergänzen das Programm der obli­
gatorischen Schule im Hinblick auf die Anforderungen der 
beruflichen Grundbildung und haben insofern eine Kom­
pensationsfunktion (vgl. Sacchi/Meyer 2016). Gleichzei­
tig haben sie eine wichtige Orientierungs- und Berufswahl­
funktion, da sie Jugendliche dabei unterstützen, sich über 
ihre Berufsziele und Ausbildungswünsche klar zu werden. 
Kritisch wird allerdings angemerkt, dass Brückenangebote 
auch eine Pufferfunktion haben, wenn die Nachfrage nach 
Lehrstellen das Angebot übersteigt (vgl. Sacchi/Meyer 
2016). 
Allgemein gelten Direkteinstiege als erstrebenswert und 
Verzögerungen als Abweichungen vom Normalverlauf. 

1 Der Begriff »Brückenangebote« ist vergleichbar mit den in Deutschland 

verwendeten Begriffen »berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen« oder 

»Berufsvorbereitung« (vgl. BIBB 2018). 
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Ein flexibler Übergang kann jedoch auch als Zeichen der 
Selbstbestimmung gedeutet werden und den Betroffenen 
die Zeit zugestehen, die sie für eine möglichst passende 
Wahl benötigen. So betrachtet könnten beim Direktein
stieg grundlegende Aspekte der beruflichen Orientierung 
zu kurz kommen (vgl. Düggeli 2017). Dies ist gerade bei 
Jugendlichen mit Beeinträchtigungen oder Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund, die mit dem Berufsbildungs
system in der Schweiz noch nicht vertraut sind, nicht ab
wegig: Bei ihnen kann die Entwicklung aus unterschiedli
chen Gründen verzögert und der Berufswahlprozess zum 
»regulären« Zeitpunkt trotz Unterstützung noch nicht ab
geschlossen sein. In sonderschulischen Settings erfolgt die 
Berufswahl zudem oft in einem stark institutionalisierten 
Rahmen mit beschränkten Einflussmöglichkeiten der be
troffenen Jugendlichen (vgl. Parpan-Blaser u.  a. 2014). 
Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, mehr darüber zu 
wissen, wie sich ein direkter bzw. ein verzögerter Übergang 
auf die weitere berufliche Laufbahn auswirkt. Dabei soll in 
diesem Beitrag der Fokus auf den Beginn der EBA-Ausbil
dung gerichtet werden. Diese Phase ist für die berufliche 
Sozialisation entscheidend und es zeigt sich meist bald, ob 
die Ausbildung zu den Fähigkeiten und beruflichen Inte
ressen passt (vgl. Neuenschwander/Gerber 2014). Ba
sierend auf einer Befragung von Lernenden werden folgen
de Fragen untersucht: 
•	 Wie lange dauerten die Übergänge und wie wurden sie 

genutzt? 
•	 Welche Lernenden (in Bezug auf die Schullaufbahn da

vor) weisen welche Form des Übergangs auf? 
•	 Wie erleben die Lernenden den Einstieg in die Ausbil

dung in Abhängigkeit davon, welche schulische Vorbil
dung sie mitbringen und wie sich der Übergang in die 
Ausbildung gestaltete? 

Die Annahme ist, dass Jugendliche aus sonderschulischen 
Settings im Vergleich zu Jugendlichen aus Regelklassen 
eher die Möglichkeit eines flexiblen Übergangs nutzen. Ge
lingt es in dieser Phase, Defizite aufzuarbeiten, sollte der 
Ausbildungseinstieg – gemessen an den betrieblichen und 
beruflichen Belastungen zu Ausbildungsbeginn – ähnlich 
positiv verlaufen wie bei Jugendlichen aus Regelklassen. 
Bei diesen wiederum stellt sich die Frage, ob ein verzöger
ter Einstieg auch ein Hinweis auf andere Problematiken 
und der gewählte Ausbildungsberuf allenfalls auch eine 
»zweite« Wahl darstellt, weil der Wunschberuf nicht er
reichbar ist. 

Methodisches Vorgehen 

Für diesen Beitrag wurden Daten aus einer Befragung von 
Lernenden zu Beginn der Ausbildung verwendet.2 Diese 
fand drei Monate nach Ausbildungsbeginn (2016) schrift

­
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lich in den Berufsfachschulklassen in der deutsch- und in 
der französischsprachigen Schweiz statt. Befragt wurden 
628 EBA-Lernende, 62,4 Prozent davon männlich und 
durchschnittlich 19,3 Jahre alt. Die Lernenden wurden 
in folgenden Berufen ausgebildet3: Küchenangestellte/-r 
(20,2  %), Restaurationsangestellte/-r (13,1  %), Bauprakti
ker/-in (10,8  %), Malerpraktiker/-in (15,3  %), Schreiner
praktiker/-in (20,2  %) und Hauswirtschaftspraktiker/-in 
(19,9 %).  
Der Fragebogen enthielt Fragen mit meist vorgegebenen 
Antwortkategorien. Zur Operationalisierung der schuli
schen Herkunft wurden die Lernenden aufgefordert, für 
jedes Schuljahr anzugeben, in welchem Schultyp sie un
terrichtet wurden. Diese Angaben wurden zur Typologi
sierung verschiedener Schulkarrieren genutzt. Für die Be
schreibung des Übergangs wurden das Abschlussjahr der 
Schule und das Einstiegsjahr in die Ausbildung erfasst so
wie Angebote/Aktivitäten in der Zwischenzeit. Die Erfah
rungen zu Beginn der Ausbildung wurden mittels der fol
genden Skalen aus bestehenden Messinstrumenten erfasst: 
•	 Belastung im Lehrbetrieb (z.  B. »Ich fühle mich bei der 

Arbeit überfordert«) und Belastung in der Berufsfach
schule (z.  B. »Ich habe in der Schule zu viel zu tun«), je 
fünf Items, Antwortskala von »sehr selten/nie« (=  1) 
bis »sehr oft/immer« (=  5), Cronbach-α  = .71  bzw. 
.79) (vgl. Prümper/Hartmannsgruber/Frese 1995; 
Semmer/Zapf/Dunckel 1999). 

•	 Verbundenheit mit dem Beruf (z.  B. »Ich bin stolz auf 
meinen Lehrberuf«) und Verbundenheit mit dem Betrieb 
(z.  B. »Ich bin stolz auf den Betrieb, in dem ich lerne«), je 
drei Items, Antwortskala von »stimmt überhaupt nicht« 
(=  1) bis »stimmt genau« (=  4), Cronbach-α  = .79  bzw. 
.81) (vgl. Meyer/Allen/Smith 1993). 

Die durchgeführten Analysen sind überwiegend deskriptiv. 
Für die Frage, wie sich schulische Herkunft und Dauer des 
Übergangs auf die Erfahrungen zu Beginn der Ausbildung 
auswirkten, wurden zweifaktorielle Varianzanalysen mit 
den unabhängigen Variablen »schulische Herkunft« und 
»Dauer des Übergangs« und den abhängigen Variablen 
»Belastungen« und »Verbundenheit mit dem Beruf bzw. 
mit dem Betrieb« gerechnet. 

­
­

­

­
­
­

­
­
­

­

2 Die vom Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation (SBFI) 

finanzierte Studie umfasst einen quantitativen Teil mit drei Erhebungs­

zeitpunkten (Beginn und Ende der Ausbildung und ein Jahr danach) und 

einen qualitativen Teil mit Fokus auf Lehrvertragsauflösungen. Die Studie 

ist ein Kooperationsprojekt zwischen der Hochschule für Heilpädagogik 

Zürich (Claudia Hofmann, Xenia Müller, Kurt Häfeli und Annette 

Krauss) und dem Eidgenössischen Hochschulinstitut für Berufsbildung 

Lausanne (Barbara Duc, Nadia Lamamra und Isabelle Bosset). 

3 In Bezug auf diese gezielt ausgewählten Berufsrichtungen kann die 

Stichprobe als repräsentativ bezeichnet werden, nicht jedoch für die 

Gesamtheit der EBA-Ausbildungen, die in mehr als 50 Berufsrichtungen 

angeboten werden. 
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Übergänge und schulische Herkunft 

Von den befragten Lernenden mit gültigen Angaben zur 
Übergangsdauer (n = 591) gaben 28,1 Prozent an, dass 
sie direkt nach neun Schuljahren in die EBA-Ausbildung 
eingestiegen sind. Bei 22,3 Prozent der Personen dauerte 
der Übergang ein Jahr, bei 26,1 Prozent waren es zwei bis 
drei Jahre, bei 18,4 Prozent lagen vier bis zehn Jahre zwi­
schen Schulabschluss und Ausbildungsbeginn. Immerhin 
5,1 Prozent weisen eine Unterbrechung von mehr als zehn 
Jahren auf (maximal 36 Jahre, vgl. Abb.). 
Mehr als die Hälfte dieser Personen haben in dieser Zeit schu­
lische Zwischenlösungen oder Integrationsjahre genutzt (vgl. 
Tab. 1, S. 24), ein weiteres Viertel eine Vorlehre4 absolviert. 
Knapp 30 Prozent haben gearbeitet. Rund ein Fünftel hat vor­
her bereits eine andere Ausbildung angefangen. 
Die Dauer des Übergangs hängt mit der schulischen Her­
kunft zusammen (Χ2(24) = 144.29, p < .001): Rund 40 Pro­
zent der Lernenden mit Abschluss in einer Regelklasse sind 
direkt in die Ausbildung eingestiegen (vgl. Tab. 2, S. 24). 
Etwas seltener ist der Direkteinstieg trotz Abschluss in der 
Regelklasse, wenn die Lernenden zuvor im Ausland be­
schult wurden (31,7 %). Bei Jugendlichen, die ihre Schul­
zeit in einem sonderpädagogischen Setting abgeschlossen 
haben, ist die Häufigkeit des Direkteinstiegs abhängig von 

4 Die einjährige Vorlehre richtet sich an Jugendliche, die sich über ihr 

Berufsziel bereits im Klaren sind, aber aus unterschiedlichen Gründen 

mit der Ausbildung noch nicht beginnen können. Während der Vorlehre 

besuchen sie an drei Tagen einen Vorlehrbetrieb im gewünschten Berufs­

feld und an zwei Tagen die Berufsfachschule. 

der Schullaufbahn: Lernende, die zuvor in einer Regelklas­
se waren, weisen mit 42,9 Prozent sogar noch eine leicht 
bessere Quote von Direkteinstiegen als Lernende mit Re­
gelklassenabschluss auf. Dagegen steigen Lernende aus ei­
nem ausschließlich sonderpädagogischen Setting seltener 
direkt in die Ausbildung ein (22 %) und noch seltener tun 
dies Lernende, die vor dem sonderpädagogischen Setting 
im Ausland beschult wurden (5,4 %) oder ausschließlich 
im Ausland in die Schule gingen (1,3 %). 
In Bezug auf die Aktivitäten während der Zwischenpha­
se spielen die besuchten Schultypen ebenfalls eine Rolle 
(Χ2(14) = 46.45, p < .001): Jugendliche mit Abschluss in 
einer Regelklasse besuchen eher nur ein Brückenangebot 
(31,3 %) oder haben davor bereits eine andere Ausbildung 
begonnen (16,3 %). Jugendliche mit Abschluss in einem 
sonderpädagogischen Setting weisen hingegen vielfältige­
re Wege nach dem Schulabschluss auf: Zwar haben auch 
hier 21 Prozent ausschließlich ein Brückenangebot be­
sucht, viele weisen jedoch Kombinationen von verschiede­
nen Zwischenlösungen auf. Jugendliche, die ihre Schulzeit 
im Ausland absolviert haben, haben häufiger als die ande­
ren Gruppen gearbeitet (12,9 %) und hatten ebenfalls oft 
kompliziertere Übergänge mit mehreren Stationen. 

Übergänge und Erfahrungen in Schule und 
Betrieb zu Beginn der Ausbildung 

Die Ergebnisse der zweifaktoriellen Varianzanalysen 
zeigen, dass die schulische Herkunft auch für die wahr­
genommene Belastung in der Berufsfachschule und im 
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Lehrbetrieb relevant ist (F(6,536) = 17.22, p < .001 bzw. 
F(6,536) = 6.49, p < .05): Jugendliche, die ausschließlich 
Regelschulen besucht haben, fühlen sich am wenigsten 
belastet. Jugendliche, die einen Teil der Schulzeit oder die 
ganze Schulzeit im Ausland verbracht haben, fühlen sich 
am stärksten belastet. Jugendliche, die ihre Schulzeit in 
einem sonderpädagogischen Setting abgeschlossen haben 
(ausschließlich sonderpädagogisch oder zuvor in der Re-
gelschule/im Ausland), fühlen sich hingegen kaum stärker 
belastet als Jugendliche aus Regelklassen. 
Die Dauer des Übergangs spielt bei der Einschätzung der 
schulischen Belastung keine Rolle, bei der Belastung im 
Lehrbetrieb jedoch schon (F(2,536) = 4.96, p < .01): Per­
sonen, deren Übergang drei Jahre oder länger dauerte, 
fühlen sich oft weniger stark belastet. Dies zeigt sich ins­
besondere bei Jugendlichen, die sowohl Regel- als auch 
Sonderschulen besucht haben, und bei Personen, die nach 
einem Teil der Schulzeit im Ausland in der Regelschule ab­
geschlossen haben. 

Bezüglich Verbundenheit mit dem Beruf und Verbundenheit 
mit dem Betrieb zeigen sich weder Effekte der schulischen 
Herkunft noch der Übergangsdauer; bei den Interaktions­
effekten ist eine Tendenz bei der betrieblichen Verbunden­
heit nachzuweisen (F(12, 541) = 9.39; p < .10). Auffällig 
ist hier die Gruppe der Lernenden, die Sonderschulen 
(ausschließlich oder nach Regelschulen) besucht haben: 
Diejenigen, die direkt eingestiegen sind, fühlen sich in die­
ser Gruppe stärker mit dem Betrieb verbunden als Nicht­
direkteinsteigende. 

Fazit: Viele Wege führen zum Ziel 

Mehr als zwei Drittel der befragten Lernenden sind nicht 
direkt, sondern nach diversen Umwegen in die Ausbildung 
eingestiegen. Dies kann unterschiedlich bewertet werden: 
Die EBA-Ausbildung scheint nicht wie gewünscht so nie­
derschwellig zu sein, dass sich der Besuch von Brücken­
angeboten erübrigt. Positiv gedeutet zeigt sich damit aber 
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auch, dass die Flexibilität im System »spielt« und – wie 
sich jedenfalls in unserer Stichprobe zeigt – erfolgreiche 
berufliche Integration auch noch zu späteren Zeitpunkten 
möglich ist. Erstaunlich ist allerdings schon, dass selbst 
bei Regelschulabgängerinnen und -abgängern nur einer 
Minderheit von knapp 40 Prozent der Direkteinstieg ge­
lingt. Weiter zeigt sich, dass ein beachtlicher Teil (gerade 
in der erwähnten Gruppe) von einer EFZ-Ausbildung he­
runtergestuft wurde. Dieses Ergebnis ist etwas zwiespäl­
tig: Es ist erfreulich, dass sich den Lernenden damit die 
Möglichkeit eröffnet, im gewünschten Berufsfeld zu blei­
ben. Eigentlich war das System jedoch eher umgekehrt ge­
dacht: ein Einstieg über die EBA- und eine anschließende 
EFZ-Ausbildung. Vermutlich spielt dabei die immer noch 
ungenügende Akzeptanz der Betriebe gegenüber der EBA 
eine Rolle und entsprechend besteht hier nach wie vor 
Handlungsbedarf (vgl. Hofmann u. a. 2016). 
Bei Lernenden aus Sonderschulen oder -klassen oder aus 
dem Ausland ist die Ausgangslage anders und es gibt im 
Vergleich mit Lernenden aus Regelklassen einen wesentlich 
höheren Anteil, der Brückenangebote in Anspruch nimmt 
bzw. allgemein länger für den Einstieg benötigt. Dies weist 
darauf hin, dass ein gewisser Kompensationsbedarf besteht 
und Unterstützungsangebote in dieser Phase wichtig sind. 
Beim Einstieg in die Ausbildung zeigt sich zwar nach wie 
vor ein Einfluss der schulischen Herkunft auf die erlebte 
Belastung in der Berufsfachschule, allerdings ist diese im 
Durchschnitt relativ gering (bei »manchmal« auf der Skala 
von »sehr selten« bis »sehr oft« belastet). Die Übergangs­
dauer spielt für die Belastung in der Schule hingegen keine 
Rolle, was als Ergebnis einer erfolgreichen Kompensation 
gedeutet werden kann. Es gibt auf der anderen Seite auch 

keinen Hinweis darauf, dass Jugendliche aus sonderschuli­
schen Settings beim Direkteinstieg nicht genügend Zeit für 
die Berufswahl hatten: Die Direkteinsteigenden in dieser 
Gruppe sind ähnlich oder sogar stärker mit ihrem Beruf 
oder Betrieb verbunden (vgl. auch BIBB 2018). 
Interessant ist die Gruppe der Personen, die eine längere 
Übergangsphase hatte (mehr als drei Jahre). Sie sind in der 
Berufsfachschule nicht stärker belastet, was ein Hinweis 
darauf ist, dass die längere Abwesenheit von schulischen 
Angeboten für einen Einstieg in diesen Ausbildungsgang 
nicht problematisch scheint. Diese letzte Gruppe umfasst 
Personen, die meist nicht nur ein Brückenangebot besucht, 
sondern oft auch länger gearbeitet haben. Sie schätzen die 
Situation im Lehrbetrieb sogar positiver ein, d.h. fühlen sich 
weniger stark belastet. Vermutlich erleichtern die Erfah­
rungen in der Arbeitswelt den Einstieg in den Lehrbetrieb: 
Sie kennen betriebliche Abläufe und die Einordnung in eine 
Hierarchie scheint trotz höherem Lebensalter kaum ein Pro­
blem zu sein. Umgekehrt profitieren Lehrbetriebe auch von 
Personen, die persönlich etwas reifer sind und schon über 
Arbeitserfahrung verfügen. Betriebe könnten daher eine 
Schlüsselrolle dabei spielen, solche Nachqualifizierungen 
zu ermöglichen. 
Die Analysen für diesen Beitrag zeigen zusammenfassend, 
dass sich diskontinuierliche Verläufe während der Schul­
zeit beim Übergang in die Ausbildung oft fortsetzen. Es 
kann aber auch als positives Zeichen gewertet werden, 
dass so viele Personen auch nach einer längeren Unterbre­
chung den Weg in eine zertifizierende Ausbildung finden 
und mit den Anforderungen vergleichsweise gut zurecht­
kommen: Es lohnt sich deshalb, die »Türen offen zu halten« 
und solche Wege zu ermöglichen und zu unterstützen. 
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Zeitliche Flexibilität in der Nachqualifizierung
 

Erfahrungen aus fünf Jahren Kölner Bildungsmodell (KöBi) 

JOSEPHINE JAHN 
Dr., wiss. Mitarbeiterin der  
InterVal GmbH in Berlin 

ELKE WAMBACH 
Stellvertretende Standort­  
leiterin beim Kolping- 
Bildungswerk in Köln 

Seit vielen Jahren gibt es in Deutschland Modellprojekte, die mithilfe von 

aufeinander aufbauenden Modulen eine berufliche Nachqualifizierung für 

unterschiedliche Zielgruppen ermöglichen. Das Kölner Bildungsmodell (KöBi) 

ist eines dieser Modelle. Es richtet sich an junge Erwachsene ohne Berufs­

abschluss, die meist multiple Problemlagen aufweisen und oft dauerhaft 

auf staatliche Unterstützung angewiesen sind. Im Beitrag wird gezeigt, wie 

es mit dem Modell gelingt, einen Großteil der Teilnehmenden durch eine 

Kombination von niedrigschwelligem Einstieg, begleitendem Coaching und 

zeitlicher Flexibilität erfolgreich zu qualifizieren. 

Hintergrund 

Eine Reform in der Bildungs- und Benachteiligtenförde­
rung wurde in der Bundesrepublik in den 1980er-Jahren 
dadurch eingeleitet, dass das Prinzip »Fördern statt ausle­
sen« immer mehr Anhänger fand. Nicht mehr auf die De­
fizite, sondern auf die vorhandenen Kompetenzen sollte 
geschaut und diese sollten gezielt gefördert werden (vgl. 
Bylinski 2018, S. 6). Inzwischen gelten junge Erwachse­
ne mit weniger guten Qualifizierungsvoraussetzungen und 
zum Teil multiplen Problemlagen nicht mehr automatisch 
als »nicht qualifizierbar«. Da es aktuell in verschiedenen 
Branchen einen dauerhaften Mangel an qualifiziertem Per­
sonal gibt, ist die Bereitschaft zur gezielten Unterstützung, 
die an die individuellen Voraussetzungen der Lernenden 
anknüpft, zudem größer geworden (vgl. ebd.). In diesem 
Zusammenhang wird auch ein Mehr an zeitlicher Flexibili­
tät während der Qualifizierung diskutiert – beispielsweise 
durch zeitliche Streckung der Qualifizierung oder auch die 
zeitweise Unterbrechung bei akuten Problemlagen (vgl. 
Frank 2014, S. 41). 
Der vorliegende Artikel stützt sich im Wesentlichen auf 
die Evaluation des KöBi aus den Jahren 2017–2018. Die­
se hatte das gesamte Modell, also alle drei umsetzenden 
Träger und Teilnehmenden, in den Blick genommen. Ver­
tieft werden die Evaluationsergebnisse durch Erfahrungen 
des Kolping-Bildungswerks, einem der drei umsetzenden 
Träger. 

Das Kölner Bildungsmodell 

Das KöBi wurde im Jahr 2012 auf Initiative des Kölner 
Bündnisses für Arbeit konzipiert, um einer Zielgruppe 
von jungen Erwachsenen zwischen 25 und 35 Jahren mit 
vielfältigen Problemlagen und ohne Berufsabschluss eine 
zu ihren Bedürfnissen passende Nachqualifizierung an­
bieten zu können. Zu den häufigsten Problemlagen der 
KöBi-Teilnehmenden gehören finanzielle Probleme (z. T. 
Überschuldung), Probleme in der Familie oder im Freun­
deskreis, eine schlechte Wohnsituation, persönliche Krisen, 
gesundheitliche Probleme – darunter psychische Erkran­
kungen und Suchterkrankungen, Probleme beim Lernen 
und Prüfungsängste. Viele von ihnen haben vor ihrer Teil­
nahme am Modell Abbrucherfahrungen gemacht, sei es im 
Rahmen einer begonnenen Ausbildung oder anderer Qua­
lifizierungsmaßnahmen (vgl. Ekert/Jahn 2018, S. 25 f.). 
Durch eine dauerhafte Arbeitslosigkeit werden die Pro­
blemlagen zum Teil noch verstärkt; Schwierigkeiten, den 
Alltag zu strukturieren, kommen hinzu. 
Akteure aus Gesellschaft und Wirtschaft hatten sich da­
rauf verständigt, etwas gegen die Langzeitarbeitslosigkeit 
in Köln zu unternehmen und zugleich der Nachfrage nach 
(teil-)qualifizierten Beschäftigten in der Stadt zu begegnen. 
Das KöBi ist somit zugleich Instrument der Arbeitsmarkt­
integration und der Benachteiligtenförderung. 
Die berufliche Nachqualifizierung im KöBi ist in einzelne 
Qualifizierungsmodule unterteilt und findet die meiste Zeit 
bei einem Bildungsträger statt. Innerhalb der Module sind 
jedoch betriebliche Praxisphasen vorgeschrieben. Zum 
Abschluss eines jeden Moduls wird eine Kompetenzfest­
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stellung durch die zuständige Kammer durchgeführt. Alle 
Qualifizierungsmodule bilden in der Summe die Ausbil
dungsordnung eines Berufsbilds vollständig ab, wodurch 
nach dem Absolvieren aller Module prinzipiell der Weg zur 
Teilnahme an der Externenprüfung offensteht. Das Modell 
steht somit in der Tradition vorangegangener Pilotpro
jekte und Initiativen u.  a. des BMBF/BIBB (insbesondere 
JOBSTARTER CONNECT) und des DIHK (z.  B. DIHK-Pilot­  
initiative) zum Einsatz von Teilqualifikationen bzw. Ausbil
dungsbausteinen (vgl. Ruppert in diesem Heft). 
Das KöBi wird seit 2014 von drei Bildungsträgern umge
setzt und bietet Qualifizierungen in den folgenden Berufen 
an: 
•	 Fachlagerist/-in, Verkäufer/-in und Maschinen- und An

lagenführer/-in (Diakonie Michaelshoven), 
•	 Tischler/-in, Metallbauer/-in und Hochbaufacharbei

ter/-in (Handwerkskammer zu Köln), 
•	 Koch/Köchin sowie Fachkraft im Gastgewerbe (Kol

ping-Bildungswerk). 

Das Modell ist inzwischen in die kommunale Regelförde
rung in Köln eingegangen und wird als Förderung der be
ruflichen Weiterbildung (FbW-Maßnahme) vom Jobcenter 
Köln v.  a. im Rechtskreis SGB II angeboten. Die Integra­  
tionsfachkräfte in den Jobcentern weisen junge Erwach
sene der Zielgruppe auf das KöBi hin. Entscheiden diese 
sich für die Teilnahme, besuchen sie zunächst ein Profiling, 
bei dem Eignung und Interesse für einen der angebotenen 
Berufe festgestellt werden. Danach beginnt die Qualifizie
rung in einem oder mehreren Modulen. 
Die Teilnehmenden erhalten dafür eine außergewöhnlich 
lange Finanzierungszusage von bis zu acht Jahren. Der 
Grund dafür ist, dass bei der Konzeption des KöBi davon 
ausgegangen wurde, dass die Teilnehmenden das Modell 
häufig unterbrechen würden (beispielsweise um zu job
ben). Die Qualifizierung über einen längeren Zeitraum zu 
strecken, sollte ihnen die Möglichkeit geben, anschließend 
wieder in das Modell zurückzukehren (vgl. Ekert/Jahn  
2018, S. 10  ff.). Über den gesamten Zeitraum der Quali
fizierung erhalten die Teilnehmenden ein begleitendes
Coaching. Dieses soll sie in ihren persönlichen Problemla
gen unterstützen und somit Abbrüche der Qualifizierung 
verhindern. Um bei fachlichen Schwierigkeiten zu helfen,
bieten die Träger den Teilnehmenden Förderunterricht an. 

Zeitliche Flexibilität im KöBi 

Der Einsatz von Qualifizierungsmodulen und die flexible 
Förderdauer von maximal acht Jahren ermöglichen eine 
große zeitliche Flexibilität der Qualifizierung im KöBi.
Möglich sind: 
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•	 die Anerkennung beruflicher Vorkenntnisse z.  B. aus
ungelernter Arbeit oder einer abgebrochenen Ausbil
dung. Die zuständige Kammer oder Innung entscheidet 
jeweils individuell, ob die Nachqualifizierung verkürzt 
werden kann (vgl. Ekert/Jahn 2018, S. 21), 

•	 zeitliche Unterbrechungen zwischen unterschiedlichen 
Modulen bei privaten Problemen oder Krisen, 

•	 die Unterbrechung und ggf. Verlängerung oder Wieder
holung des aktuellen Moduls in Absprache mit der/dem 
Ausbilder/-in oder Coach und der zuständigen Integra
tionsfachkraft beim Jobcenter (vgl. ebd., S. 31), 

•	 das zeitnahe Absolvieren der zertifizierten Kompetenz
feststellungen, indem die Kammern diese auch für eine 
kleine Zahl an Personen anbieten, 

•	 zeitliche Flexibilität im Hinblick auf die beruflichen Pra
xisphasen. 

Hürden in der Umsetzung 

Der Einsatz von Qualifizierungsmodulen wie Teilqualifi
kationen oder Ausbildungsbausteinen, die zusammenge
nommen ein Berufsbild abdecken, wird von vielen Seiten 
als eine sinnvolle Ergänzung zur klassischen Berufsausbil
dung gesehen. Allerdings sind in der praktischen Umset
zung mitunter einige Herausforderungen in fördertechni
scher Hinsicht zu bewältigen und auch die Kooperation der 
beteiligten Akteure muss sich einspielen. 
Ein klares Bekenntnis zur Nachqualifizierung mit zertifi
zierten Modulen und deren regulären Förderung gibt es 
vonseiten der Bundesagentur für Arbeit (BA) bislang nicht. 
Diese hatte 2011 in einem eigenen Projekt zertifizierte 
Teilqualifikationen erfolgreich erprobt und daraufhin Kon
struktionsprinzipien dafür aufgestellt. Darin ist u.a. gere
gelt, dass Qualifizierungsmodule – auch für die Zielgrup
pe der Geringqualifizierten – im Vergleich zur regulären 
Ausbildung zeitlich um ein Drittel verkürzt sein müssen 
(§  180 Abs. 4 Satz 1 SGB III). Die Verkürzung stellt nach 
wie vor eine Voraussetzung dafür dar, eine Maßnahme 
mit Qualifizierungsmodulen als förderfähige FbW-Maß
nahme zertifizieren zu können. Davon ausgenommen sind 
einzig die BIBB-Ausbildungsbausteine des JOBSTARTER 
CONNECT-Programms, sie müssen nicht verkürzt angebo
ten werden. 
Aus Sicht des Kolping-Bildungswerks erweist sich diese 
Verkürzungspflicht jedoch als kontraproduktiv, denn da
durch reduziert sich gerade die für die Zielgruppe so wich
tige Lernzeit. 
Auch die Finanzierung des begleitenden Coachings ist in 
der Praxis oft ein Problem, da die Maßnahmen dadurch 
oft automatisch über dem Bundesdurchschnittskostensatz  
liegen (vgl. Ekert/Jahn 2018). Im KöBi wurde es zum  
Teil über die »Freie Förderung« (gem. §  16  f SGB II) finan
ziert. 

 
­

­

­

­

­

­
­

­
­
­

­

­
­
­

­

­

­
­

­



 

  

  
  

  
  

  

2 8  T H E M E N S C H W E R P U N K T  B W P  5 / 2 0 1 9  

Ein weiterer Punkt ist die Zulassung zur Externenprüfung. 
Sie wird nach dem Absolvieren aller zertifizierten Module 
eines Berufsbildes nicht generell zugesichert. Die Zulas­
sung erfolgt seitens der Kammern jeweils erst nach einer 
Einzelfallprüfung (vgl. f-bb 2016, S. 19 f.). Auch die Kom­
petenzfeststellungen gestalteten sich in der Anfangszeit 
schwieriger als angenommen. Die Erfahrungen des Kol­
ping-Bildungswerks zeigten jedoch, dass mit zunehmender 
Beständigkeit der Prüfenden sowie der Routine aller Be­
teiligten Lücken in der Kommunikation aufgefangen und 
Missverständnisse ausgeräumt werden konnten. Auch die 
Organisation von Kompetenzfeststellungen mit Prüfenden 
der Kammern zum jeweils passenden Zeitpunkt für unter­
schiedliche Module ist zur Routine geworden, sodass i. d. R. 
keine Wartezeiten für die Teilnehmenden entstehen (auch 
wenn die Wirtschaftlichkeit aufseiten der Kammern nicht 
immer gegeben ist). Ähnliches ist auch für Fragen der An­
rechnung beruflicher Vorleistungen zu berichten. 

Ergebnisse der Evaluation des KöBi 

Von Ende 2017 bis Ende 2018 wurde das KöBi im Auftrag 
der Bertelsmann Stiftung durch die InterVal GmbH evalu­
iert. In diesem Zeitraum wurden qualitative Interviews mit 

allen Beteiligtengruppen geführt (Projektleitungsebene 
n = 12, Projektumsetzende bei den Trägern und Integra­
tionsfachkräfte der Jobcenter n = 17 sowie mit 20 Unter­
nehmen, die einen Teilnehmenden im Praktikum kennen­
gelernt oder eingestellt hatten). Die KöBi-Teilnehmenden 
standen im Fokus der Erhebungen. Mit 13 Teilnehmenden 
wurden zunächst explorativ drei Fokusgruppen durchge­
führt und auf Basis der Ergebnisse eine standardisierte 
Befragung mit aktuellen Teilnehmenden (n = 95) und 
ehemaligen Teilnehmenden (online, n = 45) realisiert. Im 
Rahmen der Evaluation wurde außerdem das Teilnehmen­
den-Monitoring (n = 466) ausgewertet, welches die drei 
umsetzenden Träger seit dem Modellstart im Jahr 2014 
führen. Die Ergebnisse des standardisierten Fragebogens 
und die Daten aus dem Monitoring wurden aufgrund der 
insgesamt noch geringen Teilnehmer- und Absolventen-
zahlen überwiegend deskriptiv ausgewertet. Zuletzt wur­
den 20 KöBi-Teilnehmende vertiefend interviewt – vor 
allem dazu, wie sie das Angebot im Gegensatz zu zuvor 
besuchten Maßnahmen wahrnahmen und warum sie da­
durch ggf. erfolgreicher qualifiziert werden konnten. Die 
qualitativen Erhebungen wurden inhaltsanalytisch ausge­
wertet und dort, wo es möglich war, mit anderen (Erhe-
bungs-)Daten trianguliert. 
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Geringe Inanspruchnahme von Unterbrechungen 

Die Evaluation zeigt, dass bei Weitem nicht alle KöBi-Teil­
nehmenden die Qualifizierungsmaßnahme unterbrechen. 
Viele absolvierten alle Module eines Berufsbilds stringent 
nacheinander, was bei der Zielgruppe mit multiplen Pro­
blemlagen so nicht erwartet worden war. Über die Hälfte 
der im Rahmen der Evaluation befragten Teilnehmenden 
gab an, (noch) nicht darüber nachgedacht zu haben, die 
Qualifizierung zu unterbrechen (vgl. Abb. 1). 
In Übereinstimmung mit diesem Befund zeigt auch das Mo­
nitoring der Bildungsträger, dass viele Teilnehmende das 
Modell in der regulär dafür vorgesehenen Zeit absolvierten 
(vgl. Ekert/Jahn 2018, S. 39 f.). Eine Begründung wird 
darin gesehen, dass das Modell nach einiger Zeit »greift«, 
d.h. die Teilnehmenden während der Qualifizierung oft 
eine starke Motivation aufbauen, ihren Berufsabschluss 
zügig nachzuholen. Bei der Stärkung der Motivation spielt 
die Arbeit der Coaches und Anleitenden eine wesentliche 
Rolle. Gemeinsam mit den Teilnehmenden entwickeln sie 
Zielorientierungen und thematisieren die Vorteile eines 
Berufsabschlusses. Mit Bestehen der ersten Kompetenz­
feststellungen steigt zudem ihr Selbstbewusstsein und die 
Zuversicht, den Berufsabschluss tatsächlich schaffen zu 
können (vgl. Abb. 2). 
Diese Dynamik bestätigen auch die Erfahrungen des Kol­
ping-Bildungswerks. Geht es den Teilnehmenden anfangs 
nur um das erfolgreiche Absolvieren einer Kompetenz­
feststellung, wird im fortgeschrittenen Stadium eine hohe 
Punktzahl angestrebt. 

Gründe für Unterbrechungen und Auswirkungen auf 
den Maßnahmeverlauf 

Trotz der beschriebenen Erfolge ist das Thema Unterbre­
chung für die Hälfte der Teilnehmenden durchaus relevant. 
Rund 23 Prozent der KöBi-Teilnehmenden hatten das Mo­
dell zum Zeitpunkt der Befragung bereits einmal unter­
brochen, weitere rund 24 Prozent hatten bereits darüber 
nachgedacht. Als häufigste Gründe dafür wurden persön­
liche, familiäre oder gesundheitliche Gründe genannt (vgl. 
Ekert/Jahn 2018, S. 40). 
Meist führt eine Mischung aus verschiedenen Problemen 
und Belastungen, die zusätzlich zur Qualifizierung zu be­
wältigen sind, zu einer Überforderung der Teilnehmen­
den. Die Möglichkeit, das Modell zu unterbrechen, haben 
beim Kolping-Bildungswerk vor allem diejenigen jungen 
Erwachsenen genutzt, für die ein Klinikaufenthalt unver­
zichtbar war, i. d. R. waren dies Suchtkranke und psychisch 
Kranke mit Mehrfachbelastungen – mit oft massiven finan­
ziellen Problemen bis hin zu hoher Verschuldung. Diese 
Belastungen müssen kleinschrittig und zeitintensiv mit 
Unterstützung der Coaches bearbeitet werden. Das beglei­
tete, aber eigenständige Lösen dieser Herausforderungen 
machte die KöBi-Teilnehmenden stolz und sorgte anschlie­
ßend für ein erhöhtes Selbstbewusstsein und Selbstwert­
gefühl. Sie erlebten die positiven Konsequenzen ihrer 
Eigeninitiative und hatten den Kopf wieder »frei« für die 
Qualifizierungsinhalte. 
Längere Unterbrechungen traten zudem bei Teilnehmen­
den auf, die eine Haftstrafe verbüßen mussten. Auch sie 
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konnten anschließend an dem Punkt der Qualifizierung 
wieder einsteigen, an dem sie unterbrochen hatten. Nach 
einer Unterbrechung stellen die Anleitenden bei den Teil­
nehmenden oftmals eine erhöhte Konzentration auf Lern­
inhalte, bessere Leistungen sowie eine Fokussierung auf 
das zu erreichende Lernziel fest. 

Erfolgsfaktoren identifizieren und stärken 

Die Evaluation bestätigt, dass es im KöBi insgesamt gut 
gelingt, die Teilnehmenden (teilweise) bis zum Berufs­
abschluss zu qualifizieren. Laut Teilnehmenden-Monito­
ring der Bildungsträger hat ungefähr ein Drittel (98 Teil­
nehmende) aller ehemaligen Teilnehmenden des KöBi 
(n = 312) das Modell bis zur Externenprüfung durchlaufen. 
Die Erfolgsquote bei den absolvierten Externenprüfungen 
(n = 95) lag zum Zeitpunkt der Evaluation bei etwa 95 Pro­
zent (vgl. Ekert/Jahn 2018, S. 35 f.). 
Fragt man nach einzelnen Erfolgsfaktoren des KöBi, sind 
diese schwer zu identifizieren. Entscheidend ist vor allem 
das Ineinandergreifen der verschiedenen Modellbestand­
teile (Profiling, Qualifizierung, Coaching, betriebliche Pra­
xisphasen, Kompetenzfeststellungen). 
Die Erfolge, die das KöBi bei der z. T. lernfernen Zielgruppe 
zeigte, lassen den Schluss zu, dass viele Langzeitarbeitslo-

se trotz vielfältiger Problemlagen (»Vermittlungshemmnis­
se«), in der Lage sind, arbeitsmarktrelevante (Teil-)Qua­
lifizierungen zu erwerben. Dafür benötigen sie allerdings 
fachliche und sozialpädagogische Unterstützung, mehr 
Zeit zum Lernen und auch die Möglichkeit, die Qualifizie­
rung in kritischen Phasen unterbrechen zu können. 
Zeitliche Flexibilität erweist sich dabei als elementarer 
Schlüssel für den Qualifizierungserfolg. Aus Sicht der 
Evaluation und basierend auf den Erfahrungen des Kol­
ping-Bildungswerks ist es für die erfolgreiche Umsetzung 
eines Modells wie dem KöBi unter anderem notwendig, 
dass den Teilnehmenden ausreichend Zeit zum Lernen ge­
geben wird. Aus diesem Grund ist es nicht sinnvoll, bei der 
Zielgruppe des SGB II an der Verkürzungspflicht der einge­
setzten Qualifizierungsmodule festzuhalten. 
Da auch das begleitende Coaching für die Zielgruppe be­
sonders wichtig ist, sollte dieses unbedingt im Rahmen ei­
ner Nachqualifizierung wie im KöBi angeboten und durch 
die Arbeitsverwaltung finanziert werden. Auf diese Weise 
könnten viele junge Erwachsene, die sonst wahrscheinlich 
dauerhaft arbeitslos oder geringfügig beschäftigt wären, 
Stück für Stück an die berufliche Handlungsfähigkeit he­
rangeführt werden. s
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Teilqualifikationen – Schritt für Schritt
 
zum Berufsabschluss
 

CAROLIN RUPPERT 
Projektkoordinatorin, DIHK Service GmbH, Berlin 

Mit dem zunehmenden Fachkräftemangel steigt die He

rausforderung, Zielgruppen zu qualifizieren, für die eine 

duale Ausbildung nicht mehr infrage kommt. In der Re

gel handelt es sich dabei um über 25-jährige, häufig  

gering qualifizierte Erwachsene. Für sie bietet sich eine 

Qualifizierung durch den Erwerb von Teilqualifikationen 

an. Der Beitrag gibt Einblicke in das Zertifizierungsange

bot der  Industrie- und Handelskammern (IHK) und hebt 

die Bedeutung einer qualitätsgesicherten Entwicklung  

und standardisierten Umsetzung von Teilqualifikationen 

hervor. 

Fachkräftepotenzial bei formal gering   
Qualifizierten 

Die deutsche Wirtschaft sucht in vielen Branchen und Re
gionen händeringend Fachkräfte. Zugleich haben derzeit 
allein knapp 2,12 Millionen junge Erwachsene zwischen 
20 und 34 Jahren keinen Berufsabschluss (vgl. BIBB 2019, 
S. 313  f.). Hier liegt ein enormes Fachkräftepotenzial. Al
lerdings gelingt vielen formal gering qualifizierten Er
wachsenen nicht mehr der Einstieg in eine Erstausbildung, 
der Anschluss an eine berufliche Fortbildung rückt damit 
erst recht in weite Ferne (vgl. Osiander 2019). Zwar ha
ben An- und Ungelernte oftmals berufliche Kompetenzen 
erworben, verfügen jedoch nicht über geeignete Nachwei
se, um diese nachvollziehbar zu dokumentieren. Ziel ist es 
daher, für diese heterogene Zielgruppe Qualifizierungswe
ge zu finden, die realistische Chancen auf den nachträgli
chen Erwerb eines Berufsabschlusses eröffnen und beruf
liche Integration fördern (vgl. auch Jahn/Wambach in 
diesem Heft). 
Im Jahr 2012 hat daher die IHK-Organisation begonnen, 
ein flächendeckendes, bundeseinheitliches Angebot zur 
Zertifizierung von Teilqualifikationen (TQ) zu schaffen. Es 
handelt sich um ein privatrechtliches, freiwilliges Ange
bot der Kammern, welches bereits von 47 der insgesamt  
79 IHK (Stand März 2019) umgesetzt wird. 
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Was sind Teilqualifikationen? 

Teilqualifikationen sind abgegrenzte, standardisierte Ein­
heiten innerhalb einer curricularen Gesamtstruktur, die 
sich an betrieblichen Arbeits- und Geschäftsprozessen aus­
richten und inhaltlich sinnvolle Teilmengen eines zugrun­
de liegenden staatlich anerkannten Ausbildungsberufs 
darstellen. In TQ-Maßnahmen werden die Teilnehmenden 
schrittweise beruflich qualifiziert. Ziel ist es, im besten Fall 
durch den Erwerb mehrerer Teilqualifikationen nachträg­
lich zum Berufsabschluss zu kommen. Teilqualifikationen 
werden bundeseinheitlich für technische und kaufmänni­
sche Berufe sowie verschiedene Dienstleistungsbereiche 
angeboten. Absolventinnen und Absolventen (mit oder 
ohne IHK-Zertifikat) haben nach § 45 Abs. 2 BBiG die Mög­
lichkeit, die Zulassung zur IHK-Abschlussprüfung in einem 
bestimmten Beruf als sog. Externe zu beantragen. 

Zertifizierung durch die IHK 

Die IHK zertifizieren ausschließlich standardisierte, bun­
deseinheitliche und berufsanschlussfähige Teilqualifika­
tionen, um sicherzustellen, dass sie nicht nur qualitäts­
gesichert, sondern auch bundesweit vergleichbar sind. 
Dazu nutzen sie die vorhandenen Ausbildungsbaustei­
ne des BIBB (entstanden im Rahmen des JOBSTARTER 
CONNECT-Programms) und der Bundesagentur für Arbeit 
(BA). Die JOBSTARTER CONNECT-Ausbildungsbausteine 
wurden vom BIBB aus den bestehenden Ordnungsmit­
teln heraus entwickelt und liegen für 22 Berufe vor1. Die 
Nachfrage nach Teilqualifikationen in Berufen, die vom 
bestehenden BIBB/BA-Angebot nicht abgedeckt werden, 
soll mit selbst entwickelten Bausteinen, sog. IHK-TQ-Bau­
steinen, gedeckt werden. Die Auswahl der Berufe und Ent­
wicklung von Bausteinen orientiert sich an den konkreten 
Bedarfen der Wirtschaft. Abgeleitet aus diesen Bedarfen 
wurden in Kooperation mit den IHK und regionalen Ak­
teuren bisher fünf IHK-TQ-Bausteine veröffentlicht: Koch/ 
Köchin, Hotelfachmann/-frau, Restaurantfachmann/-frau, 

1 www.jobstarter.de/ausbildungsbausteine#subsection2197 (Stand: 

14.08.2019) 

www.jobstarter.de/ausbildungsbausteine#subsection2197
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Kaufmann/-frau für Büromanagement und Fachkraft für 
Metalltechnik. Aktuell werden zwei weitere Berufsfelder 
erarbeitet. 
Die Zertifizierung durch die IHK umfasst ein Kompetenz­
feststellungsverfahren am Ende von TQ-Maßnahmen. Die 
Teilnehmenden werden direkt von der IHK getestet und 
erhalten ein IHK-Zertifikat. Die Zulassung zur Kompetenz­
feststellung sowie die Durchführung erfolgen mit einem 
standardisierten Verfahren, das auch den Blick auf die 
Qualität von Bildungsmaßnahmen einschließt. 
Mithilfe der Kompetenzfeststellungen am Ende eines je­
den Bausteins soll es gelingen, die Verwertbarkeit dieser 
Qualifikationen zu steigern und den Lernstand valide zu 
dokumentieren. Damit können Teilnehmende »Schritt für 
Schritt« wieder an das Lernen herangeführt, Erfolgserleb­
nisse generiert und Prüfungsängste abgebaut werden. 
Ein besonderer Nutzen des Qualifizierungswegs liegt in 
der Flexibilität. Es wird jeweils individuell eingeschätzt, 
ob alle oder nur einzelne TQ-Bausteine absolviert werden 
müssen, und dementsprechend qualifiziert. Damit kann 
an berufliche Vorerfahrungen angeknüpft und schnell auf 
Qualifizierungsbedarfe im Betrieb reagiert werden. Dabei 
zeigen sich erste Erfolge in den Regionen: Vor allem berufs­
begleitende Teilqualifikationen nehmen an Relevanz zu. 
Laut Förderstatistik der Bundesagentur für Arbeit2 haben 
sich die Eintritte von Beschäftigten in Teilqualifizierungen 
seit 2016 mehr als verdoppelt, von knapp 680 (2016) auf 
mehr als 1.700 (2018). 
Mit dem TQ-Projekt »Chancen nutzen! Mit Teilqualifikatio­
nen Richtung Berufsabschluss« (vgl. Infokasten) verbindet 
die IHK-Organisation das Ziel, bundeseinheitliche Rah­
menbedingungen für das Angebot zu schaffen und umzu­
setzen. 

2 Vgl. Förderstatistik 2019; Entwicklung der Eintritte in abschlussorien­

tierte Weiterbildung für Beschäftigte (Programm WeGebAU, SGB III) 

Bezogen auf die inhaltliche Ausgestaltung soll sicherge­
stellt werden, dass die entwickelten IHK-TQ-Bausteine 
den jeweiligen Ausbildungsberuf abbilden und zu diesem 
summativ hinführen können. Die Prüfung auf vollständi­
ge Abbildung des Ausbildungsberufs erfolgt im Rahmen 
des an das TQ-Projekt angeschlossenen Projekt »Qualitäts­
prüfung und Weiterentwicklung von Ausbildungsbaustei­
nen« im BIBB. Ebenfalls Bestandteil des BIBB-Projekts 
ist die nach Neuordnung der zugrunde liegenden Ausbil­
dungsberufe erforderliche Prüfung und Aktualisierung 
bestehender Bausteinkonzepte wie z. B. die Aktualisierung 
der BIBB-Ausbildungsbausteine für die Berufe im Einzel­
handel. 

Ausblick 

Die IHK-Organisation ist bestrebt, mit der Zertifizierung 
von Teilqualifikationen Impulse zu setzen und einen wir­
kungsvollen Beitrag für die Nachqualifizierung Erwachse­
ner zu leisten. Zur Realisierung eines bundeseinheitlichen 
Angebots haben sich die IHK auf Grundlagen für die Ent­
wicklung von Teilqualifikationen, die Durchführung von 
Kompetenzfeststellungen und die Ausstellung von einheit­
lichen IHK-Zertifikaten verständigt. 
Teilqualifikationen können die Lücke zwischen Umschu­
lungsangeboten, Angeboten zur Vorbereitung auf die Ex­
ternenprüfung und anderen, nicht abschlussorientierten 
Qualifizierungen füllen. Der betriebliche Nutzen von Teil­
qualifikationen als Instrument der Fachkräftesicherung ist 
jedoch nur einer vergleichsweise geringen Zahl von Unter­
nehmen bekannt. Hier besteht großer Informationsbedarf. 
Das Thema sollte daher verstärkt im Kontext betrieblicher 
Beratungen angesprochen werden. Zudem muss die indi­
viduelle Motivation von Teilnehmenden, eine modulare 
Nachqualifizierung aufzunehmen und bis zur Abschluss­
prüfung fortzuführen, erhöht werden. Dazu gilt es, nach­
haltige Strukturen aufzubauen, die eine Kooperation zwi­
schen allen relevanten Akteuren umfassen. s
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Das Schweizer Telekommunikationsunternehmen Swisscom hat vor 15 Jahren 

die Ausbildungsstruktur radikal umgestellt. Die Lernenden absolvieren ihre 

Ausbildung in Form von wechselnden Projekten in verschiedenen Abteilun­

gen und Arbeitskontexten. In einer Fallstudie am EHB wurde dieses Konzept 

untersucht. Unter anderem ging es darum festzustellen, welche Faktoren 

die neue Art zu lernen prägen und wie die Lernenden in diese Lernkultur 

hineinwachsen. 

Agile Arbeitsorganisation und neue Lernkulturen 

Im Zuge von Globalisierung und Digitalisierung hat die 
Komplexität der Arbeitsaufgaben in der ICT-Branche zu­
genommen. Anforderungen hinsichtlich Flexibilität, Agi­
lität und Initiativbereitschaft sind gestiegen und ziehen 
veränderte Berufsprofile nach sich (vgl. Aepli u. a. 2017; 
Limacher 2010; Ruiz Ben 2005). Aufgrund des digitalen 
Wandels sind in der Vermittlung von Ausbildungsinhalten 
veränderte Zugänge notwendig (vgl. Zinke 2019). Beim 
Schweizer Telekommunikationsunternehmen Swisscom 
sollen die Lernenden zu selbstständig mitgestaltenden, 
flexiblen, ICT-erfahrenen und problemlösungsorientierten 
Beschäftigten ausgebildet werden. Das Unternehmen hat 
seine Ausbildungsstrukturen an diese Ziele angepasst. 
Der Innovationsdruck in der Telekommunikationsbranche 
stellt hohe Erwartungen an die Wandlungsfähigkeit von 
Unternehmen, die mit dem Konstrukt »Agilität« umschrie­
ben werden kann (vgl. Krapf/Seufert 2017). Die agile 
Arbeitsorganisation ist durch iterative (sich wiederholen­
de) Arbeitsprozesse gekennzeichnet, die auf das (sich än­
dernde) Kundeninteresse ausgerichtet sind, sowie flache 
Hierarchien und eine Verantwortungsverlagerung von Vor­
gesetzten an ihre Teams. Agilität ist bei der Entwicklung ei­
ner neuen innovationsförderlichen Lernkultur, gerade im 
Kontext der Ausbildung, zentral (vgl. Höhne u. a. 2017). 
Da ein wesentlicher Teil der dualen Berufsbildung am Ar­
beitsplatz stattfindet, ist die Lernkultur des Unternehmens 
entscheidend für die zukunftsorientierte Sozialisation der 
Lernenden (zum Thema Lernkultur vgl. Argyris 2009; 
Schilling/Kluge 2004; Argyris/Schön 1999). Die hier 
vorgestellten Ergebnisse stammen aus dem Projekt »Di­

mensionen von Lernkulturen: Fallstudien zu beruflichem 
Lernen in innovativen Unternehmen«, das vom 1. März 
2018 bis Ende 2020 am Eidgenössischen Hochschulinstitut 
(EHB) durchgeführt wird. Ziel des Projekts ist es, im Rah­
men von verschiedenen Fallstudien zu untersuchen, wie 
innovative Lernkulturen im Rahmen der Berufsausbildung 
in Schweizer Unternehmen umgesetzt werden.* Die Unter­
suchung zeigt, wie neue Wege in der Ausbildung beschrit­
ten werden, um den veränderten Kompetenzanforderun­
gen gerecht zu werden. Dazu gehören sowohl strukturelle 
Veränderungen als auch veränderte Einstellungen, Werte 
und Überzeugungen bezüglich des Umgangs mit den Ler­
nenden. 

Methodisches Vorgehen 

Fallstudien ermöglichen es, mit einer holistischen Perspek­
tive einen Gegenstand zu betrachten (vgl. Yin 2014, S. 4). 
Charakteristisch ist dabei die Integration verschiedener 
Perspektiven und die Verwendung von Daten aus un­
terschiedlichen Quellen. Bei Swisscom arbeiten in der 
Schweiz mehr als 17.000 Personen (Stand: 31.12.2018), 
davon sind etwa 900 Lernende. Insgesamt wurden 17 Ler­
nende (der Berufe Informatiker/-in, Mediamatiker/-in, 
Interactive Media Designer, Kauffrau/-mann, Detailhan­
delsfachfrau/-mann, Fachfrau/-mann Kundendialog, ICT­
Fachfrau/-mann), fünf Lernbegleiter/-innen, drei Pro­

* Vgl. Projektbeschreibung unter https://www.ehb.swiss/project/ 

dimensionen-lernkulturen 

https://www.ehb.swiss/project
https://www.ehb.swiss/project/dimensionen-lernkulturen
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jektanbieter/-innen sowie vier Personen im Management 
Berufsbildung des Unternehmens befragt (vgl. Infokasten). 
Folgende Forschungsfragen werden in diesem Beitrag be
handelt: 
•	 Welche Faktoren kennzeichnen die Lernkultur in der 

Ausbildung (Strukturen, aber auch Werte, Einstellun
gen und Überzeugungen)? 

•	 Wie können sich die Lernenden die geforderte Flexibili
tät im Rahmen einer agilen Lernkultur aneignen? 

Strukturen zur Förderung individueller Lernwege 

Das Unternehmen hat die berufliche Grundbildung ab 
dem Jahr 2003 schrittweise neu geordnet und 2004 nach 
einem einjährigen Pilotprojekt mit 45 Lernenden ein neu
es Ausbildungsmodell unternehmensweit umgesetzt. Alle 
Beschäftigten können auf einer digitalen Plattform, dem 
sogenannten Marketplace, Projektarbeiten (von einem 
Tag bis maximal sechs Monaten) für Lernende ausschrei
ben (vgl. Abb.). Um Entwicklungsmöglichkeiten breit zu 
halten, werden die Projekte nicht nach Berufen ausge
schrieben, sondern nach Aufgaben und Verantwortlichkei
ten sowie Qualifikationen und Fähigkeiten definiert. Von 
den Lernenden wird erwartet, dass sie mit Unterstützung 
der Lernbegleiter/-innen (Coaches) die »Passung« eines 
Projekts hinsichtlich der in ihrer Ausbildung geforderten 
Handlungskompetenzen sichten und entsprechend aus
wählen. Dabei dienen Nationale Bildungsverordnungen 
und Bildungspläne (vgl. SBFI 2015) der jeweiligen Berufe 
als verbindliche Orientierung. Die Lernenden dokumentie
ren ihren Kompetenzerwerb anhand der im Bildungsplan 
vorgegebenen Kompetenzen in Form einer Selbsteinschät
zung auf einer internen Online-Plattform, worauf die Lern
begleiter/-innen Einsicht nehmen können. Im Gespräch 
mit den Lernenden prüfen Sie regelmäßig die »Lernhaltig
keit« der Projekte, wobei vor allem zu Beginn der Ausbil
dung mehr Austausch erforderlich ist. 
Grundsätzlich gilt für den Marketplace das Prinzip von An
gebot und Nachfrage: Für wenig attraktive Projekte, z.  B. 

­
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mit »Standardaufgaben«, gibt es weniger Bewerbungen, 
während interessante Aufgaben einen Wettbewerb hervor­
rufen. Die Lernenden haben die Möglichkeit, auch selbst 
Projekte zu initiieren. Die Anzahl dieser Projekte hat stetig 
zugenommen. Sollte einmal kein Projekt gefunden werden, 
können Aufgaben zur Vorbereitung auf ein neues Projekt 
übernommen werden. 
Mit dem Marketplace wurde mehr Raum für die Verfol­
gung persönlicher Stärken, Potenziale und Interessen ge­
schaffen. Kreatives Arbeiten ist genauso gewünscht wie 
das Arbeiten in unterschiedlichen Teams und das Kennen­
lernen vieler verschiedener Mitarbeiter/-innen. Dazu ent­
steht eine Vertrautheit mit neuen Formen der Arbeitsorga­
nisation wie der flexiblen Arbeitszeitregelung, Telework 
oder der Arbeit in Co-working-Spaces. Wenn Lernende 
einmal in einen anderen Ausbildungsberuf hineinschnup­
pern möchten, wird dies ermöglicht, indem sie in einem 
Projekt mit Aufgaben dieses Ausbildungsberufs arbeiten 
und zusätzliche Kompetenzen erwerben. Einige Lernen­
de arbeiten auch teilweise in externen Projekten, die eine 
andere Firma anbietet, wenn dort relevante Kompetenzen 
erworben werden können. 
Die selbstständige Organisation und Gestaltung des Lern­
prozesses erfordert eine hohe Reflexionsfähigkeit der 
Lernenden. Diese zu fördern, ist Aufgabe der Lernbe­
gleiter/-innen, die als formale Vorgesetzte eine zentrale 
Funktion im Ausbildungskonzept haben. Sie gewährleis­
ten, dass die Lernenden im Verlauf ihrer Ausbildung alle 
im Bildungsplan vorgegebenen Kompetenzen erwerben, 
sind verantwortlich für die Leistungsbeurteilung und sind 
Ansprechpartner/-innen für die Berufsfachschule. Neben 
regelmäßigen Besprechungen zum Stand des Kompetenz­
erwerbs stehen sie zur Verfügung, wenn darüber hinaus­
gehende Fragen oder Schwierigkeiten, auch persönlicher 
Natur, auftreten. Die Kommunikation zwischen Lernenden 
und Lernbegleiter/-in erfolgt face-to-face, aber auch über 
verschiedene firmeninterne Online-Plattformen. 
Alle Lernbegleiter/-innen haben den Kurs für Berufsbild­
ner/-innen als gesetzlich festgelegte Mindestanforderung 
absolviert. Darüber hinaus verfügen sie über weitere for­
male oder nicht formale Zertifikate sowie informell erwor­
bene Kompetenzen (z. B. aus der Jugend- oder Vereinsar­
beit). Einzelne sind zudem auf den Umgang mit Lernenden 
mit Beeinträchtigungen spezialisiert. Während der Erstel­
lung der Fallstudien arbeiteten bei Swisscom zehn Lernen­
de mit Beeinträchtigungen (z. B. Asperger-Syndrom). Bei 
ihnen erfolgt eine stärkere Lenkung in Projekten. 
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Arbeit im »Real Business« 

Charakteristisch für die Projektarbeit ist, dass keine 
Übungsprojekte »künstlich« generiert werden, sondern 
immer konkrete Aufgaben aus laufenden Produktions- und 
Geschäftsprozessen angeboten werden. In anspruchsvol­
leren Projekten haben Lernende auch unmittelbaren Kun­
denkontakt und Einfluss auf Geschäftsprozesse. Es gibt kei­
ne Kurse, die vor der produktiven Arbeit absolviert werden. 
»Erst einmal machen« gilt als Voraussetzung fürs Lernen. 
Wichtig sei, so ein Lernbegleiter, dass man dabei nicht den 
Anspruch habe, alles perfekt zu machen. Fehler gehörten 
dazu, die Lernenden müssten »die Komfortzone verlassen«. 
Das heißt, dass klare Strukturen und Arbeitsabläufe, wie 
sie in der Volksschule vorgegeben waren, nicht existieren 
und der Arbeitsalltag maßgeblich selbstbestimmt gestaltet 
wird. Dazu gehört die Koordination innerhalb wechselnder 
Teams oder das Einarbeiten in neue Inhalte, oft an unter­
schiedlichen Standorten in den verschiedenen Sprach­
regionen der Schweiz. Dies erfordert unter anderem viel 
Engagement, Neugierde, Mut und Flexibilität. 
Eingespannt in die alltägliche Arbeit werden die Lernen­
den bald als vollwertige Arbeitskräfte wahrgenommen: 
»Man wird nicht einfach irgendwie beschäftigt, sondern 

wird in den Projekten gebraucht«, sagt ein Lernender. Die 
Kommunikation in den Teams erfolgt auf Augenhöhe, man 
ist im ganzen Unternehmen untereinander per Du. Das 
fachliche Feedback erhalten die Lernenden jeweils von den 
Projektanbieterinnen und -anbietern. 
Da die Lernenden in verschiedenen Projekten arbeiten, 
müssen sie sich immer wieder in neuen Arbeitskontexten 
zurechtfinden. Viele erzählen, dass sie dadurch selbststän­
diger und offener geworden sind. Die Lernenden schätzen 
ihren Kompetenzerwerb im fachlichen Bereich als hoch 
ein, wobei der Lernzuwachs stark mit der Projektauswahl 
zusammenhängt. Ein Lernender konnte beispielsweise im 
Account Management die Verantwortung für einen Teil der 
Projekte übernehmen und erzählte: »Nach gewisser Zeit 
hat mir eigentlich nicht groß jemand reingeredet, weil sie 
das Vertrauen gehabt haben.« 
Für andere ist diese Lernform zunächst eine Herausforde­
rung. Der »Welpenschutz« sei im Vergleich zu anderen Fir­
men geringer. »Die ersten ein oder zwei Semester sind si­
cher hart; aber wenn man sich danach daran gewöhnt hat, 
profitiert man eigentlich nur noch davon, weil es einen da­
rauf vorbereitet, was danach kommt.« Von den Lernenden 
wird viel erwartet; ihnen wird durch die Projektwechsel 
und die Arbeit im »Real Business« von Anfang an sehr viel 
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zugetraut, gerade auch, weil die Projekte an verschiedenen 
Standorten durchgeführt werden, was häufiges Reisen er­
fordern kann. 

Unterstützende Reflexionsphasen 

Nach Auffassung vieler Lernbegleiter/-innen sind Feed­
backs wichtig und wirksam. Fehler und deren Konsequen­
zen werden möglichst rasch besprochen, sodass Lernpro­
zesse stimuliert werden können. Eine Lernende erzählt: 
»Ich persönlich lerne nur, wenn ich etwas wirklich machen 
kann, ausprobieren. Wenn ich einen Fehler mache, dann 
mache ich den zu 90 Prozent nie wieder. [...] Man kann 
sagen, dass Swisscom sagt: Lieber machst du einen Fehler, 
als dass du nicht einmal probierst, das zu machen.« 
Die Gestaltungsfreiheit bei der Planung ihres Lernwegs 
kann bei manchen Lernenden auch zu Fehlentscheidun­
gen führen, etwa wenn sie sich für ein bestimmtes Gebiet 
besonders interessieren und ausschließlich dort arbeiten 
möchten. Wenn noch wichtige Kompetenzen etwa zum Be­
stehen der praktischen Abschlussprüfung fehlen, machen 
die Lernbegleiter/-innen die Lernenden darauf aufmerk­
sam. Gleichzeitig muss die Lernbegleitung individuelle 
Potenziale oder Begabungen erkennen und fördern. Man 
kann die Motivation und »das Feuer für die Sache« gerade 
dann erhalten, wenn man die Lernenden individuell dort 
fördert, »wo ihre Stärken sind und wo ihr Potenzial ist«, be­
tont eine Lernbegleiterin. 
Durch die Projektwahl sind die Lernenden immer wieder 
gezwungen, sich mit dem eigenen Lernstand auseinander­
zusetzen. So erläutert eine Lernbegleiterin: »Sie müssen 
mit dem Frust umgehen können, wenn sie ein Projekt nicht 
bekommen, müssen sich entscheiden, was sie machen wol­
len, und wissen, was sie interessiert, und sie freuen sich 
natürlich, wenn sie für ein beliebtes Projekt ausgesucht 
worden sind.« Bei vielen Lernenden ist eine hohe Refle­
xionsfähigkeit erkennbar. Sie können ihren Lernerfolg ge­
nauso einschätzen wie ihre Möglichkeiten der beruflichen 
Weiterentwicklung nach der Ausbildung. 

»Die Initiative ergreifen« 

Die Lernenden haben viele Möglichkeiten, ihren Lernpro­
zess zu steuern. Sie müssen selbstständig nach Projekten 
und Lernmöglichkeiten recherchieren, diese anbahnen 
oder sich dafür bewerben. Ein Lernbegleiter berichtet, dass 
die Lernenden zu Beginn der Ausbildung ohne Anleitung 
wenig Ausdauer hätten und noch nicht gut eigenständig 
arbeiten könnten. Sie müssten vor allem lernen, für sich 
Verantwortung zu übernehmen. Aufgabe der Lernbeglei­
tung ist es daher, die Lernenden zu ermutigen, Initiative zu 
ergreifen, auch wenn sie zum Beispiel mit einem Tool oder 
einem Vorgehen nicht zufrieden sind. 

Ein Lernender erzählt, dass er immer mehr eigene Projek­
te initiiert habe. Er sei aktiv auf Abteilungen zugegangen, 
die ihn interessierten, und habe mit diesen Leuten Projek­
te definiert: »Das generiert die besseren Projekte als die, 
die 08/15 alle sechs Monate auf dem Marketplace ausge­
schrieben werden.« 
Einige Lernende versuchen, sich mit bestimmten Tech­
nologien zu beschäftigen, um Kompetenzen zu erwerben, 
die am Arbeitsmarkt besonders nachgefragt werden. Kom­
petenzprofile und Tätigkeitsfelder der Beschäftigten des 
Unternehmens sind öffentlich und erlauben den Lernen­
den, Kontakt aufzunehmen und ein Projekt anzustoßen. 
Dieser Schritt ist für die Lernenden schwierig, aber auch 
hier werden sie durch die Lernbegleitung unterstützt. Ler­
nende, die ein eigenes Projekt initiiert haben, sind oft sehr 
motiviert und leisten weit mehr, als erwartet wird. Das Un­
ternehmen honoriert dieses besondere Engagement zum 
Beispiel dadurch, dass Lernende in außergewöhnlichen 
Projekten oder an einem Projektstandort im Ausland mit­
arbeiten können. 

Fragen an Transfer und Gestaltung der 
Lernortkooperation 

Die Berufsausbildung bei Swisscom ist hochgradig flexibi­
lisiert, ermöglicht individualisierte Lernwege, eine an die 
Bedürfnisse angepasste Wahl von Arbeitszeit, Arbeitsort 
und Kommunikationsplattformen, und eröffnet die Mög­
lichkeit, in wechselnden Teams zu arbeiten und so unter­
schiedliche Aufgaben und Arbeitskontexte kennenzuler­
nen. Nicht alle Lernenden fühlen sich von Anfang an wohl 
in dieser agilen Lernkultur, die Initiative, Aufgeschlossen­
heit, Mut und Kommunikationsfähigkeit erfordert. Gerade 
diese Soft Skills gilt es mit dem Ausbildungskonzept zu 
fördern und die Fallstudie zeigt, wie viel den Lernenden, 
die im Alter von 15 bis 17 Jahren ihre Ausbildung begin­
nen, zugetraut werden kann. Das Konzept wirft aber auch 
Fragen auf – so nach der Umsetzbarkeit in anderen Unter­
nehmenskontexten und der Kooperation mit dem Lernort 
Schule. Die eher standardisierte Ausbildung in der berufli­
chen Schule steht diesem offenen Ausbildungsansatz teil­
weise entgegen. Dies erfordert einen Diskurs darüber, wie 
sich die beiden Lernorte weiterhin gut ergänzen können 
(vgl. Frieden/Balzer/Marti in diesem Heft). Grund­
sätzlich wird die Lernkultur bei Swisscom von den Lernen­
den als sehr positiv eingeschätzt und letztlich unterstützt 
diese die weithin geforderte Selbststeuerung von Lernpro­
zessen (vgl. Seufert 2018). s
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Flexibel und bedarfsgesteuert lernen 

Die Informatikausbildung an der gibb Berufsfachschule Bern 

MARTIN FRIEDEN 
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Energietechnik der gibb Berufsfachschule Bern, 
Schweiz 

LARS BALZER 
Prof. Dr., Leiter der Fachstelle Evaluation am 
Eidgenössischen Hochschulinstitut für 
Berufsbildung EHB, Zollikofen, Schweiz 

ROLF MARTI 
Redakteur bei komma pr, Bern 

Die  duale  Berufsbildung  der  Schweiz  soll  flexibler  und  

modularer  und somit für Ausbildungsbetriebe und Aus

zubildende attraktiver  werden. Diese Forderungen aus  

dem nationalen Leitbild »Berufsbildung 2030« hat die  

gibb Berufsfachschule Bern mit dem Pilotprojekt »Infor

matikausbildung 4.0« aufgegriffen. Im Beitrag werden  

die zentralen Ansätze des Projekts und erste Evaluations

ergebnisse vorgestellt. 

Flexibilisierung im Kontext fortschreitender   
Digitalisierung 

Die duale Berufsbildung in der Schweiz basiert auf einer 
ausgeprägten Praxisorientierung und der engen Koope
ration der drei Lernorte Ausbildungsbetrieb, Berufsfach
schule, überbetriebliche Kurse (vgl. SBFI 2019, S. 10).
Veränderungen der Arbeitswelt infolge von Digitalisierung, 
zunehmender beruflicher Mobilität, steigenden Anforde
rungen oder Globalisierung erfordern jedoch eine stärkere 
Flexibilisierung und Modularisierung der Bildungsange
bote. Dabei geht es einerseits um zeitliche und inhaltliche 
Flexibilität, andererseits um die modulare Ausgestaltung 
der Bildungsangebote an den drei Lernorten. 
Das nationale Leitbild »Berufsbildung 2030«1 fordert, dass 
die Berufsbildung Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt 
und in der Gesellschaft analysiert und antizipiert. Der in 
diesem Zusammenhang entstandene Bericht »Flexibili
sierung der Berufsbildung im Kontext fortschreitender
Digitalisierung« (vgl. Seufert 2018) zeigt, wie die Be
rufsbildung flexibler organisiert und modularer gestaltet 

­

­

­

­
­
 

­

­

­
 
­

1 https://berufsbildung2030.ch/de/ (Stand: 24.07.2019) 

werden kann – sowohl in der Grundbildung als auch in der 
höheren Berufsbildung. Um das an sich flexible Schweizer 
Berufsbildungssystem weiter zu flexibilisieren, bedarf es 
eines Paradigmenwechsels. Folgende Forderungen stehen 
u.  a. im Raum: 
•	 Die strikte Trennung in Aus- und Weiterbildung muss 

einer lebensphasengerechten Kompetenzentwicklung 
weichen. 

•	 Die Selbststeuerung der Bildungsprozesse muss gegen
über der Fremdsteuerung gestärkt werden (mehr selbst 
organisiertes Lernen). 

•	 Die Organisationsstrukturen müssen sich vermehrt an 
Leistungszielen statt an Jahrgangsklassen orientieren 
(Output- statt Inputorientierung). 

•	 Die Stärkung der Persönlichkeit der Auszubildenden – 
wie Kreativität, kritisches Denken, Erfindungsgeist oder 
Empathie – muss mehr Gewicht erhalten. Die Berufsbil
dung sollte solche Potenziale erkennen und fördern. 

•	 Geschlossene Systeme und Plattformen müssen durch 
digitale Systeme ersetzt werden, die Zugang zu offenen 
Lerninhalten sichern. 

Pilotprojekt mit Modellcharakter 

An der gibb Berufsfachschule Bern läuft seit dem Schul
jahr 2018/19 ein Pilotprojekt, das in diese Richtung zielt. 
Als größte Berufsfachschule der Schweiz will die gibb in 
der Modernisierung der Berufsbildung eine Führungsrolle 
übernehmen. Und sie will dem Umstand begegnen, dass 
einzelne Ausbildungsbetriebe ihre Auszubildenden in pri
vate Kurse schicken, weil das erforderliche Wissen in der 
Berufsfachschule zu spät vermittelt wird. Die gibb hat des
halb die berufliche Grundbildung Informatiker/-in mit eid
genössischem Fähigkeitszeugnis (EFZ) für Auszubildende 
und Ausbildungsbetriebe mit dem flexiblen und bedarfsge
steuerten Ausbildungsmodell (FleBA) attraktiver gemacht. 
Es basiert auf den folgenden drei Eckpfeilern: 
Flexibilisierung des Unterrichts: Die Ausbildungsbetriebe 
bestimmen mit, in welcher Reihenfolge ihre Auszubilden
den den berufskundlichen Stoff an der Berufsfachschule 
erarbeiten. Sie können fünf von zwölf Kompetenzfeldern 
des berufskundlichen Unterrichts priorisieren. Die für den 
Betrieb relevanten Kompetenzen werden dann zu dem 
Zeitpunkt vermittelt, der den betrieblichen Anforderungen 
entspricht. Wer die Ausbildung z.  B. in einer Webagentur 
absolviert, kann die Module des Kompetenzfelds »Web-En
gineering« im zweiten Ausbildungsjahr belegen statt erst 
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im dritten oder vierten. So können die Auszubildenden im 
Betrieb früher mitarbeiten und ihr Wissen praktisch vertie­
fen. Diese Flexibilisierung hat allerdings Grenzen – insbe­
sondere dort, wo Module aufeinander aufbauen. 
Selbstorganisiertes Lernen: Die Auszubildenden steuern 
ihren Wissenserwerb vermehrt selber. Das Modell ermög­
licht, dass sie über mehrere Wochen selbstständig an ei­
nem Projekt arbeiten oder teilweise vom Unterricht befreit 
werden können. Letzteres ist möglich, wenn die Auszubil­
denden die geforderten Kompetenzen eines Moduls be­
reits mitbringen. In der gewonnenen Zeit erwerben sie im 
Betrieb zusätzliches Fachwissen. Um die Auszubildenden 
nicht zu überfordern, gibt es drei unterschiedliche »Frei­
heitsgrade«. Auszubildende und Ausbildungsbetrieb legen 
gemeinsam die Stufe fest, abhängig von der persönlichen 
Reife und vom Wissensstand. Stufe 1 ist weitgehend unter­
richtsgeführt, Stufe 2 überträgt mehr Verantwortung, Stu­
fe 3 sieht die teilweise Unterrichtsbefreiung vor. 
Lernplattform: Für die individuelle Wissens- und Kompe­
tenzaneignung hat die gibb die interaktive und virtuelle 
Lern- und Prüfungsplattform »smartLearn« entwickelt. 
Diese ergänzt den Präsenzunterricht, der unverzichtbar ist, 
wenn es um das Verständnis und den Praxistransfer geht. 
Durch diese Plattform verändert sich jedoch die Rolle der 
Lehrkräfte. Diese werden vermehrt zu Lernbegleiterinnen 
und -begleitern. 

Erste Evaluationsergebnisse 

Das Projekt wird vom Eidgenössischen Hochschulinstitut 
für Berufsbildung EHB wissenschaftlich evaluiert. In An­
lehnung an Balzer/Beywl (2018) fokussiert das EHB in 
der ersten Projektphase darauf, eine Informationsbasis für 
Verbesserungen und Entwicklungen zu schaffen. Entspre­
chend zielen die Evaluationsfragestellungen darauf, wie 
das Konzept implementiert wird, wie die Durchführungs­
praxis aussieht und wie mit Problemen umgegangen wird. 
Wirkungsfragestellungen treten demgegenüber in den 
Hintergrund. Sie sind erst dann sinnvoll zu beantworten, 
wenn das Projekt eine gewisse Reife erlangt hat. 
Während der ersten Projektphase wurden bisher vier Aus­
bilder/-innen aus den am Projekt beteiligten Betrieben 
sowie 44 Auszubildende aus den Pilotklassen zu ihren Er­
fahrungen mit den unterschiedlichen Projektelementen 
befragt. 
•	 Die Ausbilder/-innen begrüßen die mit FleBA einherge­

hende Priorisierung von Kompetenzfeldern. Die neue 
»Rhythmisierung« der Lerninhalte und die Flexibilität 
sind hilfreich. Das selbst organisierte Lernen wird im 
betrieblichen Alltag angewendet. Diverse Neuerungen 

2 www.ict-berufsbildung.ch/themen/projekte/5-jahres-ueberpruefung­

informatik-efz/ (Stand: 24.07.2019) 

der Berufsfachschule wie die interaktive Lern- und Prü­
fungsplattform »smartLearn« oder die FleBA-Lernunter­
lagen sind für die Betriebe hilfreich. Allerdings besteht 
der Wunsch, über FleBA und selbst organisiertes Lernen 
noch besser informiert zu werden, z. B. durch Infobro­
schüren und Newsletter. Auch weiteres Hilfsmaterial 
wie ein Check zur Selbstbeurteilung der Voraussetzun­
gen zum selbst organisierten Lernen wird angeregt. 

•	 Die Auszubildenden im Pilotprojekt sehen sich u. a. 
mit neuen bzw. angepassten Lehrmitteln (Skripts zu 
den Modulen, smartLearn) konfrontiert. Mehrheitlich 
kommen diese gut an: Rund drei Viertel aller Auszubil­
denden schätzen deren Verständlichkeit sowie deren 
Nützlichkeit für die betriebliche Praxis als positiv ein. 
Anregungen für Verbesserungen betreffen Details wie 
die Aufnahme weiterer Themen sowie zusätzlicher op­
tionaler Aufgaben. Es wird allerdings angemerkt, dass 
noch nicht alle Modulunterlagen an FleBA angepasst 
sind. Bei einigen Modulen sehen Auszubildende zudem 
Optimierungspotenzial. Manchmal bräuchten sie mehr 
Zeit, um den Stoff zu erarbeiten. Auch die Zeit zwischen 
den Lektionen sollte bei der Planung explizit berück­
sichtigt werden. 

Die Bildungsverordnung wird überprüft 

Zurzeit wird die Bildungsverordnung für den Beruf In­
formatiker/-in EFZ im Rahmen der für alle beruflichen 
Grundbildungen obligatorischen Fünfjahresüberprüfung2 

unterzogen, das heißt, sie wird auf ihre Aktualität und ihre 
Qualität hin untersucht. Dabei fließen die Erfahrungen aus 
»Informatikausbildung 4.0« in den Überarbeitungsprozess 
ein. Die Evaluation der Ergebnisse aus dem Pilotprojekt 
sollen bei der Lancierung von Umsetzungsprojekten ent­
lang der strategischen Leitlinien »Berufsbildung 2030« 
wichtige Anhaltspunkte liefern. s
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Berufsbildung und Digitalisierung – Optionen zur 
flexiblen Anpassung von Ausbildungsberufen 
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Die hohe Dynamik der sich verändernden Arbeitswelt  

führt auch in der beruflichen Erstausbildung zu neuen  

Anforderungen. Ausbildungsordnungen bieten durch  

ihre technikoffene Gestaltung bereits großen Hand

lungsspielraum. Trotzdem ergeben sich bei Ausbildungs

berufen – verstärkt durch die Digitalisierung – kurzfris

tige Anpassungs- und Differenzierungsbedarfe. Welche  

Optionen stehen hierfür  zur  Verfügung? Der Beitrag stellt 

die wichtigsten vor  und benennt Beispiele, wie sie in  

den letzten Jahren genutzt wurden. 

Kurzfristige Integration neuer Anforderungen 

Die fortschreitende Digitalisierung verändert die Arbeits
welt und führt – was mittlerweile zahlreiche Untersuchun
gen belegen konnten (vgl. Acatech 2016; Zinke 2019) – zu 
neuen Qualifikationsanforderungen. Ursache sind verän
derte Arbeitsprozesse und Arbeitsaufgaben, die zusätz
liche oder andere fachliche Kompetenzen verlangen und 
beispielsweise Fragen der IT-Sicherheit und die Fähigkeit 
zur berufsübergreifenden Zusammenarbeit betreffen. Die 
Veränderungen finden allerdings je nach Branche und 
auch Betrieb in unterschiedlichem Tempo statt. Aufgrund 
des hohen zeitlichen und personellen Aufwands, der mit 
Neuordnungsverfahren verbunden ist, wird eine vollstän
dige Neuordnung oder die Schaffung zusätzlicher neuer 
Berufsbilder derzeit für viele Berufe als nicht zielführend 
betrachtet. Stattdessen werden einerseits Änderungen an 
bestehenden Berufsbildpositionen vorgenommen und an
dererseits zunehmend Möglichkeiten einer zusätzlichen 
Differenzierung genutzt, die durch Strukturelemente wie 
Wahlqualifikationen oder Zusatzqualifikationen gegeben 
sind. Diese Änderungen lassen sich in weniger aufwendi

­

­

­

­
­

­
­

­

­

­

gen Verfahren erarbeiten und relativ kurzfristig in der be­
trieblichen Erstausbildung verankern. Gleichzeitig geben 
sie Impulse für eine Weiterentwicklung der jeweiligen Aus­
bildung und tragen zur Attraktivitätssteigerung der Berufe 
bei. Darüber hinaus eröffnen sie Möglichkeiten einer wei­
teren Spezialisierung, bauen Brücken in die Weiterbildung 
und geben die Richtung für spätere grundständige Neu­
ordnungsverfahren vor. 
In den letzten Jahren sind so in den Elektro-, Metall-, IT- 
und naturwissenschaftlichen Berufen Anpassungen in 
Form von Änderungsverordnungen erfolgt. 

Angepasste Berufsbildpositionen 

Für die im Jahr 2007 letztmals neu geordneten industri­
ellen Metall- und Elektroberufe und den Beruf Mecha­
troniker/-in wurden mit Beginn des Ausbildungsjahrs 
2018/2019 Änderungsverordnungen in Kraft gesetzt, in 
deren Rahmen eine zusätzliche gemeinsame integrative 
Berufsbildposition »Digitalisierung der Arbeit, Daten­
schutz und Informationssicherheit« eingebunden wurde. 
Integrative Berufsbildpositionen werden über die gesamte 
Ausbildungszeit vermittelt. Sie betreffen in vielen Ausbil­
dungsordnungen zum Beispiel das Qualitätsmanagement 
und die Organisation der Arbeit. Darüber hinaus erfolgten 
einzelne Änderungen an weiteren Berufsbildpositionen. 
Die IT-Berufe wurden mit der Änderungsverordnung vom 
28.05.2018 modernisiert. Auch hier war die wesentliche 
Neuerung die Ergänzung einer Berufsbildposition um das 
Thema »IT-Sicherheit« und die Erweiterung und Umformu­
lierung der dahinterliegenden Lernziele. Außerdem wurde 
der verantwortungsvolle Umgang mit digitalen Medien 
durch eine Ergänzung in die Berufsbildposition »Informie­
ren und Kommunizieren« aufgenommen. Parallel erfolg­
ten entsprechende Änderungen in den Rahmenlehrplänen 
der Berufsschule. 
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Wahlqualifikationen 

Wahlqualifikationen sind ein Strukturelement für Ausbil­
dungsberufe in hoch spezialisierten Branchen. Betriebe 
können durch sie je nach ihrem Aufgabenspektrum ver­
schiedene Qualifikationen einzelner Bereiche durch die 
Nutzung von mehreren Wahlqualifikationen miteinander 
kombinieren. Die Prüfung erfolgt innerhalb der regulären 
Abschlussprüfung. 
In der Änderungsverordnung zum Ausbildungsberuf Che­
mikant/-in vom 20.03.2018 wurde den bestehenden Wahl­
qualifikationen eine weitere mit dem Titel »Digitalisierung 
und vernetzte Produktion« hinzugefügt (vgl. Knieling/ 
Conein 2019). Dadurch ist es nun den Unternehmen, die 
auf dem Weg in die digitalisierte Produktion schon etwas 
weiter sind, möglich, eine vertiefende Vermittlung ein­
schlägiger Fähigkeiten und Fertigkeiten zu realisieren. 
Im Herbst 2019 beginnt das Verfahren zur Änderung 
der drei Laborberufe Chemielaborant/-in, Biologielabo­

rant/-in und Lacklaborant/-in. Auch hier erfolgt die An
passung über Wahlqualifikationen: Die Wahlqualifikation 
»Laborbezogene Informationstechnik« soll durch »Digi
talisierung in Forschung, Entwicklung, Analytik und Pro
duktion« ersetzt werden; zudem soll die Wahlqualifikation 
»Arbeiten mit automatisierten Systemen im Labor« in »Ar
beiten mit vernetzten, automatisierten Systemen« umbe
nannt und inhaltlich leicht modifiziert werden. 

Zusatzqualifikationen 

Zusatzqualifikationen sind Kenntnisse und Fähigkeiten,
die über die regulären Inhalte einer Berufsausbildung hi­  
nausgehen und optional im Rahmen der betrieblichen Aus
bildung vermittelt werden. Kodifizierte Zusatzqualifikatio
nen sind in Ausbildungsordnungen integriert. Die Prüfung 
erfolgt im Rahmen der Abschlussprüfung als gesonderte 
Prüfung. Die rechtliche Grundlage wurde bereits durch die 

­
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Anzeige 

Ergebnisse aus der BIBB/BMBF-Initiative Berufsbildung 4.0 

In der Reihe Wissenschaftliche Diskussionspapiere sind die 
ersten Ergebnisse aus dem Berufe- und Branchen-Screening 
veröffentlicht worden: 

▶▶WDP 199 Der Ausbildungsberuf „Fachkraft für Lagerlogistik“ 
▶▶WDP 201 Der Ausbildungsberuf „Maschinen- und 

Anlagenführer/-in – Textiltechnik und Textilveredelung“ 
▶▶WDP 202 Die Ausbildungsberufe „Mediengestalter/-in Bild 

und Ton“ sowie „Mediengestalter/-in Digital und Print“ 
▶▶WDP 204 Die Ausbildungsberufe „Landwirt/-in“ und 

„Fachkraft Agrarservice“ 

Beim Berufe- und Branchen-Screening steht die Analyse von ausgewählten
�
Ausbildungsberufen, Fortbildungsregelungen und Branchen, die von der Digi-
talisierung betroffen sind, im Mittelpunkt. Ziel ist es, Handlungsempfehlungen
�
für die Gestaltung von Aus- und Weiterbildung sowie die Weiterentwicklung der
�
systemischen Rahmenbedingungen zu erarbeiten.
�

Alle Bände der Reihe stehen zum kostenlosen Download zur Verfügung:
�
www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/series/list/8
�
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Novellierung des Berufsbildungsgesetzes 2005 geschaffen. 
Mit den Änderungsverordnungen für die industriellen Me­
tall- und Elektroberufe und den Beruf Mechatroniker/-in 
(2018) wurden mehrere Zusatzqualifikationen eingeführt, 
die jeweils einen zeitlichen Umfang von acht Wochen ha­
ben. Sie greifen zentrale, mit der Digitalisierung verbunde­
ne Handlungsfelder auf, die für die Metallberufe in vier und 
für die Elektroberufe in drei gemeinsamen Zusatzqualifi­
kationen verankert sind. Für den Beruf Mechatroniker/-in 
wurde neben den Elektroniker-Zusatzqualifikationen noch 
die Zusatzqualifikation »Additive Fertigungsverfahren« 
aus den Metallberufen verordnet. 

Die Abbildung fasst die 2018 erlassenen Änderungsver­
ordnungen in den Elektro-, Metall-, IT- und naturwissen­
schaftlichen Berufen zusammen und führt auch die Struk­
turelemente auf, die diese flexible Anpassung ermöglichen. 
All diese Verfahren zeigen, dass zurzeit bestehende Be­
rufe zeitnah durch Strukturelemente wie z. B. Wahl- oder 
Zusatzqualifikationen an die durch den technologischen 
Wandel entstehenden Qualifikationsbedarfe angepasst 
werden können, das bestehende Berufsbildungssystem 
also eine hohe Flexibilität aufweist. Interessant wird es 
sein zu verfolgen, wie diese Möglichkeiten in der Ausbil­
dungspraxis genutzt werden. s
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Angebote der Berufsbildung für Studienaussteigende
 

BARBARA HEMKES 
Leiterin des Arbeitsbereichs 
»Innovative Weiterbildung, 
Durchlässigkeit, Modell­
versuche« im BIBB 

Angesichts zunehmender Schwierigkeiten, Ausbildungsplätze zu besetzen, 

wurden in den letzten Jahren die Anstrengungen verstärkt, Studienausstei­

gende für eine berufliche Ausbildung zu gewinnen. Ein besonderer Fokus der 

Angebote liegt dabei auf Verkürzungen der Ausbildungsdauer. Eine Anrech­

nung hochschulischer Lernleistungen in der Ausbildung ist allerdings bislang 

rechtlich nicht möglich. Vor diesem Hintergrund geht der Beitrag der Frage 

nach, welche Verkürzungsoptionen Studienaussteigenden, die sich für eine 

Berufsausbildung interessieren, in der Praxis angeboten werden und wie 

diese sich zu den bestehenden Regelungen verhalten. Damit einher geht 

auch die Frage, ob eine Änderung bisheriger Regelungen erforderlich oder 

sinnvoll ist, um die Berufsbildung als Alternative zur Hochschule zu stärken. 

Studienaussteigende als interessante Zielgruppe 
für die Berufsbildung 

Studienaussteigende stellen für Unternehmen eine inte­
ressante, gut qualifizierte Zielgruppe dar, da sie in der Re­
gel über ein Abitur oder Fachabitur verfügen und zudem 
zum großen Teil hochschulische Lernleistungen vorweisen 
können. Während die Quote der Studierenden, die ihr Stu­
dium vorzeitig abbrechen und die Hochschule ohne Ab­
schluss verlassen, insgesamt recht stabil bei ca. 28 Prozent 
liegt (Heublein u. a. 2018, S. 14), ist ihre absolute Zahl 
mit der erheblichen Zunahme an Studierenden in den letz­
ten Jahren deutlich gestiegen. Dabei ist der Wunsch, nach 
mangelnden Studienleistungen und fehlender Studienmo­
tivation praktisch tätig zu werden, ein wichtiger Beweg­
grund für die vorzeitige Beendigung des hochschulischen 
Bildungswegs (vgl. Heublein u. a. 2017, S. 20). So haben 
64 Prozent derjenigen, die die Hochschule vorzeitig ver­
lassen haben, zweieinhalb Jahre später neue Bildungsper­
spektiven in der beruflichen Bildung gefunden, davon zwei 
Drittel in einer dualen und ein Drittel in einer vollzeitschu­
lischen Ausbildung. Jede/-r Vierte hatte zum Befragungs­
zeitpunkt bereits einen berufsqualifizierenden Abschluss 
erzielt (vgl. Heublein u. a. 2018, S. 30 f.). 
Um Studienaussteigende für eine duale Ausbildung zu ge­
winnen, wurden zahlreiche regionale, Landes- und Bun­
desinitiativen gestartet. Neben spezifischen Beratungsan­
geboten für die Zielgruppe spielen hierbei insbesondere 
Optionen zur Verkürzung der Ausbildungsdauer eine wich­
tige Rolle, um die Attraktivität eines Übergangs in die be­

rufliche Bildung zu erhöhen. Die damalige Bildungsminis­
terin Johanna Wanka setzte sich 2013 dafür ein, auch 
Studienleistungen auf die Ausbildung anzurechnen1, um 
damit den Rekrutierungsschwierigkeiten der Betriebe 
insbesondere im Handwerk begegnen zu können. In einer 
Handreichung der vom BMBF finanzierten Programmstelle 
JOBSTARTERplus wird empfohlen: »So können beispiels­
weise die im Studium erbrachten Leistungen im Rahmen 
der Berufsausbildung anerkannt und eine Verkürzung der 
Ausbildungszeit erreicht werden.« (Sarigöz u. a. 2018, 
S. 19). Eine Verkürzung um 18 Monate beispielsweise 
wurde in einer Erhebung des BIBB mit der Universität 
Maastricht von Studienzweifelnden als attraktives Angebot 
zum Übergang in eine betriebliche Ausbildung identifiziert 
(vgl. Bergerhoff u. a. 2017). Doch so einfach ist es nicht. 

Regelungsgrundlagen und deren Potenziale zur 
Integration von Studienaussteigenden 

Für eine Anrechnung von hochschulischen Lernleistun­
gen, die nach der Bologna-Reform durch Credit Points 
oder ECTS (= European Credit Transfer System)-Punkte 
nachgewiesen werden, bieten das Berufsbildungsgesetz 
(BBiG) und die Handwerksordnung (HwO) keine Rechts­
grundlage. Hierauf verweist auch ein Dokument des DIHK, 

1 Vgl. DIE ZEIT online, v. 19.05.2013 – URL: www.zeit.de/news/2013­

05/19/bildung-wanka-studienabbrecher-in-lehrstellen-vermitteln­

19055603 (Stand: 02.08.2019) 

www.zeit.de/news/2013
http://www.zeit.de/news/2013-05/19/bildung-wanka-studienabbrecher-in-lehrstellen-vermitteln-19055603


  
  

  

  

 

4 4  T H E M E N S C H W E R P U N K T  B W P  5 / 2 0 1 9  

in dem betont wird: »Die Berücksichtigung eines ohne Ab­
schluss beendeten Studiums und der hierbei erworbenen 
ECTS-Punkte sieht die BIBB-Hauptausschussempfehlung 
nicht vor.« (DIHK 2015). 
Gleichwohl ermöglichen BBiG und HwO grundsätzlich 
eine Verkürzung der Ausbildung. Auf gemeinsamen Antrag 
des Ausbildenden (Betrieb) und des Auszubildenden hat 
die zuständige Stelle die Ausbildungszeit gem. § 8 Abs. 1 
BBiG/§ 27 b Abs.1 HwO zu kürzen, wenn zu erwarten ist, 
dass das Ausbildungsziel in der gekürzten Zeit erreicht 
wird. In der Empfehlung 129 des BIBB-Hauptausschusses 
wird genauer festgelegt, welche Voraussetzungen für eine 
Verkürzung gegeben sein müssen: So können der Erwerb 
einer Fachoberschulreife zu einer sechsmonatigen Ver­
kürzung und die allgemeine Hoch- oder die Fachhoch­
schulreife oder eine abgeschlossene Berufsbildung eine 
zwölfmonatige Verkürzung begründen (vgl. BIBB-Haupt­
ausschuss 2008, S. 3). Eine weitere Verkürzung kann er­
reicht werden, indem bei guten Leistungen in der Ausbil­
dung die Abschlussprüfung um ein halbes Jahr vorgezogen 
wird (§ 45 BBiG/§ 37 HwO). 
Damit ergeben sich Optionen, die Ausbildung insgesamt 
um bis zu 18 Monate zu verkürzen, bei einer Ausbildungs­
zeit von drei Jahren also um die Hälfte. Diese können auch 
für Studienaussteigende genutzt werden, da sie mit ihrer 
Hochschulzugangsberechtigung über entsprechende Vor­
qualifikationen verfügen. 

Anrechnung von Lernleistungen im Kontext 
von Durchlässigkeit 

Im bildungspolitischen Diskurs gilt nicht nur die Aner­
kennung von Abschlüssen, sondern auch die Anrechnung 
von Kompetenzen, die in einem anderen Bildungsbereich 
erworben wurden, als wichtiges Instrument, um Durch­
lässigkeit zwischen den Bildungsbereichen, insbesondere 
der Hochschule und der beruflichen Bildung, zu fördern. 
Damit sollen Zugänge erleichtert und unnötige Wiederho­
lungen des bereits Erlernten vermieden werden. Zur An­
rechnung von beruflich erworbenen Kompetenzen auf ein 
Studium wurden in der BMBF-Pilotinitiative ANKOM Ver­
fahren entwickelt, in denen durch individuelle oder pau­
schale Anrechnung eine Verkürzung der Studiendauer für 
beruflich Qualifizierte ermöglicht wird. Die bildungspoli­
tische Forderung nach Anrechnung hochschulischer Lern­
leistungen in der Berufsbildung zielt darauf, ähnliche Ver­
fahren für die berufliche Aus- und Fortbildung vorzuhalten. 
Allerdings gibt es einen erheblichen Unterschied zwischen 
der Anrechnung beruflich erworbener Kompetenzen auf 
ein Studium und den Verkürzungen der Ausbildungsdau­
er für Studienaussteigende: Im Hochschulstudium werden 
nachgewiesene Kompetenzen angerechnet, damit Studien­
module gezielt ausgespart werden können. Ein Verfahren, 

das analog zur Anrechnung von beruflichen Kompetenzen 
auf ein Hochschulstudium gestaltet wird, ist so in der Be­
rufsbildung nicht realisierbar, da diese ganzheitlich gestal­
tet und nicht modular aufgebaut ist. Verkürzungen nach 
BBiG/HwO beruhen auf bisherigen Bildungsabschlüssen, 
an die die Erwartung geknüpft ist, dass die Lernenden ihre 
Ausbildung schneller absolvieren können – die Ausbildung 
wird bei Beibehaltung des Pensums zeitlich komprimiert. 
Verkürzungen durch Anrechnungen dagegen, die sich da­
raus ergeben können, dass Kompetenzen bereits erwor­
ben wurden und deshalb nicht wiederholt werden müssen, 
sind bisher nicht möglich. 
Damit steht die Berufsbildung vor einem Dilemma: Einer­
seits gibt es die bildungspolitischen Ansprüche an mehr 
Durchlässigkeit durch Anrechnung und an attraktive Alter­
nativen zum Studium, andererseits ist das Regelwerk der 
Berufsbildung hierauf nicht eingestellt. 
Wie also können Zugänge zur Berufsbildung für Studien-
aussteigende aussehen, in denen hochschulische Lernleis­
tungen berücksichtigt werden, wenn diese formal nicht 
angerechnet werden können? Um Antworten zu finden, 
wird im Folgenden der Blick auf die Praxis gerichtet und 
untersucht, welche Angebote Studienaussteigenden kon­
kret als Alternative zum Studium unterbreitet werden. Im 
Fokus stehen dabei die Angebote der Industrie- und Han­
delskammern (IHK) sowie Handwerkskammern (HWK). 
Diese sind zentrale Multiplikatoren bei der Rekrutierung 
von Auszubildenden und als zuständige Stellen zudem die­
jenigen, die letztlich über die Verkürzung der konkreten 
Ausbildungsverhältnisse oder Zulassungen zu Prüfungen 
entscheiden. 

Angebote der Kammern für Studienaussteigende 

Da Studienaussteigende bei der Suche nach Bildungsan­
geboten das Internet als erste Informationsquelle nutzen 
(vgl. Heublein u. a. 2018, S. 119), wurden in einem For­
schungsprojekt im BIBB die Angebote für diese Zielgruppe 
gesichtet und ausgewertet, die sich auf den Internetseiten 
der IHK und der HWK finden ließen (vgl. Infokasten). Die 
folgende Darstellung konzentriert sich auf die Angebote 
zur beruflichen Ausbildung. Damit häufig verknüpfte Hin­
weise auf eine Externenprüfung oder Aufstiegsfortbildun­
gen werden an anderer Stelle behandelt. 
In 90 der insgesamt 130 untersuchten Internetauftritte 
wurden Studienaussteigende unmittelbar angesprochen 
und es fanden sich Hinweise zu einem Einstieg in die Be­
rufsbildung. Damit finden sich in gut zwei Dritteln aller 
Internetauftritte der Kammern spezifische Angebote an 
die Zielgruppe. Als wichtiges Argument für den Einstieg in 
die Berufsbildung werden darin berufliche Karriere- und 
Arbeitsmarktchancen auch ohne Hochschulabschluss auf­
geführt. 73 Kammern weisen dabei in irgendeiner Form 
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auf Verkürzungsmöglichkeiten der Ausbildung hin. Nur  
17 Internetseiten verbinden keine Verkürzungsoption mit 
ihrem Angebot. 
Die Angebote der Kammern unterschieden sich in ihrer 
Konkretisierung sowie in Umfang und Begründung der 
Verkürzung. Hierbei lassen sich drei Angebotsvarianten 
unterscheiden: 
1. Allgemeiner Hinweis auf die Möglichkeit einer Verkür

zung ohne jede weitere Spezifikation (32 Kammern), 
2. Möglichkeit der Verkürzung um ein Jahr (12 Kammern), 
3. Möglichkeit der Verkürzung um 18 Monate (29 Kam

mern). 

Deutliche Unterschiede zwischen IHK und HWK 

Erhebliche Unterschiede sind zwischen den Angeboten der 
IHK und der HWK festzustellen (vgl. auch Abb.). Die HWK 
weisen mit 32 ihrer 53 Internetauftritte häufiger auf Ver
kürzungsmöglichkeiten hin als die IHK mit 41 von 77 (60  %  
gegenüber 53  %). Allerdings sind die Angebote der IHK 
konkreter und umfassender, da sie vorwiegend die Ange

­

­

­

­

botsvarianten 2 und 3 nutzen. Während 25 Internetauftrit­
te der IHK eine Verkürzung der Ausbildungszeit um 18 Mo­
nate in Aussicht stellen, sind dies im Bereich der HWK nur 
vier. 19 Angebote bei den HWK weisen allgemein auf Ver­
kürzungen hin (Angebotsvariante 1), neun bieten ein Jahr 
(Angebotsvariante 2) an. 

Berücksichtigung von ECTS-Punkten 

Die Verkürzungsmöglichkeiten werden überwiegend auf 
der Grundlage der schulischen Bildungsabschlüsse von 
Studienaussteigenden angeboten und folgen der Empfeh­
lung des BIBB-Hauptausschusses; gelegentlich wird dabei 
unspezifisch auf bisherige Studienleistungen Bezug ge­
nommen. 14 IHK allerdings geben ausdrücklich an, dass 
erbrachte Studienleistungen, die konkret über ECTS-Punk­
te nachgewiesen werden, berücksichtigt werden. Im 
Handwerksbereich zieht eine Kammer explizit Studien­
leistungen zur Begründung einer Reduzierung der Ausbil­
dungsdauer heran. Damit beinhaltet immerhin rund jedes 
fünfte der Verkürzungsangebote eine Berücksichtigung 
von ECTS-Punkten. Ein gängiges Modell ist dabei, die Aus­
bildung auf 18 Monate zu verkürzen, wenn 30 (oder 20) 
ECTS-Punkte in (mindestens zwei) fachaffinen Studiense­
mestern erworben wurden. 
Vielfach wird die Ansprache von Studienaussteigenden von 
den Kammern auch mit Angeboten an Unternehmen ver­
bunden, wie diese geeignete hochschulerfahrene Studie­
rende für die Ausbildung gewinnen können. Dieses war in 
24 Angeboten der Kammern der Fall, von denen wiederum 
acht eine Verkürzungsoption und Berücksichtigung von 
ECTS-Punkten vorhielten. Das legt nahe, dass die Angebo­
te, die den Hochschulerfahrenen gemacht werden, mit den 
Unternehmen abgestimmt sind und die Verkürzung damit 
verbindlich vor dem Ausbildungsbeginn vereinbart werden 
kann. 

Keine substanzielle Veränderung, aber Wert­
schätzung von Studienleistungen 

Der Blick auf die Praxis zeigt ein uneinheitliches Bild bei 
der Berücksichtigung von hochschulischen Lernleistungen 
in der beruflichen Bildung. Von den untersuchten Inter­
netauftritten der Kammern sprechen 70 Prozent Studien-
aussteigende direkt an und bieten Unterstützung beim 
Einstieg in die Ausbildung. In 56 Prozent der Fälle findet 
sich zudem ein Angebot zur Verkürzung der Studiendauer 
für Studienaussteigende. Diese Angebote variieren jedoch 
hinsichtlich Konkretisierung und Umfang. Alle sind durch 
die Regelungen nach BBiG/HwO rechtlich abgedeckt und 
nutzen vorhandene Verkürzungsoptionen. Allerdings un­
terscheiden sich die Angebotsvarianten von IHK und HWK, 
was für die Studienaussteigenden zu Irritationen führen 

https://www.bibb.de/de/dapro.php?proj=3.3.308
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kann. Eine bundesweit einheitliche Darstellung der ange­
botenen Möglichkeiten und deren Bedingungen wäre aus 
ihrer Sicht hilfreich. 
Bemerkenswert ist, dass sich auf mehr als zehn Prozent der 
Internetauftritte Angebote finden, hochschulische Lern­
leistungen, die über ECTS-Punkte nachgewiesen werden, 
anzurechnen, um Studienaussteigenden eine Verkürzung 
der Ausbildungsdauer zu ermöglichen. Hierfür nutzen die 
Kammern die rechtlich vorhandenen Verkürzungsoptionen 
und gehen auch zeitlich nicht darüber hinaus. Gleichzei­
tig signalisieren sie damit eine Wertschätzung hochschu­
lischer Lernleistungen, die es in der Berufsbildung bisher 
nicht gibt: Nicht allein der schulische Abschluss ist für die 
Dauer der Ausbildung ausschlaggebend, sondern auch die 
Kompetenzen, die die Studienaussteigenden an der Hoch­
schule bereits erworben haben, werden bei der Gestaltung 
der Ausbildung bedeutend. 
Im Kontext von Durchlässigkeit ermöglicht eine duale Aus­
bildung so eine Weiterführung des bisherigen Bildungs­
wegs und stellt eine berufliche Bildungskarriere als an­
schlussfähig an das Studium heraus. 

Fazit: Mehr Durchlässigkeit wagen 

Festzustellen ist also, dass es in der Praxis vielfältige An­
gebote für Studienaussteigende gibt, eine Ausbildung zu 
beginnen; auch solche, in denen hochschulische Lern­
leistungen für eine Verkürzung der Ausbildung im Rah­
men rechtlich bereits bestehender Verkürzungsoptionen 
berücksichtigt werden. Allerdings gehen diese nicht über 
Verkürzungen hinaus, die junge Menschen mit Hochschul­
zugangsberechtigung ohnehin beantragen können. Gleich­
wohl wäre eine Erweiterung der Hauptausschuss-Empfeh­
lung 129 um hochschulisch erworbene Kompetenzen ein 
deutliches Signal für die Stärkung einer Durchlässigkeit 
in die berufliche Bildung. Hierbei sollte auch geprüft wer­
den, inwieweit eine echte Anrechnung sinnvoll ist, also 
der Erlass von Bildungs- und Prüfungsleistungen aufgrund 
von Äquivalenzanalysen. Voraussetzung ist allerdings, die 
Ausbildungsordnungen konsequent kompetenzorientiert 
auszurichten und curricular so zu gestalten, dass – auf 
der Grundlage von Äquivalenzprüfungen – gezielt An­
rechnungsmöglichkeiten festgestellt werden können, um 
bereits Erlerntes zu identifizieren und entsprechend Bil­
dungsinhalte in der Ausbildung zu erlassen. Dass dies auch 
in der Berufsbildung möglich ist, ohne dass die Ganzheit­
lichkeit der Ausbildung oder das Berufsprinzip gefährdet 



 

 

 

Anzeige 

Wie bewerten Studierende das Berufsbildungssystem? 

Wie bewerten Studierende als potenzielle Zielgruppe 
der beruflichen Bildung das Image des deutschen 
Berufsbildungssystems? Wie attraktiv sind betriebliche 
Aus- und Weiterbildungsangebote für die individuellen 
Bildungsbiografien der Studierenden? 

Diese Fragen waren Gegenstand einer repräsentativen 
Studie des BIBB in Kooperation mit der Universität 
Maastricht. 

Das Diskussionspapier bündelt die Ergebnisse der 
empirischen Studie und fokussiert dabei auf Image 
und Attraktivität betrieblicher Bildungsangebote 
sowie Aspekte wie Informationsverhalten, 
Studienzufriedenheit und Einfluss von Eltern und 
Peers. 

WDP 183, 116 S., Bonn 2017. Kostenloser Download: 
www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/8323 
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wird, haben Pilotinitiativen wie u. a. DECVET zur Ermitt­
lung der Durchlässigkeit innerhalb der Berufsbildung er­
geben (Hemkes/Meerten/Köhlmann-Eckel u. a. 2013; 
Jahn/Birckner 2014). Die Berufsbildung könnte so nicht 

nur für Studienaussteigende attraktiver werden, sondern 
zugleich ihre Anschlussfähigkeit und Gleichwertigkeit zur 
hochschulischen Bildung unterstreichen. s
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Literaturauswahl zum Themenschwerpunkt: 
»Flexibilisierung der Berufsbildung« 

Monografien / sammelbände 

Durchlässigkeit zwischen beruflicher und hoch-
schulischer Bildung 
B. Hemkes; K. Wilbers; M. Heister. Budrich, Leverku­
sen 2019, 558 S., 59,90 EUR, 978-3-8474-2282-2, PDF 
kostenlos: www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/ 
publication/show/9753 (Stand: 26.07.2019) 
Wie durchlässig kann und soll das Berufsbildungssystem 
werden? Wo liegt die Zukunftsfähigkeit von Durchläs­
sigkeit? Eine Zusammenführung der unterschiedlichen 
Durchlässigkeitsansätze in der beruflichen Bildung fehlt 
indes. Genau das soll mit diesem Sammelband erreicht 
werden: Das Bildungssystem wird als Ganzes in den Blick 
genommen. 

Flexibilisierung der Berufsbildung im Kontext 
fortschreitender Digitalisierung 
S. Seufert. Staatssekretariat für Bildung, Forschung und 
Innovation, Bern 2018, 60 S. – URL: https://edudoc.ch/ 
record/132323 (Stand: 26.07.2019) 
Dieser Bericht im Rahmen des Projekts »Berufsbildung 
2030 – Vision und Strategische Leitlinien« geht der Fra­
ge nach, welche (neuen) Möglichkeiten es gibt, um die 
Berufsbildung – angesichts des hohen Anpassungsdrucks 
von Tätigkeiten und Berufen – flexibler zu gestalten. Da­
raus abgeleitet sind zwei konkretisierende Fragen, die zur 
Gliederung des Berichts dienen: Wie kann Berufsbildung 
auf Sekundar- und Tertiärstufe flexibler gestaltet werden? 
Welche sinnvollen Modelle für die Modularisierung auf der 
Umsetzungsebene werden für die berufliche Grundbildung 
und die höhere Berufsbildung vorgeschlagen? 

Bildungsbenachteiligung am Übergang Schule–Beruf 
I. Benner. Budrich, Opladen 2018, Diss. Universität Gie­
ßen 2017, 296 S., 38 EUR, ISBN 978-3-86388-762-9 – 
URL: http://geb.uni-giessen.de/geb/volltexte/2017/126 
06/pdf/BennerIlka_2017_01_24.pdf (Stand: 26.07.2019) 

Warum münden mehr junge Männer nach der allgemeinbil
denden Schule in »Berufsvorbereitende Bildungsmaßnah
men« (BvB) ein als junge Frauen? Die Autorin untersucht 
in einer qualitativen Studie benachteiligende Faktoren im 
individuellen Bildungsprozess und ihre strukturelle Einlas
sung in das deutsche Bildungssystem. Dazu beleuchtet sie 
die Kategorien »soziale Herkunft« und »Geschlecht« hin
sichtlich der Auswirkung auf Bildungsbiografien. 

Berufsabschluss für Erwachsene 
M. Schmid; S. Schmidlin; D. S. Hischier. Staatssekre­  
tariat für Bildung, Forschung und Innovation, Bern 2017. 
151 S. – URL: www.sbfi.admin.ch/dam/sbfi/de/doku  
mente/webshop/2017/schlussbericht-bae-absolventin  
nenbefragung.pdf (Stand: 26.07.2019) 
Die Studie untersucht Erfahrungen von Erwachsenen mit 
einem beruflichen Abschluss. Sie liefert Erkenntnisse zu 
den strukturellen Faktoren und individuellen Vorausset
zungen hinsichtlich Gelingensbedingungen, Faktoren des 
Scheiterns und Teilnahmebarrieren. Neben der Analyse 
der Statistik zur beruflichen Grundbildung wurden vier 
Zielgruppen befragt: Erwachsene nach einem Qualifika
tions- oder Validierungsverfahren; Ausbildungswechs
ler/-innen; Ausbildungsabbrecher/-innen; Interessierte,
die doch keine berufliche Grundbildung begonnen haben. 

Ausbildung zum Beruf – Internationaler  Vergleich  
der berufsförmigen Ausbildungskonzepte für benach­
teiligte Jugendliche 
M. Becker u.  a. (Hrsg.). Peter Lang, Frankfurt/M. 2017, 
312 S., 39,95 EUR, ISBN 978-3-631-67369-0 
Für benachteiligte Jugendliche existieren Ausbildungsan
gebote, die sich zwar an Berufskriterien orientieren, jedoch 
nicht immer zu gesellschaftlich anerkannten Berufsab
schlüssen führen. Der Band stellt empirische Untersuchun
gen und theoretische Diskussionen aus Deutschland, Öster
reich und der Schweiz zu verkürzten Berufsausbildungen 
vor, um Wirkungen der Konzeptionen zu erschließen und 
zu bewerten. 

Aufsätze und Sammelbandbeiträge 

Duale, vollzeitschulische oder akademische  
Berufsbildung? 
R. Fortmüller. In: M. Pilz; K. Breuing; S. Schumann  
(Hrsg.): Berufsbildung zwischen Tradition und Moderne. 
Wiesbaden 2019, ISBN 978-3-658-24459-0, S. 227–242 

­
­

­

­

­

­
­
 

­

­
­
­

www.sbfi.admin.ch/dam/sbfi/de/doku
http://geb.uni-giessen.de/geb/volltexte/2017/126
http:https://edudoc.ch
www.bibb.de/veroeffentlichungen/de
http://www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/9753
https://edudoc.ch/record/132323
http://geb.uni-giessen.de/geb/volltexte/2017/12606/pdf/BennerIlka_2017_01_24.pdf
http://www.sbfi.admin.ch/dam/sbfi/de/dokumente/webshop/2017/schlussbericht-bae-absolventinnenbefragung.pdf
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Das österreichische Bildungssystem bietet drei Optionen 
zur berufsrelevanten Bildung: Lehre, Besuch einer berufs­
bildenden mittleren oder höheren Schule oder Studium an 
einer Fachhochschule oder Universität. Eine lerntheoreti­
sche Analyse der Lerngelegenheiten und Lernergebnisse 
dieser Bildungsoptionen führt zum Schluss, dass sie den 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Anforderungen 
besser gerecht werden als ein einseitiges Forcieren einer 
Bildungsvariante. 

Schulische und nachschulische Optionen am Übergang 
in die Arbeitswelt für Schülerinnen und Schüler mit 
sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf 
J. Jochmaring; L. Nentwig; D. Sponholz. In: Zeit­
schrift für Heilpädagogik 70 (2019) 3, S. 112–121 
Schüler/-innen mit sonderpädagogischem Unterstüt­
zungsbedarf gehen nach der Sekundarstufe I häufig in 
Maßnahmen der Berufsvorbereitung über. Ziel eines inklu­
siven Ausbildungs- und Arbeitsmarkts ist es, jedem Men­
schen den Zugang zu Ausbildung und Teilhabe zu ermög­
lichen. Wie stellt sich die Situation am Übergang zwischen 
Schule und Arbeitswelt dar, welchen Beitrag leistet die 
schulische Berufsorientierung und welche Optionen beste­
hen beim Einstieg in die Arbeitswelt? 

Berufsfachschule im Wandel: Bilanz einer Pilotstudie 
in Hessen 
R. Tenberg; B. Bergmann. In: ZBW 114 (2018) 1, 
S. 148–166 
Die Berufsfachschule wandelt sich in den letzten 20 Jahren 
immer mehr zu einem Format der Ausbildungsvorberei­
tung. Das Land Hessen stieß mit der Pilotstudie »Gestufte 
Berufsfachschule« eine Reform an. Im Vergleich mit den 
Ansätzen anderer Bundesländer zeigen sich Parallelen, im 
Hinblick auf die differenzierte Förderung in den allgemei­
nen Fächern und die Einführung von Profilgruppenun­
terricht erweist sich der Hessische Ansatz jedoch als sehr 
weitreichend. 

Transformation der beruflichen Integrationsförderung 
D. Heisler; S. Schemmer. In: BWP@ (2018) 35, 23 S. – 
URL: www.bwpat.de/ausgabe35/heisler_schemmer_ 
bwpat35.pdf (Stand: 26.07.2019) 
In Angeboten der Berufsvorbereitung und Ausbildung 
der beruflichen Integrationsförderung wurden bis Mitte 
der 2000er-Jahre jährlich über 500.000 Jugendliche ge­
fördert. Seitdem ist diese Zahl deutlich gesunken und die 
berufliche Integrationsförderung hat sich sehr verändert. 
Der Beitrag untersucht den Transformationsprozess der 
BIF, insbesondere ihre oft kritisierte Ökonomisierung, aus 
Sicht von Ausbilder/-innen, Sozialpädagogen und dem 
Leitungspersonal von Bildungsträgern. 

Das Übergangssystem – ein bildungspolitisches 
Dauerprovisorium oder ein Ort der Chancenverbesse­
rung und Integration? 
D. Euler; R. Nickolaus. In: ZBW 114 (2018) 4, 
S. 527–547 
Im Nationalen Bildungsbericht wurde das Übergangssys­
tem erstmals 2006 als eigenständiger Teil des Berufsbil­
dungssystems aufgeführt. Der Beitrag fragt: Ist der Abbau 
des Übergangssystems (weiterhin) ein vertretbares berufs­
bildungspolitisches Ziel? Was wissen wir über die Effekti­
vität der Maßnahmen? Welche Konsequenzen resultieren 
aus den Forschungsergebnissen zu den Effekten des Über­
gangssystems und den systemischen Überlegungen für die 
Berufsbildung? 

Gesteigerte Durchlässigkeit bei gleichzeitigen 
Schließungsprozessen: Veränderungsdynamiken zwi­
schen Berufs- und Hochschulbildung in Frankreich 
N. Bernhard. In: ZSE 33 (2018) 3, S. 267–283 
Durch eine institutionelle Analyse zeigt die Autorin, dass in 
Frankreich trotz einer größeren Durchlässigkeit zwischen 
Berufs- und Hochschulbildung Ungleichwertigkeiten der 
unterschiedlichen Bildungswege im Diskurs und in den 
Regularien reproduziert werden. Berufliche Abiturienten 
werden einerseits zunehmend als legitime Studierenden­
gruppe anerkannt und ihre Höherqualifizierung wird ver­
einfacht, andererseits bleiben Bildungs- und soziale Hie­
rarchien trotz größerer Durchlässigkeit bestehen. 

Enttäuschte Erwartungen? Lohnt sich die Bildungs­
beteiligung in Bildungsgängen des Übergangs­
managements? 
S. Rahn; C. Fuhrmann; E. Hartkopf. In: ZBW 113 
(2017) 4, S. 595–613 
Die Bildungsbeteiligung im Übergangssektor wird in der 
(Fach-)Öffentlichkeit und in der Berufsbildungspolitik 
überwiegend kritisch beurteilt. Viele Jugendliche münden 
jedoch geplant in die Bildungsgänge ein, weil sie erwarten, 
dass sie durch einen höheren Schulabschluss ihre Chancen 
auf dem Ausbildungsmarkt verbessern können. Der Bei­
trag prüft vor diesem Hintergrund auf der Datengrundlage 
einer regionalen Panelstudie, inwieweit sich die Erwartun­
gen der Jugendlichen erfüllen. Es zeigt sich, dass sie ten­
denziell enttäuscht werden. 

(Zusammengestellt von Karin Langenkamp 
und Markus Linten) 

www.bwpat.de/ausgabe35/heisler_schemmer
http://www.bwpat.de/ausgabe35/heisler_schemmer_bwpat35.pdf
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Berufliche Integration junger Geflüchteter braucht 
Sprachförderung von Anfang an 

ANKE SETTELMEYER 
Wiss. Mitarbeiterin im Arbeitsbereich 
»Kompetenzentwicklung« im BIBB 

GESA MÜNCHHAUSEN 
Dr., wiss. Mitarbeiterin im Arbeitsbereich 
»Kompetenzentwicklung« im BIBB 

Zur beruflichen Integration junger Geflüchteter  wurden  

ab 2015 von Bund und Ländern zahlreiche Programme zur  

Berufsorientierung und -vorbereitung aufgelegt. Dem  

Spracherwerb kommt dabei eine zentrale Bedeutung  

zu. In einer  vom BIBB durchgeführten Expertise wurde  

untersucht, wie eine integrierte Vermittlung von Sprach- 

und Fachkompetenz in diesen Programmen erfolgt und  

welche Empfehlungen sich daraus für die Entwicklung  

der  Programme und die berufliche Integration von Ge

flüchteten ableiten lassen. 

Geflüchtete beruflich integrieren 

Schon zu einem frühen Zeitpunkt der jüngsten Zuwande
rung von Flüchtlingen setzten Bund und Länder das poli
tische Ziel, junge Geflüchtete beruflich zu integrieren. Für 
die große Gruppe der jüngeren Geflüchteten – rund 58 Pro­  
zent der 1,68 Mio. Schutz Suchenden in Deutschland sind 
unter 30 Jahre alt (Stichtag 31.12.2017, Statistisches Bun
desamt 2018) – legten Bund und Länder Programme zur 
Berufsorientierung und -vorbereitung auf. Um Geflüch
tete sprachlich in die Lage zu versetzen, eine berufliche 
Ausbildung aufzunehmen, wird häufig mit einem Ansatz 
gearbeitet, bei dem Fach und Sprache integriert vermittelt 
wird (vgl. Infokasten). Auf diese Weise werden die Sprach
kompetenzen vermittelt, die für das Verständnis fachlicher 
Inhalte und Zusammenhänge benötigt werden. 
Auch das Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) legte 2017 mit »Berufsorientierung für Flücht
linge« (BOF) ein entsprechendes Programm auf, das im 
BIBB in einer Programmstelle administriert und inhaltlich 
begleitet wird. Im Rahmen der wissenschaftlichen Beglei
tung dieses Programms erstellte das BIBB in der zweiten 
Jahreshälfte 2018 eine Expertise zum integrierten Lernen 
von Fach und Sprache in Angeboten der Berufsorientie
rung und Berufsvorbereitung für Geflüchtete. 

­

­
­

­

­

­

­

­

­

In der Expertise wurden auf der Grundlage von Dokumen­
tenanalysen 37 laufende Programme und Angebote des 
Bundes und der Länder zur Verwendung dieses Ansatzes 
untersucht. Die Analyse erfolgte im Hinblick auf Rahmen­
bedingungen (z. B. Zielgruppe sowie räumliche, zeitliche 
und personelle Aspekte), Methodik und Didaktik (z. B. 
Curriculum und Materialien) sowie Verfahren und Pro­
zesse (z. B. die Entwicklung des Curriculums und die Zu­
sammenarbeit von Beteiligten verschiedener Disziplinen). 
Die BOF-Träger wurden zusätzlich schriftlich befragt, um 
detaillierte Informationen zur Umsetzung und ggf. Weiter­
entwicklung der Sprachförderung in diesem Programm zu 
erhalten (vgl. Settelmeyer/Münchhausen/Schneider 
2019). 

Sprachförderung in Berufsorientierung und
 -förderung 

Im Folgenden werden kursorisch Unterschiede zwischen 
Programmen und programmübergreifenden Gemeinsam­
keiten benannt, die aus der Perspektive der Sprachförde­
rung von besonderem Interesse sind (vgl. ausführlich Set­
telmeyer/Münchhausen/Schneider 2019). 

• 

• 
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Berufsübergreifende oder berufsspezifische 
Ausrichtung 

In allen untersuchten Programmen werden berufsüber­
greifend relevante Inhalte vermittelt (z. B. das Berufsbil­
dungssystem in Deutschland, Zugänge zum Arbeitsmarkt 
sowie beschäftigungsrechtliche Themen). Darüber hinaus 
unterscheidet sich die inhaltliche Ausrichtung erheblich: 
Sind die Programme berufsübergreifend konzipiert, ler­
nen Geflüchtete z. B. grundlegende mathematische Kennt­
nisse und allgemeine sozialkundliche Inhalte. Können Teil­
nehmende einen allgemeinbildenden Abschluss erwerben, 
wird Fachunterricht auch in den Prüfungsfächern erteilt. 
Es gibt auch branchen- bzw. berufsspezifisch ausgerichtete 
Angebote, häufig auf das Handwerk orientiert. Hier stehen 
berufs-(feld-)spezifische Inhalte, z. B. fachtheoretischer 
Art sowie Arbeitsschutzbestimmungen in Werkstätten, im 
Mittelpunkt. 
Alle Programme dienen der Berufsorientierung und -vor­
bereitung von Geflüchteten. Was in den Maßnahmen fach­
lich und daran orientiert sprachlich erlernt werden kann, 
unterscheidet sich von Programm zu Programm erheblich 
und bereitet Geflüchtete in sehr unterschiedlicher Weise 
auf ihren weiteren Bildungsweg vor. Angesicht der sehr 
unterschiedlichen Konzepte wären die Vor- und Nachteile 
berufsspezifischer und berufsallgemeiner Ausrichtung zu 
diskutieren. 

Einbindung verschiedener Lernorte in das 
Sprachförderkonzept 

Programme/Angebote zur beruflichen Orientierung und 
Vorbereitung für Geflüchtete unterscheiden sich im Hin­
blick auf ihre Lernortarchitektur. Geflüchtete lernen in 
der Regel an zumindest zwei Lernorten: Berufsschule/ 
Bildungsträger und Betrieb. Unterschiede zwischen Pro­
grammen bestehen insbesondere bei der Einbindung des 
Betriebs in die Sprachförderung: In einigen Angeboten 
dient der Betrieb vor allem dazu, Geflüchteten berufs­
praktische Erfahrungen zu vermitteln (z. B. den Alltag in 
einem Betrieb kennenzulernen und einfache Tätigkeiten 
auszuführen). Ist betriebliches Lernen expliziter Teil des 
Sprachförderkonzepts, werden die spezifischen Sprach­
handlungsanlässe im Betrieb systematisch zum Aufbau 
von Sprachkompetenzen genutzt (z. B. Unterschiede bei 
der Ansprache von Kolleginnen und Kollegen und der 
Kundschaft). 
Im BOF-Programm wird Sprache an vier Lernorten ver­
mittelt: im Bildungsträger, in der Werkstatt bei fachprak­
tischem Arbeiten, im Fachunterricht beim Lernen von 
Fachtheorie und im berufsbezogenen Sprachunterricht, in 
dem die sprachlichen Aspekte von Fachpraxis und -theo­
rie vertieft bearbeitet werden sollen. Zusätzlich soll auch 

im Betrieb sprachbewusst gearbeitet werden. Diese Lern­
ortarchitektur umfasst unterschiedliche Lernanlässe und 
Lernformen, sie macht das Verzahnen von Fach und Spra­
che jedoch auch komplex. Wird in der Werkstatt mit einem 
bestimmten Material gearbeitet, so werden Geflüchtete 
mit entsprechenden Sicherheitsbestimmungen vertraut 
gemacht und zur sachgerechten Bearbeitung des Materials 
angeleitet. Im Fachunterricht stehen z. B. die Material­
eigenschaften im Mittelpunkt. Im Sprachunterricht wer­
den die Textsorte Sicherheitsbestimmungen oder mündli­
che Anleitungen aus sprachlicher Sicht bearbeitet. Im BOF 
ist es daher erforderlich, dass die Lehrkräfte für ihren Lern­
ort klären, was in Verbindung mit den fachlichen Inhalten 
sprachlich erlernt werden soll. Da das Lernen an den ver­
schiedenen Lernorten aufeinander abgestimmt erfolgen 
soll, müssen sich die Lehrkräfte sodann untereinander ab­
stimmen und das Fach- und Sprachelernen zusätzlich lern­
ortübergreifend verzahnen. 

Unterschiedlich ausgearbeitete konzeptionelle 
Grundlagen 

Die Angebote/Programme unterscheiden sich erheblich 
im Hinblick auf die theoretischen und methodisch-didak­
tischen Darstellungen, die dem Bildungspersonal für die 
Umsetzung an die Hand gegeben werden. Teilweise liegen 
grundlegende Darstellungen des Ansatzes mit beispiel­
haften Erläuterungen sowie Bildungspläne mit fachlichen 
und sprachlichen Zielformulierungen und methodischen 
Hinweisen vor. In anderen Programmen/Angeboten feh­
len solche Ausführungen weitgehend. Beteiligte vor Ort 
müssen sich dies selbst erarbeiten, was eine inhaltlich 
herausfordernde und zeitintensive Aufgabe darstellt. Ein 
stärkerer Austausch der Bildungsträger und Lehrkräfte un­
tereinander könnten die Effektivität bei der Erstellung von 
Bildungsplänen steigern und gleichzeitig zur Standardisie­
rung beitragen. 

Frühzeitig und individuell fördern 

Neben den arbeitsmarktrelevanten Perspektiven, die mit 
der Sprachvermittlung einhergehen sollten, sind verschie­
dene Rahmenbedingungen zu unterstützen. Wichtig ist 
zum einen, dass die Integrationsmaßnahmen sofort begin­
nen, um Demotivation bei den Teilnehmenden zu vermei­
den. Ferner ist es wichtig, dass die zeitliche Gestaltung und 
der strukturelle Aufbau der Maßnahmen flexibel ausge­
staltet werden können. Damit ist sowohl eine Orientierung 
auf die jeweiligen Teilnehmenden als auch auf das spezi­
fische Bildungsziel (individueller Integrations- und Quali­
fizierungsplan) gemeint (vgl. Settelmeyer/Münchhau­
sen/Schneider 2019, S. 8 f.). 



 

 

 

 

5 2  W E I T E R E  T H E M E N 	  B W P  5 / 2 0 1 9  

Bedarf an qualifiziertem Personal 

In allen Programmen fehlt es an qualifiziertem Personal, 
insbesondere für die Sprachvermittlung. Dies betrifft ins
besondere Lehrkräfte für berufsbezogenen Sprachunter
richt, aber auch diejenigen, die in praktischen Kontexten 
sprachbewusst arbeiten sollen. Es braucht Zeit und ent
sprechende Ressourcen, um genügend geeignetes Personal 
auszubilden. Da dieser Aspekt ganz entscheidend für den 
Erfolg der Maßnahmen ist, sollten hier frühzeitig entspre
chende Vorkehrungen im Sinne von Förder- und Entwick
lungsmaßnahmen getroffen werden. Teilweise umfassen 
die Programme Fortbildungen für die Beschäftigten, die 
noch nicht über alle erforderlichen Qualifikationen verfü
gen; so u.  a. für die Vermittlung sprachlicher Kompetenz 
und die Umsetzung des integrierten Förderansatzes (vgl. 
Settelmeyer/Münchhausen/Schneider 2019, S. 9). 

Geleistete Aufbauarbeit fortführen 

Die politische Zielsetzung, Geflüchtete beruflich zu inte­  
grieren, hat zur Entwicklung von Angeboten/Programmen 
der Berufsorientierung und -vorbereitung mit systemati
scher Deutschsprachförderung geführt. An diese in kurzer 
Zeit geleistete Aufbauarbeit sollte nun angeknüpft werden: 
•	 Angebote der Berufsorientierung und -vorbereitung für 

Geflüchtete sollen weiterentwickelt werden. Vordring
lich sind die Ausarbeitung der Konzepte des integrier
ten Lernens von Fach und Sprache, die Entwicklung der 
Lernorte zu Sprachlernorten und die Qualifizierung des 
Personals. 

•	 Geflüchtete benötigen auch in der beruflichen Ausbil
dung Sprachförderung. Ohne die Entwicklung entspre
chender Konzepte an Fach- und Berufsschulen sowie in 
Betrieben ist zu befürchten, dass die in Berufsvorberei
tung und -orientierung geleisteten Anstrengungen nicht 
die gewünschte Wirkung entfalten werden. 

­
­

­

­
­

­

­

­
­

­
­

­

•	 Sprachförderung sollte künftig ein fester Bestandteil in 
Angeboten der Berufsorientierung und -vorbereitung 
auch für Nicht-Geflüchtete sein. Die für Geflüchtete er
stellten Konzepte sind für alle Jugendlichen mit Bedarf 
an sprachlicher Unterstützung anzupassen, um sie auf 
sprachliche Herausforderungen in der Ausbildung vor
zubereiten. Dies gilt auch für duale und andere berufli
che Ausbildungswege. 

•	 Ein Erfahrungsaustausch der Akteure auf unterschied
lichen Ebenen, auch international, wäre vielverspre
chend. Denn alle Länder sammeln derzeit Erfahrungen, 
deren gemeinsame Reflexion für alle gewinnbringend 
sein könnte. Dies betrifft neben der konkreten Umset
zungsebene auch die Ebene der Forschung. 

•	 Abschließend ist auf einen Aspekt des Wissensmanage
ments hinzuweisen. Durch die Arbeit in Angeboten 
der Berufsvorbereitung für Geflüchtete sammeln Be
schäftigte Erfahrungen mit der Sprachförderung. In 
projektförmig finanzierten Angeboten wechselt häufig 
das Personal. Daher sind Strategien zu entwickeln, wie 
das Wissen über Sprachförderung in der Institution ge
halten und für die weitere Arbeit genutzt werden kann, 
auch wenn Personalwechsel stattfinden. 

 
s

­

­
­

­
­

­

­

­

­
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Integrierte Sprachförderung in der Ausbildung
 

Erfahrungen aus der Ausbildungsoffensive Hauswirtschaft oikos 

SYLVIA PFLÜGER 
Bildungsreferentin beim Diakonischen Werk 
Württemberg, Stuttgart 

URSULA SCHUKRAFT 
Projektleiterin beim Diakonischen Werk 
Württemberg, Stuttgart 

Der Fachkräftemangel im hauswirtschaftlichen Bereich  

hat das Diakonische Werk  Württemberg ermutigt, ge

zielt Migrantinnen und Migranten sowie Geflüchtete für  

den Ausbildungsberuf Hauswirtschafter/-in zu gewin

nen. Fehlenden Sprachkenntnissen begegnet das Modell 

»Ausbildung plus Sprache« im Rahmen eines JOBSTAR

TERplus-Projekts u.a. mit einem erweiterten Unterricht  

in  der  Berufsschule  und  einer  individuellen  Verlängerung  

der dualen Ausbildung. Im Beitrag werden Ziele und Um

setzung der Maßnahme beschrieben. 

Hintergrund und Projektziel 

Das Berufsbild Hauswirtschafter/-in ist wenig bekannt: Zu 
den vielfältigen Aufgaben gehören nicht nur Speisenzube
reitung oder Warenwirtschaft. Hauswirtschafter/-innen
steuern auch Betreuungsleistungen und bieten Assistenz 
bei Alltagsverrichtungen. Sie arbeiten u.  a. in Krankenhäu
sern, Pflegeeinrichtungen, Kitas oder in Privatwohnungen. 
Die Zahl der Auszubildenden in diesem Beruf ist seit Jah
ren rückläufig. Lediglich 189 Personen haben 2017 in Ba
den-Württemberg diese duale Ausbildung begonnen, bun
desweit waren es 1.077 (1997: 3.324).1 Von 350 bei der 
Agentur für Arbeit in Baden-Württemberg gemeldeten frei
en Ausbildungsplätzen konnten 56 nicht besetzt werden.2 

Die Wohlfahrtsverbände stellen einen immer manifester 
werdenden Fachkräftemangel unter hauswirtschaftlichen 
Fach- und Führungskräften in ihren Einrichtungen und 
Diensten fest. In Baden-Württemberg wurde daher der
»Runde Tisch Hauswirtschaft« eingerichtet, an dem neben 

­

­

­

­

­
 

­

­
­
­

­

 

1 Vgl. Datensystem Auszubildende (DAZUBI), Erhebung zum 31.12.2017 

2 Ausbildungsmarkt BW, August 2017, Statistik der Bundesagentur für 

Arbeit 

Diakonie und Caritas das Sozial-, Landwirtschafts- und 
Kultusministerium beteiligt sind. Hier wurden die Weichen 
für oikos gestellt. Als größter Wohlfahrtsverband in Würt­
temberg initiierte das Diakonische Werk Württemberg ein 
dreijähriges Projekt, um die Ausbildung zu stärken und zu 
verbessern (vgl. Infokasten). 
Die Diakonie sieht sich in der gesellschaftlichen Verant­
wortung, Migrantinnen, Migranten und Geflüchtete in ih­
rem Bemühen um Integration zu unterstützen und ihnen 
bei der Suche nach einer beruflichen Perspektive behilflich 
zu sein. Daher wurde mit Beteiligung der Ministerien ein 
Modell entwickelt, wie Ausbildung und Spracherwerb zu­
sammengeführt werden können. Die Maßnahme »Ausbil­
dung plus Sprache« hat zum Ziel, geeignete Personen aus 
dieser Zielgruppe in eine hauswirtschaftliche Ausbildung 
zu vermitteln. Sie besetzen reguläre duale Ausbildungs­
plätze in kleinen und mittleren Unternehmen, vor allem in 
der Sozialwirtschaft. 
Aufgrund des erhöhten Sprachförderbedarfs kann das Er­
reichen des Ausbildungsziels nicht innerhalb der regulären 
Ausbildungszeit erwartet werden. Daher wird die Ausbil­
dungszeit individuell nach § 8 Abs. 2 BBiG auf vier Jahre 
verlängert, die Berufsschulen richten eine Modellklasse mit 
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integrierter Sprachförderung ein. Im ersten Ausbildungs­
jahr werden die Auszubildenden in einer Klasse organisa­
torisch gebündelt. Solche Modellklassen werden bisher an 
vier Berufsschulen in Baden-Württemberg angeboten. 

Auswahl geeigneter Auszubildender 

Um eine gute Passung zwischen potenziellen Bewerberin­
nen und Bewerbern und Betrieben zu erreichen, wurde 
von oikos ein umfangreicher Auswahlprozess entwickelt 
und erprobt. 

Information und Kontaktaufnahme 

In der Region Stuttgart werden die mit Migration und 
Flüchtlingsfragen befassten Expertinnen und Experten so­
wie Asylkreise der Kommunen und Kirchen über das Vor­
haben informiert. Wichtige Kontaktpersonen sind auch die 
Sozialbetreuer/-innen aus Gemeinschaftseinrichtungen. 
Diese empfehlen Personen, die sie für eine Ausbildung für 
geeignet halten. An der Ausbildung Interessierte werden 
dann von oikos zu Veranstaltungen eingeladen, die sie 
über das hauswirtschaftliche Berufsbild, den Stellenwert 
einer qualifizierten dualen Ausbildung in Deutschland, die 
Anforderungen und Voraussetzungen sowie die Struktur 
und den zeitlichen Ablauf der Ausbildung informieren. 
Diese Veranstaltungen werden dezentral in Ausbildungs­
betrieben geplant, damit durch eine Betriebsbesichtigung 
gleichzeitig ein erster Einblick in die praktische Arbeit er­
folgen kann. 

Bewerbungs- und Auswahlphase 

Interessierte können sich nach Besuch der Informations­
veranstaltung um die Aufnahme in das Projekt bewerben. 
Personen mit mindestens Sprachniveau A2 werden zu 
einem ausführlichen Assessment eingeladen. In diesem 
Auswahlverfahren werden u. a. der bisherige Bildungs­
weg und die berufliche Vorerfahrung berücksichtigt, be­
sonders aber auch das Interesse an einer Ausbildung in 
der Hauswirtschaft und die Motivation der Bewerber/-in­
nen. Da sich erfahrungsgemäß auch Personen mit hohem 
Sprachförderbedarf bewerben, empfiehlt sich zusätzlich 
ein sprachlicher Einstufungstest. Seit 2016 konnten bei 
diesen Tests deutlich verbesserte Deutschkenntnisse bei 
den Geflüchteten festgestellt werden. Erst nach Bestehen 
des Assessments wird zu einer dreitägigen Hospitation in 
einen passenden Ausbildungsbetrieb eingeladen, um Ein­
blicke in hauswirtschaftliche Arbeitsfelder zu vermitteln. 
Bei Erfolg wird die Hospitation um eine Woche verlängert. 
Dadurch entsteht ein realistischer Eindruck auf beiden Sei­
ten, und im besten Fall wird dann ein Ausbildungsvertrag 
abgeschlossen. 

Aufnahme der Ausbildung 

Für viele Geflüchtete ist die Sorge um ihren rechtlichen Sta­
tus und die ständige Furcht vor Abschiebung ein zentrales 
Thema. Dies belastet Auszubildende, Schule und Betriebe 
gleichermaßen. Die Auszubildenden werden daher durch 
ehrenamtliche Begleiter/-innen und Mitarbeiter/-innen 
von Sozialdiensten unterstützt. Für Sozialbetreuung oder 
ehrenamtliche Begleitungen beginnt mit dem Ausbildungs­



  

 
  

 
 

Anzeige 

Sprachliche Hürden
�
in der Ausbildung
�

X Wie können Auszubildende unterstützt 
werden, die die deutsche Sprache noch 
nicht sicher beherrschen? 

X Wie kann sprachlichen Missverständnissen 
in der Ausbildung vorgebeugt werden? 

Die Broschüre gibt Ausbilderinnen und 
Ausbildern Tipps und Anregungen, wie sie mit 
diesen Herausforderungen umgehen können. 

Kostenloser Download: 
www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/8371 
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vertrag der Prozess der Beantragung der Arbeitserlaubnis 
(im Fall des Status von Anerkennung oder Duldung) oder 
der Ausbildungsduldung (im Fall eines abgelehnten Asyl­
antrags). Die oikos-Mitarbeiterinnen stehen auch nach Be­
ginn der Ausbildung im regelmäßigen Kontakt mit Schule 
und Betrieb, um ggf. weitere Hilfen zu vermitteln. 

Neue Wege im Unterricht 

In der Hedwig-Dohm-Schule konnten bisher vier Klassen 
für die Auszubildenden mit Sprachförderbedarf eingerich­
tet werden. In den ersten beiden Jahren werden zehn zu­
sätzliche Deutschstunden pro Woche angeboten, danach 
erfolgt eine Prüfung für Niveau B2 (vgl. Abb.). 
In den Sprachförderklassen sind über 50 Prozent der Auszu­
bildenden männlich. Das Durchschnittsalter liegt bei Mit­
te zwanzig, einige haben einen hohen Bildungsabschluss, 
zum Teil sogar ein Studium. Viele bringen darüber hinaus 
einschlägige Berufserfahrung aus ihrem Heimatland mit: 
Sie waren als Koch oder Köchin, als Schneider/-in oder im 
Lebensmittelhandel, einem Hotel oder einer Wäscherei 
tätig. 
Die heterogen zusammengesetzten Modellklassen fordern 
den besonderen Einsatz der Lehrkräfte, die häufig auch 

als Lebensberater/-innen gefragt sind. Gleichzeitig be­
richten sie auch von besonders motivierten Schülerinnen 
und Schülern und dass sie mit ihnen neue Methoden er­
proben: Fachbegriffe aus dem Ausbildungsalltag werden 
z. B. durch Spiele präsentiert; die Aufgabe, einen Bericht 
zu schreiben, wird durch das Erlebnis eines Konzertbe­
suchs angeregt; Dialoge werden in Rollenspielen geübt. Es 
gilt Hindernisse zu überwinden wie z. B. wenig bis keine 
Schulerfahrung im Heimatland oder Traumatisierungen, 
die das aktive Lernen blockieren. oikos hat deshalb eine 
»Healing-Classroom-Schulung« des International Rescue 
Commitee3 organisiert, damit die Lehrkräfte sich besser 
auf die Schüler/-innen einstellen können. 
Im Rahmen des Projekts oikos wurden innerhalb von drei 
Jahren 70 Auszubildende aus über 18 Nationen für die 
Hauswirtschaft gewonnen. Betriebe, die in Zukunft gut 
aufgestellt sein wollen, haben gelernt, ihren Blick inter­
national auszurichten. Das Projekt oikos zeigt, wie eine 
solche Fachkräftegewinnung zu einer Win-win-Situation 
werden kann. s

 

3 www.irc-deutschland.org/bildung (Stand: 16.08.2019) 

www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/8371
www.irc-deutschland.org/bildung
http://www.irc-deutschland.org/bildung
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Zugänge zur beruflichen Aufstiegsfortbildung nach 
Bachelorabschluss? 

Eine Dokumentenanalyse von Fortbildungsordnungen 

ANDREAS FISCHER 
Dr., wiss. Mitarbeiter am Forschungsinstitut 
Betriebliche Bildung (f-bb), Nürnberg 

IRIS PFEIFFER 
Dr., Geschäftsführerin im Forschungsinstitut 
Betriebliche Bildung (f-bb) 

Eine Aufstiegsfortbildung kann nicht nur im Anschluss an  

eine Berufsausbildung, sondern auch nach erfolgreichem  

Bachelorabschluss berufliche Entwicklungsmöglichkei

ten bieten. Allerdings wird diese Option nach einem  

erstqualifizierenden Hochschulabschluss bislang selten  

wahrgenommen. Dies könnte auch an den Zulassungs

voraussetzungen für diese Adressatengruppe liegen, wie 

der  vorliegende Beitrag auf Basis einer Dokumentenana

lyse bundesweit gültiger Fortbildungsordnungen zeigt. 

Umgekehrte Durchlässigkeit verbessern 

Infolge steigender Studienanfängerzahlen und eines wach
senden Fachkräftemangels werden Forderungen laut, die 
Durchlässigkeit für akademisch qualifizierte Personen in 
das berufliche Bildungssystem zu verbessern. Im Gegen
satz zur Durchlässigkeit für beruflich Qualifizierte in die 
hochschulische Bildung ist diese »umgekehrte Durchläs
sigkeit« jedoch bislang wenig erforscht. 
Vor diesem Hintergrund wurde im Auftrag des Bundes
ministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) die 
Nutzung der beruflichen Aufstiegsfortbildung durch 
Bachelorabsolventinnen und -absolventen im Projekt 
»Durchlässigkeit für Postgraduierte: Bachelorabsolventen 
in der beruflichen Fortbildung« am Forschungsinstitut Be
triebliche Bildung (f-bb) in Nürnberg untersucht. Dabei 
zeigte sich, dass sowohl Absolventinnen und Absolventen 
als auch Personalverantwortliche positive Auswirkungen 
eines Fortbildungsabschlusses auf die Einstellungs- und 
Aufstiegschancen von Personen mit Bachelorabschluss 
sehen. Allerdings ist die Anzahl derer, die sich für diesen 
Bildungsweg entscheiden, noch gering (vgl. Wolf  u. a.  
2018). Welche Rolle dabei möglicherweise auch die Zulas
sungsvoraussetzungen in Fortbildungsordnungen spielen, 
wird im Folgenden analysiert. 

­

­

­

­

­

­

­

­

­

Dokumentenanalyse von Fortbildungsordnungen 

Grundlage der Dokumentenanalyse ist die Berufe-Da­
tenbank des BIBB. Sie umfasste im Dezember 2018 
222 Rechtsverordnungen und Regelungen des Bundes für 
die berufliche Fortbildung (gem. § 53 BBiG und § 42 HwO). 
Darunter befanden sich 119 Fortbildungsordnungen, 
die explizit Regelungen zu Zulassungsvoraussetzungen 
enthielten; 103 Dokumente enthielten keine Paragrafen zu 
Zulassungsregelungen (neben der Ausbilder-Eignungsver­
ordnung handelt es sich hierbei ausschließlich um Meister­
berufe, vgl. § 49 HwO). 
Fortbildungsprüfungsregelungen der zuständigen Stellen 
(nach § 54 BBiG und § 42 a HwO) gingen nicht in die Ana­
lyse ein. 
Die einschlägigen Paragrafen zu Zulassungsregelungen 
der 119 Fortbildungsordnungen wurden mithilfe der 
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Statistiksoftware R eingelesen und nach inhaltlich rele­
vanten Schlüsselbegriffen (Bachelor, Hochschule, ECTS, 
Berufspraxis und Öffnungsklausel1) durchsucht und aus­
gewertet. 

Verbreitung zentraler Schlüsselbegriffe 

Die Abbildung gibt einen Überblick über die Ergebnisse der 
Dokumentenanalyse und belegt, dass Regelungen zur Zu­
lassung von Hochschulabsolventinnen und -absolventen in 
den meisten Fortbildungsordnungen bisher kaum explizit 
Berücksichtigung gefunden haben. 
Insgesamt werden Studienabschlüsse nur in einer gerin­
gen Anzahl von Fortbildungsordnungen explizit erwähnt. 
Der Begriff »Hochschule« taucht lediglich in neun Fortbil­
dungsregelungen explizit auf, in zweien davon findet auch 
der Begriff »Bachelor« Erwähnung (vgl. Infokasten). In al­
len neun Fällen wird neben dem Hochschulabschluss noch 
eine (i. d. R. zweijährige) Berufspraxis als Zulassungskrite­
rium gefordert. 
ECTS-Punkte werden in vier weiteren Fortbildungsord­
nungen2 aufgegriffen; diese stellen jedoch keine Teilmen­
ge der bisher genannten Zulassungsvoraussetzungen dar. 
Die einschlägigen Formulierungen sind in Art und Umfang 
eher auf die Zulassungseignung von Fortbildungsinteres­
sierten nach Studienabbruch ausgelegt: Konkret werden 
mindestens 90 ECTS-Punkte in einem betriebswirtschaftli­
chen Studium und eine mindestens zwei- oder dreijährige 
Berufspraxis gefordert. 
Wo »Berufspraxis« als alleiniges Kriterium, d. h. ohne zu­
sätzlich geforderte Berufsausbildung, zur Zulassung be­
rechtigt, werden drei bis sieben Jahre Berufserfahrung ge­
fordert (in den meisten Fällen fünf). 
Die Öffnungsklausel als prinzipielle Zugangsmöglichkeit 
– auch für Bachelorabsolventinnen und -absolventen – fin­
det sich in allen einschlägigen Fortbildungsordnungen. 

Fazit 

Auch wenn Fortbildungsabschlüsse für Personen mit Ba­
chelorabschluss interessante Positionen, beruflichen Auf­
stieg, höheres Einkommen sowie eine Weiterentwicklung 
von Persönlichkeit und Kenntnissen eröffnen können (vgl. 
Wolf u. a. 2018), sind die Zulassungsvoraussetzungen in 
den Fortbildungsordnungen bisher nicht auf diesen Perso­

1 Der Begriff Öffnungsklausel wurde für die Analysen über die Formulie­

rung operationalisiert, dass sich für die Zulassung qualifiziert, wer eine 

Eignung »durch Vorlage von Zeugnissen« und/oder »auf andere Weise 

glaubhaft macht«. 

2 Es handelt sich hierbei um die Fortbildungen Gepr. Fachwirt/-in für 

Außenwirtschaft, Gepr. Kaufmänn. Fachwirt/-in (HwO), Gepr. Handels­

fachwirt/-in sowie Gepr. Fachwirt/-in für Vertrieb im Einzelhandel. 

nenkreis hin ausgerichtet. Die Möglichkeit eines Zugangs 
besteht grundsätzlich über die sogenannte Öffnungsklau­
sel (die jedoch naturgemäß nicht eindeutig regelt, welche 
Nachweise konkret einen Zugang ermöglichen) und in 
vielen Fällen auch über eine mehrjährige einschlägige Be­
rufserfahrung. 
Aufgrund der positiven Effekte, die mit einer beruflichen 
Fortbildung auch für Bachelorabsolventinnen und -absol­
venten verbunden sein können, scheint es naheliegend, auf 
eine Anpassung der Fortbildungsordnungen hinzuwirken, 
den Zugang zur beruflichen Aufstiegsfortbildung für aka­
demisch Qualifizierte zu erleichtern und die Bekanntheit 
gangbarer Zugangswege zu steigern. 
Die vorgestellten Ergebnisse und die Studie des f-bb kön­
nen hierzu einen ersten Beitrag leisten. Angesichts demo­
grafischer Entwicklungen, des Trends zur Akademisierung 
und des wachsenden Fachkräftemangels wäre nicht nur 
eine weitere Sensibilisierung der Berufsbildungsakteu­
re, sondern auch weitere Forschung in diesem Feld wün­
schenswert. s
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Fortbildungsregelungen für die Medienwirtschaft
 
neu geordnet 

HEIKE KRÄMER 
Dr., wiss. Mitarbeiterin im Arbeitsbereich 
»Kaufmännische Berufe, Berufe der Medien­
wirtschaft und Logistik« im BIBB 

2020 treten zwei novellierte Fortbildungsordnungen in  

der Medienwirtschaft in Kraft. Die Regelungen Geprüf

ter Industriemeister/Geprüfte Industriemeisterin - Fach

richtung Printmedien sowie Geprüfter Medienfachwirt/ 

Geprüfte Medienfachwirtin wurden inhaltlich und struk

turell den neuen Anforderungen an Führungskräfte im  

mittleren Management angepasst. Im Beitrag wird – ne

ben einer Beschreibung der Struktur und der Prüfungs

anforderungen – erläutert, warum trotz großer inhalt

licher  Übereinstimmungen weiterhin zwei Regelungen  

bestehen bleiben. 

Produktvielfalt und Komplexität in der Medien
wirtschaft nehmen zu 

In der Medienwirtschaft haben sich die Anforderungen an 
die Beschäftigten im mittleren Management in den letzten 
Jahren deutlich verändert. Traditionelle Produktionsket
ten haben sich zugunsten variabler Produktionsnetze auf
gelöst. Gleichzeitig nimmt die Komplexität der Tätigkeiten 
beispielsweise durch eine steigende Produktvielfalt sowie 
die Individualisierung und Personalisierung von Pro
dukten zu. Insbesondere die gewachsene Bedeutung von 
Digitalmedien und Online-Plattformen führt dazu, dass 
Führungskräfte heute eine Vielzahl unterschiedlicher Pro
duktionsprozesse planen, organisieren und steuern müs
sen. 
Bereits seit vielen Jahren existieren die Fortbildungsrege
lungen »Geprüfte/-r Industriemeister/-in – Fachrichtung 
Printmedien« und »Geprüfte/-r Medienfachwirt/-in« pa
rallel und haben sich gut etabliert. Gründe für die unter
schiedlichen Bezeichnungen, trotz großer inhaltlicher
Übereinstimmungen, liegen in der Kultur der Medienbe
reiche. In Druckereien und Medienhäusern gibt es eine 
jahrzehntelange Tradition der Fortbildung zum Industrie
meister/zur Industriemeisterin. Auf diesen angesehenen 
Titel möchte die Branche nicht verzichten. In der Werbe
wirtschaft und im Bereich Digitalmedien konnte sich die 
Bezeichnung nicht durchsetzen, da sich Unternehmen in 

­
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­
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diesen Branchen eher als Dienstleister und nicht als In­
dustriebetrieb verstehen. Daher wurde für Beschäftigte in 
den Bereichen der Druckvorstufe und der Digitalmedien 
eine Fortbildung geschaffen, die der zum/zur Industrie­
meister/-in inhaltlich ähnelt, jedoch den Titel Medienfach­
wirt/-in führt. Beide Bezeichnungen haben sich in den je­
weiligen Branchen etabliert, sodass auch in Zukunft zwei 
Fortbildungsregelungen im Angebot sein werden. 

Struktur und Inhalte der Fortbildungen gleichen 
sich weiter an 

Die zunehmende Vernetzung der Produktion von Digital- 
und Printmedien führt dazu, dass Absolventinnen und 
Absolventen beider Fortbildungsberufe die Kompetenz er­
werben müssen, Produktionsprozesse im gesamten Ablauf 
begleiten zu können – von der Datenübernahme bis zur 
Bereitstellung des Endproduktes bzw. dessen Auslieferung 
an die Kundinnen und Kunden. Daher wurden die Inhalte 
der Fortbildungsregelungen weiter angeglichen. So wurde 
die Unterscheidung von Printmedien und Digitalmedien 
z. B. in den Bereichen der Kalkulation und Planung auf­
gehoben. Eine Differenzierung wird zukünftig nur noch 
in Form von unterschiedlichen Wahlpflichtqualifikations­
schwerpunkten vorgenommen (vgl. Abb. 1). Gemeinsam 
ist beiden Fortbildungsordnungen die Unterteilung in 
Grundlegende Qualifikationen und Handlungsspezifische 
Qualifikationen. Der Prüfungsteil Grundlegende Qualifi­
kationen umfasst, wie bei Industriemeisterverordnungen 
üblich, die Prüfungsbereiche Rechtsbewusstes Handeln, 
Betriebswirtschaftliches Handeln, Anwenden von Metho­
den der Information, Kommunikation und Planung sowie 
Zusammenarbeit im Betrieb. Diese Prüfungsbereiche wer­
den jeweils schriftlich geprüft. 
Der Prüfungsteil Handlungsspezifische Qualifikationen glie­
dert sich in die beiden Handlungsbereiche Medienproduk­
tion sowie Führung und Organisation. Im Handlungsbe­
reich Medienproduktion ist der Qualifikationsschwerpunkt 
Produkte und Prozesse der Print- und Digitalmedienpro­
duktion für alle verpflichtend. Eine Differenzierung erfolgt 
über die Wahlpflichtqualifikationsschwerpunkte. Bei der 
Fortbildungsregelung Geprüfte/-r Industriemeister/-in – 
Fachrichtung Printmedien stehen die Wahlpflichtqualifi­
kationsschwerpunkte Druck und Druckveredelung sowie 
Druckweiterverarbeitung zur Auswahl. In der Verordnung 
des Geprüften Medienfachwirts/der Geprüften Medien­
fachwirtin wird zwischen Printmedien und Digitalmedien 
unterschieden. 
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Im Handlungsbereich Führung und Organisation wird in 
den Qualifikationsschwerpunkten Personalmanagement, 
Vertriebs- und Geschäftsprozesse sowie Kostenmanage­
ment geprüft. Aufgrund der zunehmenden Digitalisierung 
und sich weiter verkürzender Innovationszyklen legen die 
Prüfungsregelungen im Schwerpunkt Personalwesen den 
Fokus auf Fragen der Motivation und Weiterbildung von 
Beschäftigten. Auch die Themen Marketing und Medien­
recht werden zukünftig eine größere Bedeutung erhalten. 
Die deutlich verminderten Unterschiede bei den Tätig­
keiten der Fach- und Führungskräfte im mittleren Ma­
nagement führten auch zu einer weiteren Konzentra­
tion. Durch die Neuausrichtung des Industriemeisters/der 
Industriemeisterin Printmedien konnte es gelingen, die 
Fortbildungsregelung Geprüfte/-r Industriemeister/-in – 
Fachrichtung Buchbinderei zu integrieren. Bei der Verord­
nung Geprüfte/-r Medienfachwirt/-in konnten die bislang 
getrennten Verordnungen Digital und Print zusammenge­
fasst werden, sodass nur noch eine Verordnung notwendig 
ist. 

Hochschulzugang und berufliche Mobilität 
erleichtern 

Im Prüfungsteil Handlungsspezifische Qualifikationen 
wird im Rahmen von zwei Situationsaufgaben schriftlich 
geprüft. Die Situationsaufgaben stammen jeweils aus den 
Handlungsbereichen Medienproduktion (inklusive des 

Wahlpflichtqualifikationsschwerpunkts) sowie Führung 
und Organisation. Des Weiteren muss eine praxisorientier­
te Gesamtplanung als Projektarbeit erstellt werden, die im 
Rahmen einer Präsentation dem Prüfungsausschuss vorge­
stellt wird. Bei der Projektarbeit wird der Wahlpflichtquali­
fikationsschwerpunkt berücksichtigt und auf dem Zeugnis 
entsprechend dokumentiert. 
Neu ist, dass erstmalig bei einer Fortbildungsregelung für 
die Medienwirtschaft eine Gesamtnote aus allen Prüfungs­
bestandteilen gebildet wird. Dies soll die Transparenz bei 
der Gewichtung der einzelnen Teile erhöhen und gleich­
zeitig dazu dienen, den Zugang zu akademischen Bil­
dungsgängen zu erleichtern. 
Zu jeder Fortbildungsregelung wurden Zeugniserläu­
terungen erstellt, aus denen das Profil der beruflichen 
Handlungsfähigkeit sowie die beruflichen Tätigkeitsfel­
der ersichtlich sind. Außerdem wird in allen Dokumenten 
die Zuordnung zu Niveau 6 des Deutschen und Europäi­
schen Qualifikationsrahmens ausgewiesen. Diese Zeugnis­
erläuterungen werden in die englische und französische 
Sprache übersetzt, um so die berufliche Mobilität der Füh­
rungskräfte im internationalen Rahmen zu unterstützen. 
Eine Übergangsregelung in den neuen Verordnungen sieht 
vor, dass bereits begonnene Prüfungen noch in einem Zeit­
raum von dreieinhalb Jahren nach dem Inkrafttreten ge­
mäß den bisherigen Regelungen zu Ende gebracht werden 
können. s
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Anerkennungs- und Validierungsverfahren
 

KATRIN GUTSCHOW 
Wiss. Mitarbeiterin im Arbeitsbereich 
»Personenbezogene Dienstleistungsberufe, 
Querschnittsaufgaben« im BIBB 

Validieren und anerkennen 
Informell erworbene Kompetenzen sichtbar machen – 

eine Auslegeordnung für die Schweiz 

Ulla Klingovsky (Hrsg.); Martin Schmid. 
hep Verlag AG, Bern 2018, 240 S., 32 EUR, 
ISBN 978-3-0355-0842-0 

Nach einer Einleitung der Herausgeberin zur »Anerken­
nung und Validierung als erwachsenenpädagogische 
Handlungspraxis« gibt Martin Schmid einen umfassen­
den Überblick zur Diskussion über Anerkennungs- und 
Validierungsverfahren. Dabei stellt er fest, dass «eine über­
greifende Theorie oder ein übergreifendes theoretisches 
Konzept allerdings [fehlt]« (S. 104). Dem begegnet er 
in den ersten sechs Kapiteln damit, dass er die Fäden zu 
»Grundlagen und Begründungsstrukturen« und »Begriffen 
und Konzepten« entwirrt und sortiert und bisherige Ansät­
ze zur Systematisierung von Validierungs- und Anerken­
nungsverfahren vorstellt. Dabei zeichnet er die begriffliche 
und konzeptionelle Vielfalt aus den spezifischen nationa­
len Prägungen in Europa nach. Bessere Möglichkeiten der 
Gestaltung von Durchlässigkeit durch Validierungs- und 
Anrechnungsverfahren werden dem Risiko der Auswei­
tung der Verwertungslogik auf sämtliche Lebensbereiche 
gegenübergestellt. 
Im Hinblick auf Methoden, die Beurteilung und Bewer­
tung stellt er verschiedene Formen der Selbst- und Fremd­
evaluation dar und erläutert ihre jeweiligen Vor- und Nach­
teile. Zudem befasst er sich mit den Voraussetzungen, die 
Verfahren erfüllen müssen, um belastbare Beurteilungen 
und Bewertungen zu ermöglichen. 
Entwicklung und Stand von Anerkennungs- und Vali­
dierungsverfahren in der Schweiz bilden den zweiten 

Schwerpunkt des Buchs. Schmid stellt dar, dass neben 
den bildungspolitisch begründeten Handlungssträngen 
zivilgesellschaftliche und politische Initiativen über ei­
nen langen Zeitraum große Bedeutung in der Schweiz 
hatten. Deutlich wird auch, dass in der Westschweiz An­
regungen aus Frankreich die Diskussion und Aktivitäten 
zu Anerkennung und Validierung beeinflussen. Schmid 
legt detailreich dar, welche Verfahren in der beruflichen 
Grundbildung, der höheren Berufsbildung, an den Hoch­
schulen und in der Weiterbildung etabliert sind und wie 
sie reguliert und genutzt werden. Dabei berücksichtigt er, 
soweit möglich, empirische Erkenntnisse und fragt nach 
Auswirkungen von Kosten, Methoden und Verfahrensab­
läufen auf ihre Nutzung. Die Validierung von Bildungsleis­
tungen ist – neben dem Absolvieren einer regulären oder 
verkürzten Grundbildung und der direkten Zulassung zum 
Qualifikationsverfahren (ähnlich der Externenregelung in 
Deutschland) – ein Verfahren, mit dem Erwachsene einen 
Berufsabschluss erwerben können. Dass sie im Vergleich 
mit den anderen Wegen selten genutzt wird, führt der 
Autor auf ein geringes Berufsspektrum und vor allem auf 
die hohen sprachlichen Anforderungen des Verfahrens zu­
rück. Für die höhere Berufsbildung gilt, wie auch für die 
geregelte Aufstiegsfortbildung in Deutschland, dass ihre 
Abschlüsse durch die Teilnahme an Prüfungen erworben 
werden, die es nicht zwingend voraussetzen, einen spe­
ziellen Bildungsgang oder Kurs zu besuchen. In diesem Be­
reich sind Anerkennungsverfahren daher überwiegend auf 
den Zugang zu diesen Prüfungen ausgerichtet, während 
im Hochschulbereich die Vergabe von Leistungspunkten 
ein häufig genutztes Anerkennungsverfahren ist. 

Fazit: Martin Schmid sieht in Validierungs- und Anerken­
nungsverfahren »ein Sinnbild« des »sich momentan im Bil­
dungssystem vollziehenden Paradigmenwechsels von der 
Input- zur Outcome-Orientierung« (S. 212). Seine gründ­
liche Auseinandersetzung mit theoretischen Ansätzen 
und bildungspolitischen Zielen, der begrifflichen Vielfalt 
und den methodischen Zugängen der Validierungs- und 
Anerkennungsdebatte ermöglicht umfassende Orientie­
rung, bietet aber auch Expertinnen und Experten zahlrei­
che Denkanstöße. Für die Schweiz legt er eine detaillierte 
Darstellung und Analyse der Validierungs- und Anerken­
nungsverfahren in den verschiedenen Bereichen des Bil­
dungssystems vor. Die Vielfalt der Ansätze wird durch die 
Logiken der Teilbereiche des Bildungssystems nachvoll­
ziehbar und das Spannungsfeld zwischen persönlicher 
Entwicklung und Verwertbarkeit am Arbeitsmarkt gerät zu 
keinem Zeitpunkt aus dem Blick. s
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K U R Z   U N D  A K T U E L L  

V E R Ö F F E N T L I C H U N G E N  

Vielfalt in der beruflichen Bildung 
Die berufliche Ausbildung von  
jungen Menschen, die nach  
Deutschland geflüchtet sind, stellt  
besondere Anforderungen an Be
triebe und Ausbildungspersonal.  
Anhand  von  Praxisbeispielen  
werden Instrumente und Kon
zepte aufgezeigt, die in Modell
versuchen entwickelt und erprobt  
wurden. Betrieblichen Ausbilde­  
rinnen  und  Ausbildern  werden  mit  
der Broschüre konkrete Ideen und  

Konzepte an die Hand gegeben, die unmittelbar in den Aus
bildungsalltag übertragen werden können. 
Gero Scheiermann, Christian Vogel: Vielfalt in der beruflichen 

Bildung – Betriebliche Ausbildung von Geflüchteten erfolgreich ge

stalten. Bonn 2019. Kostenloser Download: www.bibb.de/veroef  

fentlichungen/de/publication/show/10341 

Wirtschaft 4.0 und die Folgen für Arbeitsmarkt 
und Ökonomie 

Der Forschungsbericht zeigt die  
dritte modellbasierte Wirkungs
abschätzung einer Wirtschaft 4.0  
auf Arbeitsmarkt und die Gesamt
wirtschaft. Unter der Annahme,  
dass Deutschland bei der Um
setzung der Digitalisierung eine  
Vorreiterrolle einnehmen wird,  
zeigt sich, dass sich die mögli
chen zukünftigen Arbeitswelten  
»Wirtschaft 4.0« und »QuBe-Ba
sisprojektion« hinsichtlich ihrer  

Branchen-, Berufs- und Anforderungsstruktur deutlich von
einander unterscheiden. Dennoch fallen die Arbeitsplatz
verluste insgesamt relativ gering aus, da dem Abbau von  
Arbeitsplätzen die Schaffung neuer Arbeitsplätze in Folge  
der Digitalisierung gegenübersteht. 
Marc Ingo Wolter, Anke Mönnig, Christian Schneemann, Enzo  

Weber, Gerd Zika, Robert Helmrich, Tobias Maier, Stefan  

Winnige: Wirtschaft 4.0 und die Folgen für Arbeitsmarkt und Öko

nomie – Szenario-Rechnungen im Rahmen der fünften Welle der   

BIBB-IAB-Qualifikations- und Berufsprojektionen (Wissenschaftli

che Diskussionspapiere 200). Opladen 2019. Kostenloser Download/ 

kostenpflichtige Bestellung: www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/ 

publication/show/10197 
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Berufsbildung 4.0 in der Landwirtschaft 
Im Rahmen der Initiative »Berufs
bildung 4.0 – Fachkräftequalifika
tionen und Kompetenzen für die 
digitalisierte Arbeit von morgen«  
wurde der Frage nachgegangen,  
wie sich digitale und vernetzte  
Technologien auf Arbeitsauf
gaben und Kompetenzen in der  
Landwirtschaft auswirken. 
Markus Bretschneider: Berufsbil

dung 4.0 – Fachkräftequalifikationen 

und Kompetenzen für die digitalisier

te Arbeit von morgen: Die Ausbildungsberufe »Landwirt/-in« und  

»Fachkraft Agrarservice« im Screening (Wissenschaftliche Diskus­  

sionspapiere 204). Bonn 2019. Kostenloser Download/kostenpflich

tige Bestellung: www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/ 

show/10377  

OER für die Berufsbildung 
Open Educational Resources  
(OER) werden für die berufliche 
Bildung zunehmend interessant.  
Diese Broschüre führt grundle
gend in das Thema ein: Welche  
rechtlichen Aspekte müssen be
achtet werden? Wo findet man  
OER und wie kann man sie nut
zen? Wie kann man OER selbst  
erstellen? Welche Konzepte der  
Qualitätssicherung und Finan

zierung gibt es? Zielgruppe der Broschüre sind die Prakti
ker/-innen der beruflichen Bildung. 
Susanne Grimm, Bodo Rödel: Open Educational Resources (OER)  

für die Berufsbildung. Mit offenen Bildungsmaterialien arbeiten. Bonn  

2019. Kostenloser Download: www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/ 

publication/show/10347 

­
­
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www.bibb.de/veroeffentlichungen/de
www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication
www.bibb.de/veroeffentlichungen/de
www.bibb.de/veroef
http://www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/10341
http://www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/10197
http://www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/10377
http://www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/10347
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Stigmatisierungseffekte im 
Übergangsbereich 
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Auf dem Weg von der Schule in die  
Ausbildung profitieren viele  junge  
Menschen von den Angeboten im  
Übergangsbereich. Nicht wenige je
doch verlieren sich darin und finden  
dauerhaft keinen Anschluss. Was un
terscheidet die Kompetenzniveaus der 
Jugendlichen,  die  direkt eine Ausbil
dung beginnen, von denen der jungen 

­

­

­

Menschen, die in den Übergangsbereich 
münden? Haben alle Jugendlichen die 
gleichen Chancen in den Angeboten des 
Übergangsbereichs? Was sind die Krite­
rien für Bildungsangebote, von denen 
junge Menschen wirklich profitieren 
können? Und welche bildungspoliti­
schen Konsequenzen ergeben sich aus 
diesen Analysen? Diese und weiteren 
Fragen beantwortet Prof. Dr. Dieter 
Euler im Videointerview mit der BIBB-
Fachstelle überaus. Er spricht über den 
notwendigen Abbau von separativen 
Strukturen im Übergangsbereich, die 
damit verbundenen bildungspolitischen 
Herausforderungen und darüber, wann 
und wie sich öffentlich geförderte Aus­
bildung rechnet. 
Zum Videointerview: www.ueberaus. 
de/interview-euler 

Allianz für Aus- und Weiter  
bildung wird fortgeführt 

Ende 2014 wurde die Allianz für Aus- 
und Weiterbildung ins Leben gerufen, 
um Attraktivität, Qualität und Leis
tungsfähigkeit sowie die Integrations
kraft der beruflichen Bildung weiter  
zu stärken. Die Bundesministerien für 
Arbeit, Bildung und Wirtschaft, die  
Bundesagentur für Arbeit, BDA, BFB,  
DIHK und ZDH, Gewerkschaften und  
Länder haben am 26. August die Wei
terentwicklung des gemeinsamen En
gagements bekräftigt. Mit der neuen  
Erklärung haben sich die Partner auf  
zentrale Handlungsfelder und konkrete  

­

­
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­

www.ueberaus
http://www.ueberaus.de/interview-euler
http://www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/10005
http://www.bibb.de/datenreport
http://www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/10335
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Maßnahmen verständigt, um möglichst 
alle Menschen zu einem qualifizierten 
Berufsabschluss zu bringen. Ziel ist, 
dass mehr Jugendliche einen betrieb­
lichen Ausbildungsplatz finden und 
mehr Betriebe ihre Ausbildungsstellen 
besetzen können. Die Mobilität von Ju­
gendlichen bei der Suche nach einem 
Ausbildungsplatz soll durch verschie­
dene Maßnahmen unterstützt werden. 
Die Allianz für Aus- und Weiterbildung 
will zudem die berufliche Bildung mit 
ihren modernen Fortbildungsangeboten 
und Karrierewegen als gleichwertige 
Alternative zur akademischen Bildung 
stärken. 
Download der Erklärung unter: 
www.bmwi.de/Redaktion/DE/Down 
loads/A/allianz-fuer-aus-und-weiter 
bildung-2019-2021.pdf 

DGB-Jugend:  
Ausbildungsreport 2019 

Der Ausbildungsreport der DGB-Ju
gend gibt einen Überblick über den  
Zustand der Ausbildungslandschaft  
in der Bundesrepublik aus Sicht der  
Auszubildenden. Der Report 2019 be
leuchtet zum vierzehnten Mal in Folge  
die Qualität der dualen Ausbildung und  
die Zufriedenheit der Auszubildenden.  
An der repräsentativen Befragung betei
ligten sich 16.181 Auszubildende aus 
den 25 häufigsten Ausbildungsberufen.  
Gefragt wurde nach der fachlichen  
Qualität der Ausbildung im Betrieb  
und der Berufsschule. Darüber hin
aus wurden Ausbildungsbedingungen  
wie Ausbildungszeit, Überstunden und  

­

­

­

­

Höhe der Ausbildungsvergütung sowie  
Zufriedenheit und geschlechtsspezifi
sche Unterschiede in der Bewertung der  
Ausbildung betrachtet. 
Der thematische Schwerpunkt der dies
jährigen Studie ist das Thema »Digi
talisierung in der Ausbildung«. Unter  
dem Stichwort Ausbildung 4.0 wird die  
Einschätzung der Auszubildenden zu  
Aspekten der Digitalisierung und Auto
matisierung in ihrer Ausbildung wieder
gegeben. Die Studie wurde auch 2019 
in Zusammenarbeit mit dem Institut für  
sozialpädagogische Forschung (ism) in  
Mainz erstellt. 
Download der Studie unter: http:// 
dgb-jugend.hassenbach.de/down  
loads/ausbildungsreport2019.pdf 

IAB-Kurzbericht zu  
Digitalisierung und beruflicher  
Weiterbildung 
In dem Kurzbericht 16/2019 des In
stituts für Arbeitsmarkt- und Berufs
forschung (IAB) stellen Pascal Heß, 
Simon Janssen und Ute Leber fest,  
dass Beschäftigte, deren Tätigkeiten  
durch Technologien ersetzbar sind,
sich seltener weiterbilden. 
Die Auswirkungen der Digitalisierung 
auf den Arbeitsmarkt werden zuneh
mend sichtbar. Eine der größten He
rausforderungen besteht in der Ver
änderung der Branchen-, Berufs- und 
Anforderungsstruktur. Um mit den  
Änderungen der Arbeitswelt Schritt zu  
halten und die individuellen Erwerbs­  
chancen zu wahren, wird lebenslanges  
Lernen immer wichtiger. Dies gilt gera
de für Beschäftigte, deren Tätigkeiten 
durch moderne Technologien ersetzt  
werden können. Daten des Nationalen  
Bildungspanels zeigen aber, dass Per
sonen mit einem hohen Anteil an Rou
tinetätigkeiten – die potenziell leichter  
ersetzbar sind – deutlich seltener an  
Weiterbildung teilnehmen als Beschäf
tigte mit weniger Routinetätigkeiten.  
Dabei erklären Unterschiede in der  
Qualifikation sowie in weiteren indi
viduellen Merkmalen der Beschäftigten  
nur einen geringen Teil der unterschied

­

­
­

­
­

­
­

 

­
­
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­

­

­

lichen Weiterbildungsbeteiligung. Eine  
größere Rolle spielen hingegen die be
triebliche Weiterbildungspolitik sowie  
individuelle Weiterbildungsangebote  
und die finanzielle Unterstützung der  
Beschäftigten. 
Download unter: http://doku.iab.de/ 
kurzber/2019/kb1619.pdf 

Neue DQR-Zuordnungen 

Der Deutsche Qualifikationsrahmen  
(DQR) ist ein Instrument zur Einord
nung der Qualifikationen des deutschen  
Bildungssystems. Jeweils zum 1. August  
wird eine Liste der in den vergangenen  
zwölf Monaten zugeordneten Qualifika
tionen vorgelegt und die DQR-Daten
bank aktualisiert. Die Aktualisierung  
spiegelt die Schaffung neuer Qualifika
tionen ebenso wider wie Änderungen, 
die bestehende Qualifikationen betref
fen: So werden immer wieder bundes
einheitlich geregelte Ausbildungs- und  
Fortbildungsordnungen oder landes
rechtlich geregelte Berufsabschlüsse  
modernisiert oder neu geschaffen, um  
den aktuellen Anforderungen von Wirt
schaft, Politik und Gesellschaft Rech
nung zu tragen. Die fast 80seitige Liste  
findet sich jetzt auf der DQR-Homepage  
in der Rubrik »Service – Downloads«:  
www.dqr.de 

Jugendarbeitslosigkeit in  
Europa: Besserung in Sicht 
Die Jugendarbeitslosigkeit stieg nach  
der Finanz- und Wirtschaftskrise im  
Jahr 2009 in den meisten europäischen  
Ländern stark an, zum Teil lag die Ar
beitslosenquote bei über 40 Prozent.  
Aussagekräftiger ist der Anteil der Ju
gendlichen, die weder beschäftigt sind,  
noch sich im Bildungssystem befinden.  
Dieser ist weit niedriger. Zudem sinkt 
die Beschäftigungslosigkeit von Ju
gendlichen seit einigen Jahren wieder 
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deutlich. Vor allem die baltischen Staa
ten, Irland und Ungarn haben sich gut 
erholt. Auch Spanien, wo die Arbeitslo
senquote unter den Jugendlichen 2013  
eine der höchsten in Europa war, hat  
Fortschritte gemacht. Immer noch pro
blematisch sieht es dagegen in Kroatien,  
Griechenland und Italien aus. Die we
nigsten Probleme hat Tschechien, dicht  
gefolgt von den Niederlanden. Auch in  
Deutschland, wo die Quote bei unter  
fünf Prozent liegt, und in Skandinavien  
hat die Jugend gute Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt. 
Der IW-Kurzbericht 51/2019 von 
Holger Schäfer steht zum Down­
load zur Verfügung unter: www. 
iwkoeln.de/studien/iw-kurzberichte/ 
arbeitsmarkt.html  

Auswertung der amtlichen 
Statistik zum Anerkennungs
gesetz 

Das Statistische Bundesamt hat am   
21. August 2019 die Ergebnisse der  
amtlichen Statistik zum Anerkennungs
gesetz des Bundes für das Berichtsjahr 
2018 veröffentlicht. Demnach meldeten  
die zuständigen Stellen 29.202 neue  
Anträge auf Anerkennung einer im  
Ausland erworbenen Berufsqualifika
tion. Dies entspricht einem Anstieg um  
16,8 Prozent im Vergleich zum Vorjahr.  
Damit sind die Antragszahlen auch im 
siebten Jahr des Gesetzes erneut ge
stiegen: im Bereich der reglementierten  
Berufe um ein Plus von 3.348 Anträgen  
(plus 17,4  %) im Vergleich zum Vorjahr,  
im Bereich der nicht reglementierten  
Berufe um ein Plus von 870 Anträgen 
(plus 15,1 %).  
Die meisten Anträge (gut 60 %) wurden  
zu den Referenzberufen Gesundheits­  
und Krankenpflegerin oder Gesundheits­  
und Krankenpfleger sowie Ärztin oder 
Arzt gestellt. Am häufigsten wurden  
Anträge von Menschen gemeldet, die  
ihre berufliche Qualifikation in Syrien,  

­

­

­

­

­

­

­

­

Bosnien und Herzegowina oder Serbien  
erworben haben. Fast 70 Prozent der  
Anträge wurden von Personen mit ei
ner beruflichen Qualifikation aus einem  
Drittstaat gestellt, gut 30 Prozent hatten  
ihren Abschluss innerhalb der EU, des 
Europäischen Wirtschaftsraums (EWR)  
oder in der Schweiz erworben. 
Damit wurden seit Inkrafttreten des  
Gesetzes insgesamt 140.703 Anträge  
zu bundesrechtlich geregelten Berufen  
registriert. Die vollständige Auswertung  
der amtlichen Statistik zum Anerken
nungsgesetz des Bundes für 2018 steht  
zum Download zur Verfügung: 
www.anerkennung-in-deutschland.  
de/images/content/Medien/2018­  
statistik-bund.pdf  

Neues Klischeefrei-Faktenblatt 

Wie hoch ist die Studienabbruchquote  
bei Frauen und Männern an Universi
täten und Fachhochschulen? Welche  
Fächer sind betroffen? Und aufgrund  
welcher Motive brechen Frauen und  
Männer ihr Studium ab? Ein neues  
Klischeefrei-Faktenblatt liefert hierzu  
Antworten. 
Weitere Faktenblätter präsentieren  
aktuelle Zahlen zu Themen wie »be
triebliche Ausbildung«, »Fächerwahl  
von Jungen und Mädchen« oder »Ver
tragslösungen von Ausbildungsverträ
gen«. Sie machen deutlich, wie wichtig  

­

­

­

­

­
­

eine klischeefreie Berufs- und Stu­  
dienwahl ist. 
www.klischee-frei.de/de/klischee
frei_53025.php 

Neuer OECD-Report 

Das Bildungswesen soll Menschen in  
ihrer persönlichen und beruflichen Ent
wicklung und in ihrem Engagement als  
mündige Bürger unterstützen und muss  
dafür auch globale Veränderungen be
rücksichtigen, so der OECD-Report »Bil
dung, Trends, Zukunft 2019«, der jetzt  
auf Deutsch erschienen ist. Mit dem Fo
kus auf die Mikroebene der Menschen 
und Familien will die Studie belastbare,  
nicht fachspezifische Vergleichsdaten  
zu internationalen Trends in Schule,  
Studium und Weiterbildung bieten. 
Kostenloser Download: https://doi. 
org/10.1787/738db6c1-de 

Startschuss für ASCOT+ 
Mit sechs Projekten ist die BMBF- 
Forschungs- und Transferinitiative   
ASCOT+ gestartet. Die Initiative, in der  
digitale Lern- und Messinstrumente  
entwickelt werden sollen, mit denen  
Kompetenzen von Auszubildenden ge
fördert und gemessen werden können,  
wird vom BIBB umgesetzt. Vorgestellt 
wird ASCOT+ in der BWP 6/2019 mit 
dem Schwerpunkt »Prüfungen«, die  
Anfang Dezember erscheint. Es gibt  
bereits eine Infobroschüre und eine  
Webseite, auf der die Projekte aus den 
Berufsfeldern gewerblich-technische,  
kaufmännische und Gesundheitsberufe  
vorgestellt werden. Die Projekte bauen  
auf den Ergebnissen der Forschungs­  
initiative ASCOT auf. 
www.ascot-vet.net 

­
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T E R  M I N E  

Berufsbildung im Spannungs­
feld Künstlicher Intelligenz 
und Digitalisierung 
29.–30. Okober in Berlin 
Mit der Fachtagung startet das BIBB 
die neue Veranstaltungsreihe »Digitali­
sierung der Arbeits- und Berufewelt – 
Umsetzungsbeispiele aus der Praxis«. 
Damit soll der Dialog zur Gestaltung 
und Umsetzung einer Berufsbildung 
4.0 zwischen Akteuren, Multiplikato­
ren und Interessierten aus Bildung, Wis­
senschaft und Politik gefördert werden. 
Im Rahmen der Veranstaltung werden 
die diesjährigen Preisträger des Her­
mann-Schmidt-Preises geehrt. 
www.bibb.de/de/99876.php 

BvLB-Berufsbildungskongress 
14.–15. November 2019 in Berlin 
Der Bundesverband der Lehrkräfte für 
Berufsbildung e.V. (BvLB) veranstal­
tet mit Unterstützung des Verbands 
Bildungsmedien e.V. einen Berufsbil­
dungskongress unter dem Motto »Di­
gitalisierung jenseits des Kabels«. Viele 
Foren bieten Informationen zur päda­
gogischen Bearbeitung des digitalen 
Wandels. Wie kann berufliche Bildung 
auch im Zeitalter der Digitalisierung 
erfolgreich sein und welche Aufgaben 
muss die Schule übernehmen, um die 
digitale Gesellschaft zu entwickeln? 
www.bildungsmedien-kongresse.de 

Entwicklungen und Perspekti­
ven in der Berufsorientierung – 
Stand und Herausforderungen 
25.–26. November 2019 in Münster 
Das AG BFN-Forum widmet sich 
verschiedener Handlungs- und For­
schungsfelder von Berufsorientierung, 
die Berufswahl als lebenslange Lauf­
bahngestaltung verstehen. Im Fokus 
stehen dabei die Diagnostik in der Be­
rufsorientierung, die berufliche Ent­
wicklung über die Lebensspanne und 
die Förderung erfolgreicher Laufbah­
nen, Konzepte domänenspezifischer 

beruflicher Orientierung sowie die 
Akteurinnen und Akteure in der Be­
rufsorientierung. 
www.agbfn.de/de/agbfn_veranstal 
tung_94299.php 

Zukunftsforum Bildungs­
forschung 2019 
29.–30. November 2019 
in Weingarten 
Das sechste Zukunftsforum Bildungs­
forschung widmet sich unter dem 
Titel »Bildung und Nachhaltigkeit – 
disziplinäre, interdisziplinäre und 
transdisziplinäre Perspektiven« dem 
Thema der Nachhaltigkeit als wichti­
ger gesellschaftlicher Leitperspektive. 
Klimawandel, ressourcenschonendes 
Verbraucherverhalten, sozialverträgli­
chere Produktion von Gütern oder För­
derung von Integration und Teilhabe 
sind nur einige Beispiele, die in diesem 
Rahmen diskutiert werden. Die Tagung 
geht der Frage nach, welche Rolle der 
Bildung und der Bildungswissenschaft 
in diesem Zusammenhang zukommt. 
www.graduiertenakademie.de/ 
veranstaltungen/zukunftsforum­
bildungsforschung 

OKB-Symposium 2019 
6. Dezember 2019 in St. Gallen 
Das Symposium des Ostschweizer 
Kompetenzzentrums für Berufsbil­
dung (OKB) steht unter dem Motto 
»Die Arbeitswelt von morgen mit der 
Berufsbildung von heute?!« und stellt 
die Frage, welche Form der Arbeit unse­
re Gesellschaft in Zukunft brauchen und 
ausführen wird. Die Arbeitswelt muss 
sich auf eine Zukunft vorbereiten, die 
sie selber noch gar nicht kennt. Wie se­
hen Praktikerinnen und Praktiker die 
Zukunft ihrer eigenen Branche? Was 
tun die Verantwortlichen aus Industrie, 
Gewerbe, Gesundheit und Dienstleis­
tungen, um darin bestehen zu können? 
www.berufsbildung-ost.ch 

Vorschau auf die nächsten  
Ausgaben 

6 / 2019 – Prüfungen 
Mit über 400.000 Abschlussprüfungen  
im Jahr stellt das Prüfungswesen einen  
wichtigen Bereich des beruflichen Aus
bildungssystems dar. Die BWP-Ausgabe  
geht der Frage nach, wie das Prüfungs
wesen mit dem Wandel in der Berufs
bildung Schritt halten kann. Wie fin
den Forschungserkenntnisse Eingang  
in die Prüfungspraxis und wie bilden  
sich Veränderungen der Ausbildungs
praxis in der Prüfungsgestaltung ab?  
Welche Anforderungen stellen sich an 
die Organisation von Prüfungen und  
an die Kompetenzen der zumeist eh
renamtlichen Prüferinnen und Prüfer? 
Erscheint Dezember 2019 

1 / 2020 – Weiterbildung 
Erscheint Februar 2020 

2 / 2020 – Pflegeberufe 
Erscheint Mai 2020 

Das  BWP-Abonnement umfasst die  
kostenfreie Nutzung des gesamten  
BWP-Online-Archivs, das alle Aus­  
gaben und Beiträge seit 2000 im zitier
fähigen Format enthält. 
www.bwp-zeitschrift.de/archiv  
Nutzen Sie die umfassenden Recher
chemöglichkeiten! 
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